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Südafrika 5. 18 

Mit einer verfeinerten Repression, einem 
sog. Nationalen Verfauungsrat und der 
Marioneuenpolitik der Homeland.Regie. 
rungen will das Regime in I'retoria den 
Apartheidgegnern den Wind aus den 
Segeln nehmen. 
Wie stellt sich die Befreiungsbewegung 
ANC auf das Taktieren Pretorias ein? Was 
meint sie zu Verhandlungen? Wosteht die 
GewerkschafubewegunJ{? 

Palästina S. 5 

Seit Monaten dauert die Rebellion der Pa­
lästinenser in der besetzten Westbank. 
Gan und Ost-Jerusalem an. Die Besat­
zungsmacht Israel bekommt den "Krieg 
der Steine" nicht in den Griff. 
Was waren die Auslöser des Aufstands? 
Was will die Nationale Führung des Auf­
standsgebieu? Was lut die PLO? 
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Nicaragua 5. 35 

Nur durch weitere einseitige Zugeständnis. 
se konnte Nicaragua den Zusammenbruch 
des mittelamerikanischen Friedenspro. 
zeltes verhindern. Der US-Kongre6lehnte 
daraufhin eine weitere Hilfe für die Contra 
,b. 
Wird damit der Contrakrieg beende! oder 
findet die Reagan-Administration neue 
Wege. die Aggression fo rtzusetzen? 
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Kommentar 

strauß im Südlichen Afrika 
"vermittler" für die Apartheid 

Kein anderer Politiker von internationa­
ler Beachtung hätte: Ci gewagt, so offen 
wesentliche Bestandteile der Apartheid. 
politik Südafrikas ruf gut zu heißen wie 
Franz-Josef Strauß auf seiner jüngsten 
Reise im Südliche Afrika. 
Durch überaus dürftige Anti.Apartheid. 
Einsprengsel in seinem Besuchspro­
gramm versucht Strauß, die heftige Kri­
tik im ln- und Ausland an seiner Kumpa. 
nei mit dem Rassistenstaat abzufangen: 
Schließlich hätte er z. B. die Abschaffung 
der Gesetze über die Rasseneintcilung 
und getrennte Wohngebiete angeregt, 
sich für die Freilassung politischer Ge­
fangener und Entwicklungshilfe fUr Mo­
sambik eingesetzt. 
Während jedoch die politische Auscin­
anderset:wng um diese Variante bundes­
deutscher Kollaborationspolitik noch 
ausgetragen winl., kann FJ. Strauß auf 
einem anderen Felde bereits Erfolge ver· 
buchen. Ocr Wirtschaftsführer und Auf­
sichtsratsvorsitzende der Deutschen 
Airbus GmbH konnte nach der Rück· 
kehr von seiner Südafrikareise einen an· 
sehnlichen Geschäftsabschluß vorwei­
sen: Zwei Airbusnugzeuge vom Typ 320 
hat er für 340 Mio DM an Südafrika 
verkauft. fünf weitere sollen folgen. 
Bereits im Jahre 1967 forderte Franz­
Josef Strauß öffentlich die Lieferung 
\'on bundesdeutschen Waffen an das Ras­
sistenregime. So trat er in Mißachtung 
des völkerrechtlich bindenden Rüstungs­
embargos des Sicherheitsrates der Ver­
einten Nationen vom 4.11.1977 fUrden 
illegalen Transfer von U-Boot-B laupau­
sen nach Südafrika ein. Wenn sich die 
Opfer der Apartheidpolitik in den Be­
freiungsbewegungen ANC und SWAPO 
gegen staatliche Unterdrückung zur 
Wehr setzen, kämpfen sie in, so O-Ton 
Strauß, .. terroristischen Bewegungen". 
Prinzip und Anwendung der Demokratie 
wilJ Strauß der schwarzen Bevölkerungs­
mehrbeit in Südafrika und Namibia je­
docb vorenthalten: Die Verwirklicbung 
des Prinzips "one man - one 'lote" (ein 
Mann - eine Stimme: d. Red.) werde 
zum Zusammenbruch am Kap führen, 
sagte Strauß zum wiederholten Male am 
16.1.1988 in Bremen. 
Während seiner in Absprache mit dem 
Bundeskanzler vom 19.-30.Januar 1988 
durchgeruhrten Reise ins Südliche Afrika 
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Bemd Schulte 

hat Strauß Grundpositionen der Bonner 
Afrikapolitik verlassen: 
• Strauß, der bei seinem Besuch von 
Staauukretär Lengl (CSU) aus dem 
8undesministerium fUr wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) begleitet wur­
de, traf mit den "Präsidenten" der 
"Homelands" Kwa:wlu, Trarukei und 
Bophutatswana zusammen. Für letzteres 
forderte Strauß am 25.1.1988 in Kap­
stadt die völkerrechtliche Anerke nnung: 
• Strauß reiste ins ill egal von Südafrika 
besetzte Namibia. Willkommen geheißen 
wurde er vom südafrikanischen General­
administrator und von der unrechtmäßi­
gen Interimsregierung. Strauß forderte 
verstärkte Wirtschaftshilfe für das Ma­
rionettenregime. Nach seiner Rückkehr 
trat Strauß vor der eDU/CSU-Bun­
destagsfraktion fUr eine Abkehr von der 
UNO-Sicherheitsratsresolution 435 
(1978: d. Red.) ein, die den Weg in die 
Unabhängigkeit Namibias völkerrecht­
lich verbindlich vorschreibt. 
• F JS traf heimlich in der Kalahari­
Wüste mit dem AnfUhrer der angolani­
schen Terrorbande UNIT A zusammen, 
die massive militärische Unterstützung 
aus SüdaCrika und den USA erhält und 
z.B. von der der CSU-nahestehenden 
Hanns·Seidel-Stiftung unterstützt wird. 
Bei seinem letzten Besuch in Mosambik 
setzte sic h Strauß fti.:r die von Kohl zuge­
sagte Miuelfreigabe von 70 Mio DM für 
den Ausbau des traditionell von Süd­
afrika stark genutzten Hafens in !\Iaputo 
sowie für die Wiederherstellung der von 
der RNM zers törten Strom- und Eisen­
bahnverbindung nach Südafrika ein. Es 
ist nicht erkenntlich, daß diese Projekte 

in erster Linie dem Ziel einer wirtschaft­
lichen Unabhängigkeit Mosambiks von 
Südafrika dienen. 
Strauß hat in Südafrika die Freilassung 
von 113 politischen Gefangenen er­
reicht. Aber mußte Strauß deshalb erst 
nach Südafrika fahren? Warum bedurfte 
es dazu einer Reise ins Südliche Afrika, 
wo doch die Weltöffentlichkeit seit Ver­
hängung des ersten Ausnahmezustands 
1985 beinahe täglich von Tausenden ver­
hafteter Oppositioneller und Kinder in­
formiert wurde? Die Opposition in 
Südafrika und Namibia weigerte sich, 
mit Strauß zu sprechen, da sie in Apart­
heidbefürworter Strauß keinen ehrlichen 
Anwalt ihrer Sache erkennen konnte. 
Was hat Kohl bewogen, den absehbaren 
erheblichen außenpolitischen Schaden, 
den innenpolitischen Aufruhr und den 
koalitionsintemen Streit in Kauf zu­
nehmen? 
Der an Schärfe zunehmende Apartheid­
konnikt ru ft auch in der Bundesrepublik 
immer deutlichere Polarisierungen her­
vor. Einige Kräfte im Regierungslager 
wollen sich nicht länger gegen den Druck 
der Sanktionsforderungen stemmen. 
Nach neuen Tönen in der Afrikapolitik 
seitens der FDP·Politiker Schäfer, Gen­
scher, Baum und Hirsch, Blüm (CDU), ­
ja sogar Kohl, war es rur die "Ultras" im 
Bonner Regierungslager Zeit, sich auch 
zu Wort zu melden. Kräfte wie BMZ­
Minister Klein, Staatssekre tär Lengl und 
Strauß arbeiten weiter fUr eine offene 
Unterstützung der sog. Reformpolitik 
auch ~egen EG-Beschlüsse und Völker­
recht. Diese "Ultras" sehen das Pendel 
im Apartheidstut noch weitausgeschla­
gen zugunsten der Rassisten. 
Die wachsende Isolierung Pretoriu ist 
jedoch eine unbestreitbare Tatsache. Die 
internationale Boykottkampagne trifft 
den Nerv des Apartheidsystems und sei­
ne politischen Handlanger in der Bundes· 
republik. Ohne deren Kollaboration 
könnte das Apartheidregime nicht auf­
rechterhalten werden. 
Die Durchsetzung von umfassenden und 
bi ndenden San ktionen ist das wirk­
samste Mittel der Solidaritätsbewegung, 
zum Sturz des südafrikanischen Un­
rechtsregimes beizutragen. 
Btnld Schulu< iJt Mitarbt:iter der Gescltiifu­
stelle der Antt-Apartheidbewegung, Bonn. 
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SPENDENKAMPAGNE GEGEN DEN HUNGER 

MeinHeld 
•• 

liillltiliopien 
'AKAl/ON 

Erneut sieht sich Äthiopien einer Hungerkrise gegenüber 
(siehe Titelslory in Al B 1-2/88). Internationale Sonder­
hilfsmaßnahmen sind angelaufen. Doch es bleibt die bange 
Frage, ob die Wiederholung der Hungerkatastrophe von 
1984/85 abzuwenden ist. 
Wir meinen, die aktuellen Nothilfemaßnahmen für die 
äthiopischen Notstandsgebiete sind unvcrzichtbar, reichen 
aber nich t hin. Was fla nkierend gebraucht wird, sind 
Sc hritte, die den Enlwaldungs- bzw. Erosionsprozeß des 
ostafrikanisc hen Landes aufhalten. 

Der Boden Äthiopiens ist ökologisch schwerstem geschä­
digt. In manc hen Teilen des Landes gibt es kein Leben 
mehr, hat die Erosion ganze Landstriche in gespenstische 
zerrissene Schluchten venvandelt. 
Die Holzressourcen - Holz ist der Hauptenergieträger der 
Äthiop ier - sind erschöpft. Nur mehr 4% des gesamten 
äthiopischen Territoriums sind bewalde t. 
Der Brennholzverbrauch aber kann gesenkt werden -
durch einen den Bedingungen der Bevölkerungangepaßten 
Koc hherdtyp. Die Energieausbeute beträgt am offenen 
Feuer nur 5%. Im geschlossenen Behälter kann der Grad 
der Energieausnutzung drastisch erhöht werden. 
Der Herd wird mit Ernteabfällen gestopft - nicht mit 
Holz. 
Eine Gruppe Äthiopier ha t diesen Herd konstruiert. Äthio· 
pische Schmiede stellen ihn in einer Bauernkooperalive in 
Tadel1e, Westshoa, auf traditionelle Weise her. Wir unter­
stützen die Verbreitung dieses Herdes. 
Wir rufen zur Teilnahme an der Kampagne "Mein Herd rur 
Äthiopien - T AKALlGN" auf. 

Helfen Sle mlt! 
Eine Spendenkampagne der Gesellschaft Osterreich.Athiopien und der äthiopischen Relief and Rehabili­

tation Commission, unterstütz t vom AlB-Die Dritte-Welt-Zeitschrift 

Osterre ichische Postsparkasse, 
Gesellschaft ÖS lerreich - Äl hiopien 

Konto-Nummer 72 11 548 
Marburger Volksbank, Ni co Biver 

Konto-Nummer 4365 77 
BLZ 533 900 00 

Stichwort : Herd für Äthiopicn 



Palästina 

lYesa Lübben-Pistolldls 

Rebellion in 
den besetzten Gebieten 

Alles begann am 8. Dezember letzten Jahres mit einem in den 
von Israel besetzten Gebieten schon beinahe alltäglichen Vor­
fall. 
An einem Checkpoint der israelischen Armee, der den Gaza­
streifen von Israel trennt, rammte ein israelischer Panzer­
transporter einen in einer Schlange wartenden PKW. Vier 
Menschen starben, sieben wurden verletzl. 
Sie alle waren palästinensische Tagelöhner auf dem Rückweg 
von ihrer Arbeit in Israel in ihre ärmlichen Behausungen im 
GauSlreifen. Das, was die israelische Presse einen Unfall 
nannte, war in den Augen der Palästinenser ein willkürlicher 
Racheakt rur den Tod eines israelischen Siedlers, der zwei 
Tage zuvor in Gaza von Palästinensern ermordet worden war. 
Die Beerdigung der vier Toten in dem in der Nähe der Un­
glückstelle liegenden Lager jabalia wurde zu einer Massen­
demonstration gegen die Besatzung. jugendliche griffen israe­
lische Militärpatrouillen mit Steinen und se1bstgebastelten 
Bellzinbomben an. Die Besatzungssoldaten riegelten das Lager 
ab, warfen Tränengaskanister in die Menschenmenge und 
schossen auf Demonstranten. Das Ergebnis: Ein neues Todes· 
opfer. neue Verletzte und neue Proteste im ganzen Gazastrei­
fen. 
Erneut versuchte die Besatzungsmacht, den Unruhen mit star­
ker Munition und einer großangelegten Verhaftungswelle Herr 
zu werden. Aber das Gegenteil trat ein. 
Bald sprang der Funke des Aufstandes auf die ebenfalls 1967 
besetzte Wutbank über. jeden Tag gehen die gleichen Bilder 
um die Welt: Kinder und jugendliche greifen die Besatzungs­
soldaten mit Steinen, Schleudern, Messern und Molotow· 
Cocktails an. Händler schließen ihre Läden. Schüler und Stu· 
denten bleiben dem Unterricht fern und demonstrieren gegen 
die Besatzung. Die Pendler, Palästinenser, die gezwungen sind, 
unter unwürdigsten Bedingungen in Israel ihr Geld zu verdie­
nen, bleiben der Arbeit fern. 
Die Proteste entwickeln sich bald zum größten Volksaufstand, 
seit die Westbank und der Gazastreifen 1967 von israelischen 
Troppen besetzt wurden. Auch die in israelI lebenden Araber 
erklären ihre Solidarität in einem dreitägigen Solidaritäts· 
streik. 
Die Besatzungsmacht reagiert mit äußerster Härte: Deporta. 
tion von RädeJsfUhrern, Ausgangsspernm, Massenverhaftun­
gen, wahlloser Einsatz von Schußwaffen, inklusive der inter­
national geächteten Oum-Dum·Geschosse. 
Der Gazastreifen und die Westbank gleichen riesigen Militär­
lagern. Allein im Gazastreifen sind heute mehr israelische Sol­
daten stationiert, als 1967 zur Eroberung der gesamten Gebie­
te benötigt wurden: 120.000. 
Das bisherige Ergebnis: 85 Tote, Hunderte, wenn nicht gar 
Tausende von Verletzten - über 3.000 Festnahmen. Inzwi­
schen ist die Besatzungsmacht zu Maßnahmen übergegangen, 
die sich nur noch unter dem Wort Massenfolter zusammenfas· 
sen lassen. Besonders die Bewohner der Flüchtlingslager haben 
darunter zu leiden. 
Die Lager wurden mit hohen Stacheldrahtzäunen und Beton· 
mauern eingekreist und faktisch von der Außenwelt abgerie­
gelt, während drinnen Razzien stattfanden und immer noch 
stattfinden. Wahllos werden Kinder, Frauen und Jugendliche 

aus den Häuse'm gezerrt und krankenhausreif geschlagen, 
Tränengasbomben und andere Giftgase in geschlossene Häuser 
geworfen. Mehrere Frauen haben dadurch Fehlgeburten erlit­
ten und KJeinkinder sind erstickt. Häuser werden wahllos in 
die Luft gesprengt und das Mobiliar der Flüchtlinge zertrüm· 
mert. 
Veneidigungsminister Rabin untersagte die Auslieferung von 
Lebensmittellieferungen, die die UN-Hilfsorganisation 
UNRWA, Palästinenser in Israel oder selbst die syrischen Be­
wohner des Ende 1981 annektierten Golan und Beduinen der 
Negev·Wüste nach Gaza sandten. "Solange die Händler ihren 
Streik nicht beenden, werden wir eine Unterstützung von 
außen nicht zulassen". erklärte er bei der Inspektion palästi. 
nensischer Geschäfte in Ramallah, die gewaltsam von der 
israelischen Armee aufgebrochen worden waren. Durch Aus­
hungern will die "Regierung der Nationalen Einheit" den Auf· 
stand in die Knie zwingen. 
Am 19. januar d.J. wies Rabin die Streitkräfte an, jeden Ver­
such einer Demonstration mit "GC\I.·alt, Entschlossenheit und 
Schlägen" in die Knie zu zwingen. Die Folge sind brutale 
Einsätze mit Eisenschlagstöcken. Hunderte von palästinensi· 
sehen jugendlichen werden mit Schädel·, Arm- und Beinbrü· 
ehen ins Krankenhaus eingeliefert. 
jugendlichen, die bei Razzien festgenommen werden, bricht 
man systematisch Arme und Beine. Die israelische jerusalem 
Times rechtfertigt Rabins Knochenbrechererlaß: "Ein Verhaf­
teter werde in der Regel nach 18 Tagen wieder entlassen und 
kann dann mit dem Steinewerfen wieder anfangen. Aber 
wenn ihm die Soldaten die 1·land brechen, kann er erst nach 
eineinhalb Monaten wieder einen Stein werfen."2 
Die Weltöffentlichkeit war überrascht von dem spontanen­
Aufstand. Aber kam die Bewegung tatsächlich so unerwartet? 
Der ehemalige stellvertretende Bürgermeister von Jerusalern 
und heutige Kritiker der israelischen Besatzungspolitik, Meron 
Benvenisti, warnte schon im Sommer 1987 im JahreSbericht 
des West.Bank-Data-Projecrs (siehe Kasten mit Datenüber­
blick) vor einer neuen Phase des Widerstandes in den besetz­
ten Gebieten. Ursache ist rur ihn die forcierte Kolonisierungs­
politik, durch die die Bevölkerung direkt oder indirekt zur 
Auswanderung getrieben würde. Im Verlauf des jahres 1987 



wurden zusätzliche 70.000 Dunum Land in der WeSlbank be· 
schlagnahmt und der Bau von vier Siedlungen in Angriff ge· 
nommen. 
Die israelische Wasserbaugesellschaft kündigte den Bau eines 
Tielbrunnens an. Ein solcher Brunnen würde der palästinensi. 
sehen Landwirtschaft 15% ihres Wasserbedarfs entziehen, 
Ackerflächen austroc knen und die Existenz der Bauern in 
Frage stellen. Ihnen bliebe dann nur noch die Alternative, sich 
als Tagelöhner in Israel zu verdingen oder auszuwandern. 

Die Schließung der Ost.jerusalemer Elektrizitätswerke, des 
größten Betriebes, der ausschließlich in palästinensicher Hand 
war, kostete nicht nur 200 palästinensische Arbeitsplätze, 
sondern war zugleich symbolträchtiger Angriff auf den Rest 

Israel und d'. 
besetzten GebIete 

ÄGyPTEN 

~ ..... ....... , 
anMkllwt 

verbliebener unabhängiger palästinensischer kommunaler Ein­
richtungen_ 
Eine besondere Provokation rur die Palästinenser war der Um­
zug des heu tigen Wohnungsbauministers Ariel Scharon, der als 
Verteidigungsminister die direkte Verantwortung trägt für 
Israels Libanoninvasion 1982 und das anschließende Massaker 
in den Berruter Palästinenserlagern Sabra und Schatila, in das 
Ost-j erusalemer Araberviertel. Scharon machte keinen Hehl 
aus seiner Absicht, 18_000 Palästinenser aus dem auch den 
Moslems heiligen Al-Quds vertreiben zu wollen. Er ist der 
Unterstützung Ministerpräsiden t Schamirs sicher. 
Schon vor dem 8. Dezember 1987 kamen die Bewohner der 
Westbank in den Vorgeschmack der Politik der "Eisernen 
Faust"_ Universitäten waren während des jahres 1987 regel­
mäßig geschlossen und von Militärs besetzt worden, um po­
tentiellen Studentenunruhen vorzubeugen. Die Flüchtlingsla­
ger wurden mit hohen Betonmauern eingekesselt und regel· 
mäß ig zum Sturm rur Siedler freigegeben. 54 Häuser von Pa­
lästinensern, die man der PLO-Zugehörigkeit verdächtigte, 
wurden in die Luft gesprengt_ 

In dieser Situat ion genügte ein unbedeutender Anlaß, um das 
Faß zum überlaufen zu bringen. Die ersten Reaktionen auf 
die Ereignisse des 8_ Dezember waren spontaner Ausdruck der 
Wut und Hoffnungslosigkeit vor allem der jungen Generation, 
d ie aufgewachsen ist unter den permanenten Demütigungen 
des Besatzungsregimes und die, wenn überhaupt, nur die Per­
spektive hat, in israelischen Fabriken als Menschen zweiter 
Klasse zu arbeiten. 
Aber Kontinuität, politische Kamp foriemierung und die Tat­
sache, daß die übergroße Masse der palästinensischen Bevöl­
kerung inzwischen aktiv am Widers tand gegen die Besatzung 
teiln immt, sind einige Hinweise dafür, daß der Aufstand in-
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zwischen von sehr gut organisierten Kräften getragen wird. 
In der Westbank konnten seit Mitte der 70er jahre vor allem 
die Linken, der Palästinensisehen Befreiungsorganisation 
(PLO) angehörigen Organisationen, die Demokratische Front 
(DFLP), die Volksfront (PFLP) und die Palästinensische 
Kommunistische Partei (PCP), ihren Einfluß beträchtlich aus· 
bauen. 
Auch der Organisationsgrad der Bevölkerung war im letzten 
Jahrzehnt beträchtlich angewachsen. Hatten die.Gewerkschaf­
ten in den 70er jahren nur ca_ 4_000 Mitglieder, so wuchs 
deren Zahl bis 1980 auf 20_000. Heute gibt es ca. 50_000 in 
Gewerksc haften organisierte Arbeiter. Ähnliches gilt auch für 
andere Berufs- und Massenorganisationen. In den Frauenorga­
nisationen, die 1980 noch weniger als 2.000 Mitglieder hat­
ten, arbeiten heute 15_000 palästinensische Frauen . 
Inzwischen hat sich eine "Vereinigte Nationale Führung" des 
Aufstands mehrmals zu Wort gemeldet. Diese Führung im " In­
nern" versteht sich explizit als Teil der PLO. Und sie soll sich 
aus ftihrenden Mitgliedern der in der PLO zusammengeschlos­
senen Organisationen, die in der Westbank und im Gazastrei­
fen verankert sind, rekrutieren: DFLP, PCP, PFLP, Fatah und 
zusätzlich jihad Islami. 
Die Geschlosenheit und Disziplin, mit der die Bevölkerung der 
Westbank und des Gazastreifens den oft detaillierten Anwei­
sungen dieser Führung folgt, sind Indizien dafür, daß diese 
Führung fest in der palästinensischen Bevölkerung verankert 
ist und über entwickelte Organisations. und Kommunikations· 
strukturen verfügt. Ein anderes Indiz ist die Tatsache, daß auf 
die Forderung der Nationalen Führung hin Anfang Februar 
d.]. alle von Israel eingesetzten Stadtverwaltungen zurückge­
treten sind. 
Dadurch gelang es ihr, das ganze Volk in kürzester Zeit zu 
organisieren. Inzwischen gibt es in jedem Dorf, in jedem 
Stadtteil, ja in jeder Straße Revolutionskomitees. Die ersten 
Ortschaften, in die sich israelische Soldaten nicht mehr hin­
eintrauen, haben sich zu "befreiten Zonen" erklärt. 
Zudem hat die Führung ein klares politisches Programm, das 
realistische Zwischenetappen auf dem Weg zu einem unab­
hängigen palästinensischen Staat angibt. Dies ist umso bedeu­
tender, als Aufs tände in der Vergangenheit eher defensiven 
Charakter hanen. 
Die Forderung nach Ersetzung der Besatzungstruppen durch 
UN-Truppen, wie sie die Nationale Führung in ihrer an die 
Weltöffentlichkeit gerichteten Erklärung Nr. 3 verlangt, würde 
eine Internationalisierung des Konfliktes bedeuten. Die Ein· 
lösung dieser Forderung wäre ein schwerer Schlag ftir die 
USA, die die UNO gerade aus Verhandlungen über die Zu­
kunft des Nahen Ostens ausbooten wollen und stattdessen auf 
israelisch-j ordanische SeparatverhandlungeIl setzen. 
Obwohl heute jeder Palästinenser und jede Palästinenserin auf 
die Frage, wer die Palästinenser auf einer internationalen 
Konferenz vertreten solle, "die PLO natürlich" antworten, hat 
der Aufstand dennoch zu einer Verschiebung von "Innen" 
(Bevölkerung in den besetzten Gebieten) und "Außen" (PLO­
Führung) gefUhrt. Dies ist eine Tatsache , die Spekulationen 
darüber hat aufkommen lassen, die "Schebab", d.h. die jungs, 
die mit Steinen auf der Straße gegen die sechstgrößte Atom­
macht der Welt kämpfen, hät~en nichts mehr mit der "Revo­
lution in Cadillacs", den Führern der Befreiungsorganisation. 
zu tun haben wollen. 
Hierbei bleibt allerdings unberücksichtigt, daß die PLO für die 
Palästinenser mehr ist als eine bloße Organisation mit gewähl­
ten Führungsinstanzen, Kongressen, Institutionen und Ge­
schäftsordnungen. Die PLO ist zugleich, in Ermangelung eines 
eigenen Nationalstaates, Ausdruck der nationalen palästinensi­
schen Identität, "unser Personalausweis", wie man immer wie­
der von Palästinensern hör t. 
In diesem Sinne bekennen sie sich (von einigen traditionellen 
Führern abgesehen. die ihre Klasseninteressen eher im Bündnis 



.. Westbank, Gaza, Ost-Jerusalem 
Ein Uberblick über die Besatzerpolitik 

Bevölkerung 
In den 1967 von Israel besetzten palänincnsi· 
sehen Gebieten Westbank (Westjordangebiet), 
Gau und OSI-Jerusalem leben 1.502.000 Pa­
lästinenser (Ende 1986). Davon wohnen 
835.000 in der Westbank, 542.000 in Gaza 
und 125.000 in Ost-Jerusa!em. Seit Juni 1967 
wurden ca. 700.000 Palästinenser ~rtrieben 
oder wanderten aus, der Großteil davon im 
Jahr 1967. Der Anteil der Palästinenser in den 
besetzten Gebieten an der gesamten paläst;­
nen,ischen Bevölkerung von fast 5 Mio ging 
dadurch \'on 50% auf 29% zurück. Ein Drittel 
der Palästinenser der Wenbank und zwei Drit· 
tel der Bevölkerung des Gaza-Str<:ifens sind 
Flüchtlinge. die nach dem Krieg von 1948 aus 
dem heutigen ~biet Israels vertrieben worden 
waren. Mit 1.400 Einwohnern pro qkm ist der 
Gaza·Streifen eine der dichte5tbevölkenen 
Regionen der Welt. Dabei i~t nicht berücksich· 
tigt, daß 50% der Fläche von hrael beschlag· 
nahmt wurden. 182.000 Einwohner leben in 
FlUchtlingslagern. 

Rechtlicher Status 
Israel erklärt, daß es die We$tbank, Ost·JerU$3.· 
lern und Gau nicht besetzt halte, sondern 
verwalte und damit die Bestimmungen der 
Genfer Konvention nicht auf die Gebiete an· 
wendbar seien. Das Rechtssystem, auf das sich 
die israelischen Besatzcr stützen, besteht aus 
einer Kombination militärischer Dekrete (al. 
lein über 2.000 rur die Westbank) und einer 
Mischung "on Gesetzen aus der Zeit VOr der 
Be~atzung, die sie für ihre Politik als nützlich 
betrachten. 
Die Internierung und Deportation von Palästi· 
nensern wird mit entsprecbenden Bestimmun· 
gen aus der Zeit der britischen Kolonialherr· 
schaft (1920·48) begründet. Für die Unter· 
drückung der Gewerk!lchaften dienen jordani· 
sehe und ägyptische GeSetze aus der Zeit vor 
1967. Die Beschlagnahmung von angeblichem 
"Staatsland" wird schließlich damit begrün· 
det, daß Israel der Nachfolger der ottomani· 
schen Sultane sei, die vor dem ersten Weltkrieg 
Palästina beherrschten. 
Gestünt auf diese "Gesetze" wurden seit 1967 
rund 500.000 Verhaftungen vorgenommen 
und bis Mai 1986 genau l!'d65 Häuser zer· 
stört. Die Internationale Arbeitsorganisation 
schätzt, daß ein Drittel der Führung der Ge­
werkschaftsbewegung eingekerkert. wurde. 
Alle Zeitungen werden zensicn, drei wurden 
seit 1985 verboten. Verhaftungen von Kin· 
dem, Internierung, Ikportation, Folter und 
Ermordung von Demonitranten sind alltag· 
lieh. 

Landraub 
Seit 1967 hat Israel sich 52% des Landes der 
Westbank und 35% des Gau·Streifens ange· 
eignet. Dies geschah in vielfaltiger Weise: Sog. 
"Staatsland" und das Land zur Zeit der Inva· 
sion abwesender Palästinenser wird heute von 
den Besauern "verwaltet". Ganze Landstriche 
wurden zu Sicherheitszonen erklärt und Land, 
das fiir nicht genutzt e rklärt wurde, übernom· 
men. 
Auf diesem Land wurden insgesamt 151.000 
Israelis in 167 Niederlassungen angesiedclt 
(Stand September 1986). Die Siedler werden 
durch Steucmachlässc und niedrige Häuser· 
preise angelockt. 

Wirtschaft 
Oie israeLische Politik zielt darauf ab, die wirt· 
schaftliche Entwieklung der besetzen Gebiete 
zu hemmen und die Abhängigkeit von Israel zu 

ventärkcn. Das Bruuoinlandprodulc.t (BIP) 
pro Einwohner betrug 1986 1.124 S gegenooer 
4.9~OSinhrael. 

Der Anteil der Landwirtschaft am SIP der 
besen!en Gebiete ging von 42%vor der Okku· 
pation auf inzwischen 20% zunick. Die Zahl 
der Beschäftigten fieL von 58.000 auf 38.000 
imJahr 1983 (40%aUer Beschäftigten). 
Der industrielle Sektor ist rückständig und tra· 
ditionelL Landwiruchaftliche Produkle und 
handwerkliche Eneugnisse stellen den Groß· 
teil der Produktion. Es handelt sich vor allem 
um handwerkliche Betriebe. Die 350 größten 
Unternehmen beschäftigen lediglich 5.500 
Personen. Der Anteil der Industrie am BIP ging 
von 9,2%imJabr 1969 auf 6% 1981 zutiick. 
Die Entwicklung der Industrie und der Land· 
wirtschaft wird absichtlich durch Israel ge· 
hemm!, um über billige Arbeity:räfte aus den 
besetzten Gebieten und einen Absatzmarkt für 
die israelischen Industrieprodukte zu verfügen. 
70.000 Einwohner des Gaza·St",ifen5 (46.1% 
aller Beschäftigten) und 95.000 der West bank 
(30,7% der Beschäftigten) arbeiten in Israel, 
vor allem im Bauwesen. Sie stellen 6,5% aller 
Be:schäftigten Israels. 
Oie besetzten Gebiete beziehen 89,4% ihrer 
Importe aus israel. Dies entspricht 10,9% der 
israelischen Exporte. 73.2% der Exporte gehen 
nach Israel. Das Handelsbilanzdefüo;it beLäuft 
5ith auf ca. zwei Drittel; insgesamt erzielte 
hrad von 1968·85 einen Handelsbilanziiber· 
schuß von 4,428 Mrd S. 
Oie Entwicklung der Wirtschaft wird mit ver· 
schiedenen Mitteln behindert. Die Landwirt· 
schaft leidet besonders unter dem Landraub 
und Wassermangel. Israel deckt die Hälfte sei· 
nes Wasserbedarfs aus der Westbank. Palästi· 
nenser dürfen lediglich 100 m tiefe Brunnen 
bohren, während den Siedlern erlaubt ist, bis 
zu 700 m tief zu bobren. Die Folge davon ist, 
daß lediglich 6% des palästinensischen Landes 
bewässert sind. Entsprechend den Erforder· 
nissen des israelischen Marktes und der Siedler 
werden Anbaunächen und pnanzenarten 
durch die Gesctzgcbungbestimmt. 
Aufgrund hoher Transportkosten, Preiskon· 
trollen und Exportquoten wird der Export 
landwinschaftlicher Produkte nach Jordanien 
behindert. Aber auch auf dem israelischen 
Markt können landwirtschaftliche Produkte 
aus den besetzten Gebieten nur schwer kon· 
kurrieren, weil israelische Produkte subven· 
tioniert werden und Investitionsmittel für eine 
Modemisierung der Landwirtschaft fehlen.. 
Der Export nach Wuteuropa muß zwangs· 
weise über eine israelische Firma abgewickelt 
,",'Crden. 

AU diese Besctu:änkungen haben zur Folge, 
daß der Anteil landwirtschaftlicher Produkte 
am Expon von 49% (1968) auf 29% (1985) 
zurückgegangen ist. Die landwirtschaftliche 
Anbaufläche ging im Zeitraum 1966·80 um 
22%zuruck. 
Die Industrie leidet vor allem umer Invesli· 
tommangeL Neugriindungen von Betrieben 
werden oft nichl gestattet, wenn sie mit i~rac1i· 
schen Firmen konkurrieren. Eine Vielzahl von 
Steuern und Zollabgaben führt dazu, daß palä· 
stinensisehe Produkte mit der israelischen 
Konkurrenz, die diesen Bestimmungen nicht 
unterliegt, nicht mithalten können. 
Ein weiteres HemmM sind die geringen öf· 
fentlichen Investitionen. Lediglich 20% der 
Ausgaben der israelischen Verwaltung in Höhe 
von 250-280 Mio S werden rur Investitionen 
verwendet. Diese AU5gaben werden heute voll· 
5tändig durch Abg-dben aus den besetzten Ge­
bieten finanziert. Noch 1987 stammlen 18% 
aus dem israelischen Staatshaushalt. Dies be· 
deutet jedoch nicht, daß der israelisehe Staat 
die besetzten Gebiete bezuschußt. 
Die Palästinenser aus den be:setzten Gebieten, 
die in Israel arbeiten, müssen 20% ihres Lohnes 
als Sozialabgaben an den israelischen Staats· 
haushalt abfuhren. Diese werden jedoch nicht 
wieder ausbezahlt. Palästinensischc Arbeiter 
bekommen weder eine Rente noch Kinder· 
geld, Arbeitslosen· oder Krankengeld. 
Der Gesamtnutzen der Besatzung belief sich 
im Zeitraum 1968·8S fiir den israelischen Staat 
auf 31,8 Mrd S. Diese Zahl setzt sich zusam· 
men aus Steuern, Versicherungsbeiträgen, 
Handelsbilanzüberschüss.en, Gewinnen durch 
Niedriglähne u.a. 
Mit Unterstützung Israels soll unter Führung 
Jordanieru ein sog. Marschall·Plan rur die be· 
set~tcn Gebiete die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung vorantreiben. Geldgeber für die· 
ses Vorhaben, das Ausgaben von 900 Mio S ftir 
1986·90 vorsieht, sind u.a. die USA, Frank· 
reieh, Großbritannien, Jordanien und Saudi· 
Arabien. Die wenigen Investitionen, die ein­
geplan t sind, sollen vor allem in den Privat· 
sektor gehen. Der Großteil fließt in die land­
wirtschaft und traditionelle Industrien (vor 
aUem Nahrungsmittel). Ziel ist es, die länd· 
lichen traditioneHen Sektoren auf Kosten der 
Städte und des öffentlichen Sektors zu för· 
dern. 
(Quellen: Rappon Benvenisti. Bilan ccono· 
mique CI social des territoires OCCUPC$ en 
1986. in : Pour la Palestine, Paris. Nr. 20/4. 
Quartal 1987;South, London, August 1987, 
S. 64ff.; MERIP Reports, New VOlk, NT. 
115/Juni 1983} 
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mit König Hussd n gewahr! sehen) zur PLO, wenngleich an· 
dererseits nicht zu bestreiten ist, daß gerade die Palästinenser 
in den besetzten Gebieten in der Vergangenheit oft enttäuscht 
wurden über Versuche von Teilen der PLO·Führung, die Be· 
wegung im "Innern" als bloßes Unterstützungspotential rur 
Schachzüge auf dem internationalen diplomatischen Bankett 
zu instrumentalisieren. 
Insofern richtet sich der Aufstand sicherlich auch gegen das 
traditiondie übergewicht von "außen" - aber nicht gegen die 
P LO als solche. Allerdings haben die Kräfte im "Innern" ihren 
Anspruch auf größeres Gewicht innerhalb der Entscheidungs· 
findungsprozesse der PLO reklamiert. Angesichts der kollek· 
tiven Bemühungen des US·lmperiaiismus, der zionistischen 
Regierung und der arabischen Reaktion, die PLO aus zukünf· 
tigen "Friedensverhandlungen" auszubooten, bedeutet dies al· 
lerdings keine Schwächung, sondern eine Stärkung der Befrei· 

ungsorganisation. 
"Der Aufstand in den besetzten Gebieten ist nicht altein e ine 
Lektion rur unseren Feind, sie ist auch eine ganz entscheiden· 
de Lektion rur die paIästinensische Nationalbewegung" , re· 
sümiert beispielsweise das Zentralorgan der Demokratischen 
Front, Al Hurrieh. "Es ist das auf den Straßen kämpfende 
Volk, das zur entscheidenden Basis der palästinensischen Re· 
volution und der PLO geworden ist. Es ist dieses Volk, das die 
Verschwörungen gegen die PLO und die Träume König Hus· 
seins zu Fall gebracht hat ... 
Es ist richtig, daß ein neues Kräfteverhältnis zwischen 'Innen' 
und 'Außen' entstanden ist, daß 'Innen' ein neues Gewicht 
bekommen hat und nicht länger bereit ist, bloße Handlanger· 
dienste zu leisten. Aber es ist genau dieses Kräfteverhältnis, 
das der PLO neue Kraft gibt und neue !l.löglichkeiten eröffnet. 

Erklärungen der Nationalen 
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Am 10. Januar d.J. meklete sich zum zweiten 
Male eine Vereitligte Nationale Fiihnmg mit 
einem Aufn.l/ zu emem dreitäifiiflm General· 
s/Teil. zu Wort. Die Erkliirunif mit der Nummer 
,,2" umreißt die Sofortforderutlifen der Auf· 
ständischen: 

,,1) Verbot der Schändung von Heiligtümen, 
und die Entfernung de, Terroristen Schamn 
aus d~r Jerusal~mer Altstadt; 
2) Beendigung der Politik der 'Eisernen 
Faust', Annullierung der Notstandsgesetze 
und die sofortige Aufhebung der Oeporta· 
tionsverfiigungen; 
3) Rückzug der Armee aUIi den Städten, La· 
gern und Dörfern, Verbot "on Provokationen, 
SchluB mit dem Enchießen von Söhnen unse· 
res Volkcli; 
4) Auflösung der Kommunal· und Lager. 
kommitee" die durch die Besatzungsmacht 
eingesetzt wurd~n, Durchführung von demo­
kratischen Kommunalwahlen in derWestbank 
und im Gazastreifen; 
5) Freilassung der während des Auhtandes 
Verhafteten und Schließung der Gefangenen· 
lager Farah, Ansar 11 und Ansar 111 ; 
6) Aufhebung der Mehrwertsteuer, die unse· 
ren Geschäftsleuten willkürlich auferlegt wur· 
de; 
7) Stopp der Beschlagnahmung von Boden, 
StOpp dem Bau \'on Siedlungen; 
8) Verbot von Oberfallen auf Bildungs·, Ge· 
werkschafts- und andere öffentliche Einnch· 
tungen, Verbot der Einmischung in deren inne­
re Angelegenheiten." 

1n einem Aufruf VOm 17. Jatluar d.J. betonte 
die Vereinigte Nationale Fiihrung ausdriicklich 
ihre Verbundenheit mit der Paliistinensischen 

Befreiunifsorganisation (PLO): 
"Unser Volk wird seinen Aufuand fortsetzen, 
der jetzt in seine 9. Woche eintritt. Wir haben 
in den '·ergangenen Wochen mit Dutzenden 
von Märtyrern, Verletzten und Tausenden ,on 
Verhafteten bezahlen müssen auf unlierem Weg 
zur Revolution und der Befreiung zur Errich· 
tung eines unabhängigen Staates auf nationa· 
lern Boden mit der Hauptstadt Jerosalem 
(gemeint ist das von Palästinensern bewohnte 
Ost·Jerusalem; d. Red.) unter der Führungder 
PLO, unseres einzigen und legitimen Vertre· 
ters." 

An die IVcltöffentlichkeit gewandt, fordert die 
Nationale Fiihrung m demselben Dokument: 
"Wir appellieren an die Vereinten Nationen 
und alle Freiheits· und friedliebenden Völker 
der Welt ... , so schndl wie möglich mit dem Ziel 
zu intervenieren, die repreniven und willkür· 
lichen Maßnahmen und Praktiken, denen die 
Söhne unseres Volkes ausgdidert sind, Zu be· 
enden. 

Wir wenden uns an die Völker der &eien Welt, 
denen noch ein Rest Gewissen geblieben ist. 
Wir wenden uns an alle internationalen Insti· 
tutionen, allen voran die Vereinten Nationen 
mit der Aufforderung, schnell zu handeln, um 
der israelischen Besatzung und der Metzelei ein 
Ende zu bereiten, um die Belagerung der ge. 
sperrten Zonen aufzuheben, um die Politik der 
'Eisernen Faust' zu beenden, die Beschlag· 
nahme unseres Bodens zu verhindern und die 
politischen und Menschenrechte unseres Vol· 
kes zu garantieren, indem es internationalem 
Schutz unterstellt wird, als Auftakt zu einer 
mit allen Vollmachten ausgestatteten interna· 
tionalen Konferenz unter der Schirmherr· 

schaft der Vereinten Nationen und unter Be· 
teiligung der fünf ständigen Mitglieder des 
UNO·Sicherheitsrates und aller arn Konflikt 
beteiligten Parteien, darunter der PLO als ein· 
ziger und legitimer Vertreterin des palistinen· 
sischen Volkes." 

/11 einer Erkliirung vom 21. Januard.J. ifibt die 
Nationale Führung konkrete Anweisungen an 
die paliistinensische Bevölkerung, wie der Auf· 
stand weüenufiihren sei: 
"Der Aufstand wird nicht aufhören, bevor der 
Feind nicht den gerechten Forderungen unse· 
res Volkes nach Rückkehr. Selbstbenimmung 
und Errichtung eines palästinensischen Staates 
unter Führung der PLQ nachkommt." 
Die Händkr werden ~ufifeforder/ ihren Streik 
foruusetzen, bis die Nati~nllie Führung in zu· 
kiinftien Erkliirunifen IlUfifTlHld neu entstan· 
dener Situationen neue Schritte festlegen wer· 
deo Sie werden aufifefordert. nicht vor ihren 
geschlossenen Läden siuenzublei1:>en, damit 
die Besauungssoldaten sie nicht ~ur Wieder· 
eroffnunif zwinifen können. Ausgenommen 
von dem Streik sind lediiflich Apotheken und 
Arztpr<l.ll"en. Den Händlern, die dem Aufruf 
nicht folgen, wird gedroht, daß ihre Liiden in 
Zukunft VOti der gefilmten pa/iis/inensischen 
Bevölkerungboykolliert werden. 
Die Nationale Fiihrunif wiirdigt die hervorra· 
ifende Rolle derSchiilerun4 Studenten: 
" Ihr seid der Puls des Aufstandes, Ihr seid die 
kämpferische Vorhut unserer Revolution, die 
auf großartige Weise zum Kampf für Unab· 
hängigkeit und Freiheit bf,iträgt." 

Die Besatzungsmacht meme, durch Schließunif 
der Schulen und Uniuersitäten die Schülerund 
Studenten am Protest hin4ern ~u können. 

AIB- Die ~Wo/l·ZeiIsdYItI :1111l1li 



Es macht die PLO zu einem Faktor, an dem niemand vorbei­
gehen kann.,,3 

Daß der Aufstand die Bemühungen zunichte macht, zwischen 
"gemäßigten Tdlen" des zionistischen Establishments (Shi­
mon Peres) und "gemäßigten" PalästinensernlJordanien einen 
territorialen Kompromiß unter Ausschluß der·PLO zu verhan­
deln, hat in Amman, K.airo und Washlngton zunehmend Panik 
hervorgerufen. "Wir müssen retten, was zu retten ist, bevor 
die Spirale der Gewalt uns aus der Kontrolle gerät", warnte 
]ordaniens König Hussein vor seiner Rundreise in die Haupt­
städte der EG am 2. Februar d.]. 

Schon eine Woche vor Hussein hatte Mubarak sich nach Bonn, 
London, Paris und Washington begeben, um den dortigen 
Autoritäten seine neueste Friedensinitiative zu erlä.utern_ Mu­
baraks Initiative wurde eng mit König Hussein abgestimmt 
und vor Bekanntgabe mit der israelischen Arbeiterpartei bera­
ten (vor der Mubarak-Reise traf der persönliche Berater des 
ägyptischen Präsidenten Osama eJ-Baz in einer europäischen 
Hauptstadt mit dem Direktor des israelischen Außenmini­
steriums Abraham Tamer zusammen). 

Die Mubarak-Initiative sieht eine Einstellung von Gewaltakten 
auf beiden Seiten rur einen Zeitraum von 6 Monaten vor_ 
Wä.hrend dieser Zeit sollen keine neuen Siedlungen gebaut 
und der Schutz der Palästinenser durch geeignete internatio­
nale Maßnahmen garantiert werden. Eine "internationale 
Konferenz zur .Beilegung des Nahostkonflikts und für die 
Rechte der Palästinenser" solle folgen, wobei Mubaraks Vor· 
schlag weder die Form der Konferenz noch die inhaltliche 
Grundlage oder deren Ziele näher definiert. 
Das Ziel des Vorschlages liegt auf der Hand: Er soll den pro-

Ihrung der besetzten Gebiete 
Darum ist 
.Jeder Student, jeder Schüler dazu aufgerufen, 
selm:n kämpferischen Beitrag dort foruusct· 
zen, wo cr wohnt - in seinem Dorf, seiner 
Stadt, seinem Flüchtlingslager." 
Die Kampfhomilees (auf arabisch SchltJgkomi­
lees, womit die organisierten Gruppen lIon 
Jugendlichen. die {"Delische Soldaten angr('l~ 
fell, gemeint sind), die Musst'norgtlnisa/ionen 
und die nationalen Institutionen werden UOn 
der Fiihrungemll.nterr: 
,Jeder von Euch kennt seine Aufgabe genau. 
Diesa Jahr wird das Jahr sein, das uns aus der 
Sackgasse (arabisch: dunkler Tunnel; d. Red.) 
herausfUhren und uns auf dem Weg zu Unab: 
hängigkeil und Freiheit cin ganzes Stück vor· 
anbringen wird." 
An die in Lagern (Ion israelischen Soldaten 
eingekesselten Fliichtlinge gewandt, heißt es: 
"Ihr dürft jetzt keine Angst haben vor Aus­
gangnperrungen, vor den Wasser- und Strom­
absperrungen, vor einem Lcbensmittelboy­
kolt. UnseN: Brüder in den Lagern der Stand­
haftigkeit im Libanon mußten das Fleiseh von 
Katzen e55(:n, aber sie siegten iiber die Blocka­
de. Bleibt standhaft, denn EUN: Standhaftig­
keit in die BTÜcke zum Sieg." 
Alle Palästinenser, efruchlieftlich derjenigen in 
Isrtlet werden aufgefordert, überall Solidari­
tiitskomilCet .u bilden und die Umzingelten 
politisch und materiell 2u unterstützen. Die 
Nationale Führung fordert die BellÖlk/mJ.ng in 
der Weslban/! und im Gaz.astrelfen auf, ihren 
Kampf mit den bisher angewandten Formen 
fortzusetzen. Daz.u üih/t sie Steine und seihst­
gebastelte Molotowcacklails, Messer. Schleu­
dern. Pfea und Bogen, Straßel1$perren aus 
brennenden Reifen und Fischernetze, die den 

Soldaten über den Kopf geworfen werden, so 
daß man sie auf diese Art gefangennehmen und 
entwaffnen kann. Die MetlSchen sind aufge­
fordert, überall die paliistineruischen Fahnen 
~u hissen, Gedenkt<J{eln dort anzubringen_ wo 
Märtyrer gefallen sind, und auf alle Wa'nde 
Posier mit den Symbolen des Widerstandes zu 
kleben. Die Bevölkerung salle die Freitage nul­
zen, um sich in Moscheen zu "ersammeln. Kir­
chengloeken und die Rufe derMuez:ins sollen 
gemeinsam gegen die Po/ilik der Unter­
driiekungerlÖnen. 
Besondere Bedeutung wird dem Streik der in 
Israel arbeitenden Tagelöhner beigemessen_ 
Ihm wird jede Unterstiitzung 2ugesagt: 
"Unser Volk und unsere Re,-olution werden 
Euch niemals allein lassen." 
Vonichtig wird "orderübereiltenA nwendung 
neuer Kampfformen gewarnt, zu denen man 
"zu ihrer Zeit" greifen müsse. Das ist 2weifels­
ahne auch eine Anspielung auf den Auf"'f des 
als .. gemäßigt" geltenden Herausgebers der 
Jerusalemer AI_Fajr zum Boykott israelischer 
Waren, wofordiemaleriellen VoraUfSet2ungen 
bislangiiberhaupt nicht gegeben sind_ 
Daß solche SchritUallerdings in Zukunft nicht 
auszuschließen sind, deutet ein anderer Aufruf 
der Na/ionalen Führung vom selben Tag an, in 
dem die Bevölkerung aufgeforderl wird, sich 
auf die Steigerung der landwirtschaftlichen 
und hiiuslichen Produktion zu konzentrieren, 
um einen erfolgreichen Boykott zu einem 
sfXiteren Zeilpunkt zu ermöglichen. 
Offene Kritik der Nationalen Führung an den 
arabischen Nachbarstaaten ist ein deutlicher 
Hinweis dafür, daß die palästinensisehe Na­
lionalbewegung alle I/lu sionen aufgegeben hai, 
mit paMrabischen Konzepten zu einem pu-

lästinensischen Staat zu kommen. 
Jordanien wird lIorgeworfen. die Bewegungim 
"Inneren" lIon der PLO isolieren zu wollen, 
was jedoch nicht gelungen sei_ 

"Der Aufstand hat die Pläne Syriens undJor­
daniens. die PLO zu zerschlagen, kaputt ge­
maeht. Heute erheben diese Regimes die Paro­
le: 'Unterstützt den Aufstand'_ Sie weinen 
Krokodilstränen über das, was die Bewohner 
der besetzten Gebiete erleiden. Aber unser 
Volk hat sich erhoben gegen die Besatzung auf 
der einen und gegen die Verschwörung der 
arabischen Regimes auf der anderen Seite." 
(Erklärung vom 23.1 .1988) 

Kun lIor Beginn des Aufstandes hiitten sich 
israelische und jardanische Regierungsvertre­
ler getroffen, um die Politik in den beset2ten 
Gebieten ~u koordinieren.. Die israelische Pali· 
tik der .. Eisernen Fault" entspreehe unmittel­
bar den b:teressen Jord~niens. Heute weigere 
sich das Regime in Amman. Palästinensern 
Ausweise aunuslellen. um sie an der Ausreise 
in die Westbank zu hindern. Im Gegenteil hat 
Jord~nien in den letzlen Wochen dutze1lde lIon 
Palästinensern. die den Widerstandsorganisa­
tionen angehQren. lIerhaflet_ 
"Die eiserne Faust wird nicht nur "on Israel 
gegen unser Volk eingesetzt_ Sie wird ange­
wandt von Jordanien. "on Syrien und vielen 
reaktionären arabischen Regierungen_ Aber 
trotz all dieser Veßchwörungen wird unser 
Volk seinen Kampf unter Führung der PLO 
fortsetzen." 

(Quellen: AI Hurrieh, Beirut, 17.1.1988 und 
24.1.1988; Erktärungen der Nationalen füh­
rung, Telefax, AI-Awda, Jerusalem. 23.1. 
1988) 
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Welche Rolle spielen die moslem ischen Kräfte? 

IsradJ Staatspräsident lIenog warnte die Zu· 
nehmend kritischer werdenden juqischen 
Gemeinden in den USA: "Wir stehen vor ei· 
nem Scheideweg. Die Alternative, vor der 
niehl allein Israel, sondern auch unsere arabi­
schen Nachbarländer su:hen, heißt nicht 'pa­
lastincnsische Unruhen' oder Verhandlungt'n. 
die Alternative heißt . dicse Unruhen zu unter· 
drucken odn zUlUJa~n. daß sie zu einem 
neuen Tchcran oder Beiru! werdw." (Inter­
national Herald Tribune, Paris, 27.1.1988) 
Auch in bund~deutschcn Medien wird, mit­
tels einer ausgedehnten Bcrichlcruanungübcr 
islamische Fundamentaliucn, d;'" Angst vor 
einem pahislincnsischcn Khomeini geschürt. 
Damit sucht man, die Sympathien für die pa­
lästincnsischcn Aufuändischen wiedn zu 
dämpfen. 

Welche Rolle spielen islamische Kriifte nun 
tatsächlich heim Aufstand in der WeJtbank 
und im Gazastr<:ifen? 
Um dieser Frage nachzugehen, 50Ihe man dif· 
fe ren7.lert unterscheiden 7.wischen islami­
schem Fundamwtal ismus und Islam als Reli· 
gion sowie zwischen den "erschiedenen religiö­
sen Strömungen. im Falle des Aufs tandes zwi· 
schen den Mos!embriidern und der J ihad Islami 
(Islamischer Heiliger Krieg). 

Es ist aufrallig, daß islamische Strömungen in 
der Westbank so gut wie überhaupt keine Rolle 
spielen. Oie islamische Bewegung hat ihre 
Wuncl vor allem im GazWltTeifen. Du hat ,Or 
allem '!:wei Ursachen: Oie Hoffnungslosigkei t 
und das Massenelend sowie die Schwache der 
palästinensischen Nationalbewegung. Beide 
Fa ktoren sind unmittelbares Ergebnis zionisti­
scher Bentzungs· und Vertreibungspolitik. 
Der Gazastreifen is t das am dichtesten besie. 
delte Gebiet der Welt. Wenn man noch be­
denkt, daß ein I km breiter Stftifen entlang 
der Ostgrenze zu Israel und ein O,~ km Küsten­
st reifen zu Sicherheiul.onen e,klart wurden 
und sich 18 zionistische Siedlungen den 
fruch tbarsten Boden unte r den Nagel rissen. 
dann bleiben ganze 16~ qkm .. auf denen 
750.000 Menschen leben. Diese Menschen, die 
im Gegensa tz zu den Palastinensem in der 
Wes tbank offiziell.,staatenlos'· sind . . ~ind fa k­
tisch vOn de r Außtnweh abgeschnitten (siehe 

Kasten Oberblick zur Westbank . Gaza, Ost­
Jerusalem). 
Nachdem israelische Truppen 1967 den Gaza­
streifen bej.Ct2ten. leistete die Bevölkerung(T· 
bitteren lA'iderstand. Vor allem die Volksfront 
s pieh~ in di~sem Aufstand eine fUhrcnde Rol­
le. Ers t 1971 gelang es der Besatzungsmacht, 
den Aufstand nicdenuschlagen. Oie r.ihre r 
wurden erschossen, T ausende "on Palästinen· 
sem deportiert und die F\{ich tUngsbger "aus­
gedünnt", um sie militärisch konnollierbar zu 
machen_ Jede politische und gewerkschaft­
lkhe Aktiviüil wurde verboten. 

Die einl'.i&<, paläSlinensisehe Organisation. der 
es überhaupt noch erlaubt war, ihre Aktivi­
taten fortzusetzen, war der palä.llinensische 
Rote Halbmond. Er wurde zum Zentrum na­
tionalistischer Aktivitäten. veran.slllitete Vor· 
tragsserien, organisierte freiwillige Arbeitsein· 
sätze zur Verbesserung de r Infrastruktur, vor 
allem in den Flüchtlingslagern. veranstaltete 
Folklordcstlvals und eTÖffne te eine Biblio­
thek (die einzige in Gaza). 

Die Besatzungsmacht behinderte aber auch 
diese Aktivitäten. HilfsgeIder aus dem Ausland 
,,~rden seitens der is raelischen Banken ge­
sperrt. Seit 1979 darf der Halbmond keine 
öffentlichen Veranstaltungen mehr durch­
führen_ 

So entnand ein politisches Vakuum. in das die 
M05lembriider hineinstoßen konnten: "Es ir"b 
keine politische Organi!atiOl~en oder Strömun· 
gen, die etwas taten. Wir sind keine: säkulare 
(wel tliche; d. Red.) Gesellschaft,jeder "on uns 
hat einen religiösen Hin tergrund. So waren 
ihre Ideen schnell angenommen. Oie Ursache 
fü r die Erfolge der Moslcmbriidcr liegt in dem 
Verlus t der 1I0ffnung auf mÖb"iche Erfolge 
begründet und im Gefühl "on anderen Natio­
nen isoliert zu sein - niemand hilft uns. Oie 
Leute hier sind deprimiert. haben aufgegeben 
und sich Gott zugewandt", erklärt ein PLO· 
Anh.mSCr den Erfolg der Moslembriider in 
Gaza (zit. nach : MERlP Reporu. Washington. 
Oktober- Oezember 1985 ). 
Die Moslembriider begannen. sich in der Phase 
1973·79 zu organisieren _ mit Geldern aus 

Jordanien und Saudi· Arabien. toleriert 'on der 
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Spenden rur e in Sofonhilfep ro­

gram m zugu ns t en von Familie n d er 
O p fe r und d e r streikenden Palästi­

nenser, die als T agelö hner in Is rael 
arbeiten und vom Hunger bedroht 

s ind, werden e rbeten vom "Verein 
zur fö rderung soziale r Proje kte im 

Nahen Osten". 

Bitte überweise n an d ie Stadtkasse 

Kö ln (Kul turamt ), K o nto-N r. 

9302951 bei der Stadtsp arkasse K ö ln 
(OLZ 37050 198). 
Verwendungszweek; Hst. 97 15 000 
4 100 1 

Besatzungsmacht. die sich "on den Fundamen· 
talisten ein G~gengewicht zu PLQ.Anhängern 
versprach. D.1S Programm der Moslembriider 
läßt ~ic h so zusammenfassen: Islamischer 
Staat. Ablehnungder PLO mit ihrem säkularen 
und dcmokm[i~ehen Programm, Ablehnung 
jeder Initiative der Vereinten Nationen. 
Die Mo$l~mbriider gründeten eine "i5lamische 
Vereinigung", die mit Erlaubnis der Besat· 
wngsmacht Schu!cn, MO!ICheen und sogar eine 
islamische Uni"crsität bauen durften und siCh 
durch kulturelle und soziale Aktivi täten einen 
gewissen Einfluß verschaffen konnten. 

,\ ngri ffe rich teten die MoslcmbTÜdervor allem 
auf IllItionalistische Kräfte. 1980 stürmten sie 
das Büro des Roten Halbmondes und ver­
brannten einen Großteil der BücherbC$tände. 
Sie organi5iert~n Überfälle auf Palästinenser, 
die dCll Kommunismus "erdächtig waren (wo­
bei 5chon jeder Kommunin war, der freitags 
nicht in die Moschet: ging), überfielen nationa­
liuische Studenten an der Islamischen Vni",~r­
sität und schickten unter den Augen der hrae­
lis Schlägenmpps an die Univellität von Bir 
Zeit in der Westbank. 
Oie stillc Kooperation mit der Besatzungs­
macht kostete die Moslembriider allerdings 
den großen T eil ihres Einnusses. 

Nicht zu verwechseln mi t den Moslembri.idern 
sind die J ihad Islami, d ie heute im G;u:astreifen 
im Kampf gegen die Besatzungsmacht eine 
bedeutende Rolle spielen. Oie Jihad Islami 
sind straff organisierte Zellen, die sich mei· 
stens um einzelne Moscheen gebildet haben. 
Sie sind lokale, au f den Gazastreifen begrenzte 
Gruppen, ohne Beziehungen zu anderen fun· 
damentalistischen Gruppen oder Organisatio· 
nen mit gleichlautendem /IOamen außerhalb des 
Gazastrcifens. Sie stehen hilller dem Pro­
gramm der PLO und kämpfen fiir einen unab­
hängigen palästinensischen Staat. Sie gehören 
heute zu den wagemutigsten Kampfem gegen 
die Besatzungsmacht, wobei sie ihren Mut aus 
dem Glauben an GOtt und den Koran schöp­
f," 
Oie Jihad Islami rekrutIeren sich zum Teil aus 
ehemaligen Anhängern der Moslembriider, die 
sich aus Enttäuschung über deren antinatio· 
nalistisches Programm "on ihnen abgcwandt 
haben. Sie unterhalten enge Beziehungen zu 
den lokalen Gruppo;:n "on Al-Fatah. 

Es sei ge"'amt davor. den Islam als religiöS(' 
Oben.eugung und islamischen Fundamenta­
lismus glcichzu;etzen. Let:z;terer ist eine fa­
schistoide Ideologie, mi t der die Komprado­
renbourgeois.icn marginalisierte :-Iassen unter 
der Parole "islamischer Staat" gegen fon­
schrinlichc Veränderungen zu mobilisieren 
trachten. 
Der Islam als Religion hat schon immer in den 
nichtsäkularen Gesellschaften des Nahen 
Ostens eine wichtige RoUe ~spidt und in 
keineswegs eine n~ue Erscheinung erst seit 
Khomeini. Oies, zumal der Islam im Gegensatz 
ZUm Christentum keine Trennung zwi~chen 
Politik und Glauben, zwischen religiöser Ethik 
und Alltagsverhaiten kennt . So darf e, nicht 
verwundern, wenn MOICheen genauso wie 
Schulen und UnivCfsitäten zu Zentren des Wi· 
derstandes werden und wenn der politiSChe 
Kampf um Befreiu ng auch seine religiöst: Be­
gründung findet. 
Inwieweit der Islam als Weltanschauung um. 
schlägt in "islamischen Fundamentalismus", 
hangt davon ab. inwieweit nationaldemokra_ 
tische Kräfte in der Lage sind, dem Volkuuf. 
stand eine klar~ Perspektive zu geben. 
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jordanischen Penönlichkeiten in den besetzten Gebieten die 
Möglichkeit zu einem Waffenstills tand geben, bevor d iese sich 
vollständig pOlitisch isoliert haben. Freunde König Husseins 
vom Schlage ein es Elias Freij oder Schawa (Oürgenneis ler von 
Gau) begrüßten die Initiat ive Mubaraks. Und Hannah Se­
niora, der Anfang j anuar d.J. mit seinem Aufruf zum gewalt-

Mubaraks In itiative 
ist der Versuch der " Gemäßigten", 

zu retten , \\f3.S zu retten ist, bevor ihnen 
di e " Spirale der Gew alt" im besetzten Gebie t 

vollends außer Kontrolle gerät 

losen zivilen Ungehorsam eine Al ternative zur "Vereinigten 
Nationalen Führung" aufbauen wollte, lobte Mubaraks Weis· 
heit. 
Allerdings scheint der Zug für diese Personen ein fUr allemal 
abgefahren zu sein: Sie sind innerhalb· der Bevölkerung in der 
Westbank und dem Gazast reifen isoliert wie nie zuvor. Zur 
gleichen Zeit, da Mubarak seinen Vorschlag in den westlil:::hen 
Hauptstädten erläuterte, befaßte sich auch der UN-Sicher­
heitsrat mit der Situation in den besetzten Gebieten und be­
riet einen neuen Resolutionsen twurf. Dieser sieht vor , die Pa­
lästinenser Unter internationalen Schutz zu stellen, forde rt 
Israel zur Anwendung der Genfer Konvention in den besetz· 
ten Gebieten auf und macht sich "fti l" eine umfassende gerech­
te und dauerhafte Regelung des arabisch-israelischen Kon· 
niklS·' stark. Alle Mitglieder des Sicherheitsr.!. tes stimmten 
dem Vorschlag zu - allein d ie USA legten ihr Veto ein. 
Der stellvert retende US-Botschafter bei den Verein ten Na tio­
nen, Herbert Ükun, rechtfertigte das amerikanisehe Abstim­
mungsverhalten so: "Es bestehe kein Anlaß, Themen zu be­
handeln, über die auf ande ren diplomatischen Kanälen bereits 
diskutiert würde. Die USA würden seit Beginn des Aufstands 
mi t betroffenen Parteien über ei ne Lösung auf der Basis von 
242 und 338 beraten." Der palästinensisehe Delegier te bei 
d en Vereinten Nationen fragte allerdings, wer denn in den 
Augen der USA d ie betroffenen Parteien seien. An die Pa­
lästinenser als nun unmiae1bar Betroffene hätte sich n iemand 
aus dem Weißen Haus gewandt. 4 

Tatsächlich machte Washington keine inhaillichen Einwände 
gegen den Resolutionsentwurf gel tend. Es gehl der Rcagen­
Administration vor allem darum, die UNO aJ.o; Vermiuler aus 
dem Konflikt herauszuhalten, weil das ihre eigene Rolle als 
"Vermittler" im Nahostkonflikt untergraben würde. 
Die kuwaitiKhe Qabas veröffentl ichte Details über e ine neue 
amerikanische Nahostinitiative. die eine Brücke zwiKhen dem 
ägyptischen Vorschlag und der starren Hallung Schamirs, der 
den Palästinensern höchstens kommunale Selbstverwaltung 
unter israelischer Besa tzung zugestehen möchte. schlagen will. 
Eine Autonomieregdung soll, unter Vermittlung der USA, 
zwischen Israel und J ordanien unter Hinzuziehung "pa­
lästinensiKher Persönlichkeiten" fü r einen Interimszeitraum 
\·on 1-3 jahren ausgehandelt werden. Eine fUhlbare Verbesse­
rung der Lebensbedingungen soll die Rolle der t raditione llen 
Eliten stabilisieren helfen. Nach der Unterzeichnung eines sol· 
ehen In ter imsabkommens könnten Vorbereitungen zur 
Durchführung einer internationalen Konferenz als Pri lude rur 
bilaterale Verhandlu ngen beginnen. 
König Hussein hat diesen Vorschlag zurückgewiesen. Er for­
dert klare Initiativen der USA und eine deutliche Position 
Washingtons gegen die Fortsetzung der Besatzung. Hussein 
mein t, angesich ts des Sturms des Aufsta nds mehr für sich her­
ausholen zu können. 
Allerdings hat auch er kein In teresse an einem unabhängigen 
palästinensischen Staat. Gegenüber einer Delegation von Re-

präsentanten des rechten t-"atah-Flügels. die als PLü-Delega· 
tion in jordanien weilten, verlangte er die Anerkennung der 
umstrittenen Resolutionen 242 und 3385 als Bedingung für 
ein gemeinsames Vorgehen bei der Friedenssuche, was von 
den PLO-Politikem abgelehnt wurde. Sie würd en damit jeden 
Kredit in den eigenen Reihen verspielen. Entgegen allen Be­
schlüssen des Palästinensischen Nationalrates6 hielt sich genau 
dieselbe Delegation ein e Woche zuvor in Ägyp ten auf, um vor 
Mubaraks [uropa-Tourn ee mit dem ägyptiKhen Präsidenten 
über Auswege aus der Situation in den besetzten Gebieten zu 
beraten. 
J ordanien, Ägypten u nd rechten Kreisen innerhal b der PLÜ­
Führung ist eines gemeinsam: Sie befürchten bei FortfUhrung 
des Aufstands in den besetzten Gebieten. immer mehr an poli­
tischem Boden zu verl ieren. In den besetzten Gebieten hat die 
palästinensische Linke (DF LP, PFLP und PCP) ungleich mehr 
Einnuß als auf der Führungsebene der PLO. Und es ist vor 
allem die I.in ke (neben j ihad Islami im Gazastrcifen), die den 
Aufstand fU hrt und ei n polit isches Programm entwickelt hat. 

Anmerkungo:n: 
I) Eine eingo:hende Darstellung der Aufstandswirkungen auf die innen· 

politische Szenerie Israels (Großdemonstr.uion ~on "Peace now)"' 
u.a.) soll in AlB 4/ 1988 folgo:n. 

2) Zi\. nach: Frankfurter AlIgo:meine Zeitung (FAZ), 2.2.1988 
05) AI Hurrieh, Beirut, 17. 1.1 988 
4) Vgl. AI·QabaJ. Kuwait, 05 .05.1988 
5) Nahost-Resolutionen des UN·Sicherheit5rates aus den Jahren 1967 

bzw. 1973, in welchen die Palästinafrage lediglich als " FlUchtiings·'­
problem, also nur indirekt, thematisiert worden war. 

6) Siehe die Bilanz des Wiede ... ·ereinigungs·Nationalrau vom April 
1987 in: AlB 6/Juni 1987, S. ~·12 

päd.extra & demokratische erziehung 
Heft 1/88 IImthölt: Auf .... h. de. Pöd"gogen va .. UI,ich 8<iels. Thema: Ha­
f ... stroß" JU9.ndli~he kämpfen um ein.n hb.nsrollm, alternative. So_ 
ziotop oder 5<:hickimicki.Pork. Ein politische. Leh"tÜ<k Out Hombu'g. 
Enduit auf d . .. St'ClBen, "n d.n Wänden: Wie Schiile, die Ha/enst'ao.. .... -
leben. Von Jens Moneyko, Tiork Kunweich und Nicoloi Geißlinger. NClh 
dron und do~h w.it . ntf. mt: Tagebueh eine, Lehrerin ausder benachbar­
ten Houplschule. Von Christo Giinthe'. O"r-ilche" li'g'"urdie Eibe: Wie 
da. Mumpitz-Konzept der Azubi. von Blohm und V06 mit der Ho/enstroße 
zusammllmhöngl. Interview mit dem Jugendvertreter Andreos fke. Solid"r_ 
is~h .. ZUIClmm. nl .ben .. kämpft: Interview mit dem _Vater der Hofen_ 
stroBe-, Udo Hergenröder. PrClz.ismo.k" 0101 Bubloy: Hol8flstro6e als 
politisches Rollenspiel. Unt .... richt in der Gewerbeschule Homburg·For­
senlBe,ne. Wilhelm Reet: OCl' Ozonloch. Gerh.ord Regenthol: Oe. neu, 
Mann? Oi. n. lI. frau ? Beitröge: H"ndelnd •• Unterri.hl , von Christel 
Monske. Wollgong Popp zu Christo Wolfs Stärfol!. Außerdem: Kreidestri­
che, Grouer Morlet, Kurzkrittken und telerbrie/e. 

••••••• ••• •••••• ••••••••••••• • 
: Das will ich erst mal sehen: : 

mehr 

: Senden Sie mirein kostenloses Probeuemplof : gute Idee &
ISelne 

• • • • 
: Nom;JVom~e : 
• • • • 
• S"öll<I .. • • 
• .. Tel .fon is~h. 
: (fILl)WOIInon : Bestellung: 
• Coupon bitt" oussd.neiden und einsenden On: .. Kristino Ste"nbock 
: pöd.e~tro & demokratisch" erziehung, : 02. 2.1 / 3 60 02_0 
&1113 Leserlnnlln-s...rviCIl, Postfad. 51 08 68, • In 8 ... lin: Pi! Gabel :;s: 5000 Koln 51. : 0 30 16860022 
...... ................... .. ............ -'-'-'~~~ ____ J 
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Bericht von Helke Schlebeck 

Komitees gegen den Landraub 
Ein wdl'·erzW<'igt.es N .. tz palästinensischer Mediziner-, Frauen- und 
Landwirlso;hafukomitecs arbeitet in den Dörf"m und Flüchtling$lagem 
des Wenjordanland." und des Gazastrei fens daran, d ie un te r der isradi ­
s .. hen ßesat>;ung ",..: itgehend zers tö rten Infr:utrukturen neu aufzu­
bauen. ~r Reisebericht von Hcilte Schiebeck befaßt sich vor a!km mit 
der Arbeit der Landwirtscha fu komi tccs. 

Wif fahren auf der Straße von Jcrusalem nach Jcricho. Rechts und 
links ziehen sich stcinühersäte Hügel, auf denen nur hier und da dürres, 
gelbes Gras wächst. Das Thermometer zeigt 40 Grad an; Schauen gibt 
es nirgendwo. In einigen Mulden sicht man Beduinen in ärmlichen 
Unterständen; ihre Ziegen- und Schafheroen weiden in kleinen ver· 
streuten Gruppen auf den Hügdn. Ein dreireihiger Stacheldrahtzaun 
verläuft entlang der Straße. 
Als Delegation des Europäischen Komit«, zur Verteidigung der 
Flüchtlingo: und ID1migranten (CEDRI) hatten wir am 12. Arbeitscamp 
in Nazareth. der größten arabischen Stadt in Israel, teilgenommen, wo 
dieses Jahr mehr als 7.000 Menschen, darunter 23 Delegationen aus 17 
Länd"rn, ihre Solidarität mit den Palästinensern durch konkrete Auf· 
bauarbeit zum Ausdruck brachten. Dort lernten wir auch Araber aus 
dem Westjordanland kennen und folgten ihrer Einladung zu einer Reise 
durch die 1967 von Israel besetzten Gebiete. J ordeh, der uns jetzt 
begleitet, ist einer von ihnen. 
"Das Land hinter dem Zaun wurde von den Israelis beschlagnahmt und 
darf von uns nicht mehr bet~ten werden". erklärt uns Jordeh. Er ist 
Agronom und Mitglied des Pallhtinensischen Landwirtschaftlichen Un­
tentützung5komitees. Seil der Besetzung des West jordan landes im J ahr 
1967 haben die israelischen Behörden mehr als 52% des Landes kon­
fisziert. Alles Gemeindeland. auf dem die Dorfbewohner früher ge­
meinsam ihre Schaf- und Ziegenherden hüteten. Wiesen und Waldgebie-
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te oder sog. "brachliegendes" Weideland wurde kunerhand zu "Staats· 
land" erklärt und enteignet. 
Eberuo verfuhr man mit den Grundstücken, deren Besitzer 1967 vOr 
der israelischen Besatzungsarmee geflüchtet waren oder für die keine 
Besitzurkunden vorlagen. Eine go:naue Vermessung des Landes und 
Eintragung ins Katas ter wurde unter dem britischen Mandat (1917 ·47) 
zwar begonnen. aber nie richtig zu Ende geruhrt. Viele Bauern, deren 
Familien hier seit J ahrhunderten gewirtschaftet hatten, waren plötzlich 
gezwungen, in den israelischen Fabriken nach Arbeit zu suchen. 
Heute fahn:n mindestens 150.000 Menschen, d.h. mehr als die Hälftc 
der arbeitenden Bevölkerung des Westjordanlandes und des Gazastrei· 
fens, jeden Morgen in Spezialbussen nach Israel, wO sic zwar arbeiten, 
aber 'nicht wohnen dürfen. Sie sind in Fabriken, Hotels, bei der Stra· 
ßenreinigung und vor allem im Baugo:werbe besChäftigt und bilden fü r 
die israelische Wirtschaft ein billiges, weitgehend rechtloses Arbeits­
kräftepotential. 
Die enten J ahre der israelischen Besatzung werden auch als "Honey 
Moon" bezeichnet: Die Verdierutmöglichkeiten und die direkte Bezah· 
lung in den israelischen Fabriken waren verlockend für die armen Bau· 
ern und die häufig unter den feudalistischen Strukturen leidenden 
Landarbeite r; die ohnehin schon bestehende Landflucht ventärkte 
sich. Als jedoch wenige Jahre später die Wirtschaftskrise einsetzte, die 
Inflation itU Grenzenlose anstieg und man von den Löhnen kaum noch 
das tägliche Brot kaufen konnte, war der Weg zuriick Vel'5!tClTt: Das 
unbewirtschah ete Land war inzwisehen von den Israelis beschlagnahmt 
worden. 
Im Gegensatz zu der Zeit \'or 1967 produziert das Westjordanland 
heute nur noch 15% seines Bedarfs an Ziegcnflei,ch und 20% seines 
Verbrauchs an Hühnereiern. 80% der FrUchte und 40% des Gemüses 
müssen aus Israel importiert werden. Mit einer gezielten Politik drängt 
Israel die Landwirtschaft in den besetzten Gebieten zuriick, unterbin· 



det jedes eigennändigc wirtschaftliche Wachstum und ~eT1Iuchl dur.;h 
alle nur erdenklichen Schikanen, die &~ölkerung zum auswandern zu 
bewegen. 
Während es den palästinemischen Bauern weitgehend ~erboten ist, ihre 
Erzeugnisse nach Isr:ael zu exponieren, werden die besetzten Gebiete 
mit staatlich gestütZten israelischen Produkten überschwemmt, (Sie 
sind fUf Israel das zwcitwichtigste "Exponland" nach den USA; Euro· 
pa folgt erst an dritter Stelle.) Von Arabern aUI dem Gadstreifen 
gefangwer Fisch darf zum Beispiel nicht in lsr:ad verkauft werden. 
Gleichzeitig w ird nicht nur israelischer, sondern auch billiger Import· 
fisch nach Gau eingeführt. 
Ein Gewerkschafter erzählt um, wie die isr:aelischen Behörden die ara· 
biichen Bauern im Gazanreifen dazu überredet haben. ih~ Produktion 
auf Erdbeeren umzustellen. IXr \'ersprochene Betr:ag ~on 3.000 S pro 
Ounum (10 Dunum - I ha) wurde in den ersten Jah~n auch gezahlt. 
Nach drci Jahrcn rodeten auch die anfänglich skeptischen Hauern ihre 
Zitronen· und Orangenbäume und pOanzten Erdbeeren an. Kurze Zeit 
darnuf fanden die ErdbeCTen keinen Absatz mehr. Der Militärgouver· 
neur erließ ein Dekret, das das Anpflaruen neuer Obstbäume verbietet. 
Die Reihe der Beispiele ließe sich endlos fortsetzen. 

Wir kommen iruJordantal. Die Landschaft wirkt anfun~ noch genauso 
unwirtlich. In der Nähe von Jericho fahren wir an einer riesigen Stein· 
wüste vorbci, die noch die Grundmauern von Häusern erkennen läßt. 
Es ist ein zerstörtes Flüchtlingslager; seine Bewohner sind 1967 vor der 
israelischen Armee nach Jordanien geflüchtet. Vorher lebten hier 
100.000 MelUchen. jetzt sind es nur noch 4.000·5.000. 
"Das land ist zum Teil sehr fruchtbar, aber es muß bewässert werden, 
, OlUt wächst hier nichts", sagt Jordeh. "Große Teile des landes, die 
früher bearbcitet wurden, sind heute Wüste. wcil die Wassermengen für 
arabische Bauern beschränkt sind; das meiste Wasser wird zu den israe· 
lischen Siedlungen gepumpt." In dn Ferne sehen wir die st rotzenden, 
saftiggriinen Bananenplantagen der Israelis, während daneben die Palä· 
stinenser gezwungen sind, einen Teil ihrer mehrjährigen Pflanzungen 
aus WassermangeJ ~crdorren zu lassen. 
Auf der Fahrt zu einer Quelle kommen wir an isr:adi5Chen Pumpsta· 
tionen ~orbei. Sie pumpen das Grundwauer !'>0Q.2.000 m hoch an die 
Oberfläche und bringen 50 die nuT 100·200 m tiefen ar.abischen Brun· 
nen und die Quellen, die noch in der Hand der Palästinenser sind, zum 
versiegen. Im Gegensatz zu den Israelis, die ständig neue Bohrungen 
machen, bekommen Ar:aber praktisch nie eine Bewilligung dafür. Man 
kann sich leicht ausmalen, welche langfristigen ökologischen Folgen 
dieser Raubbau haben wird. 
Um den zahlreichen Problemen entgegenzutreten, hat sich 1983 eine 
Grupp<: ,-on ~orwiegend in Jordanien ausgebildeten Landwirtschafts· 
ingenieuren zum Palästinensischen Landwirtschaftlichen Unterslüt· 
zungskomitee (PA Re) zusammengeschlossen. In den besetzten Gebie· 
ten gibt es insgesamt 180 arabische Agronomen, VOll deneIl 50 keine 
Arbeit finden. Im PARe arbeiten mittlerweile bereits 60 Landwirt· 
schaftsingenieure mit. Sie üben in ihrer Freiuit - nur fiinf sind fest 
angestellt - eine Beratertätigkeit aus und betreuen verschiedene Pro­
jekte. 
EinC1i dieser Projekte, eine Baumschule, besuchen wir im Jordanta\. 
Hier werden u.a. !'>O.OOO Oli~ellbaumsetz1inge und eine Vielfalt von 
Obstsorten, wie 7o.B. Mandel· ulld Feigenbäume gezogen, die später den 
Bauern zum Selbstkostenpreis für die Bepflanzung von brachliegendem 
Land zur Verfügung gestellt werden. Viel Wert wird auf Di\'ersifikation 
gdegt, die es den Bauern ermögljchen soU, ihre Produkte leichter zu 
verkaufen und mehr Unabhängigkeit zu erlangen. 
Experimente gibt es auch mit Pflanzen. die unterwüstenähnlichen Be· 
dingungen wachsen können und Ziegen als Nahrullg dienen. Jordeh 
berichtet von ersten Erfolgen im Gemüsebau: "Wir haben genau unter· 
sucht , in welcher Saison Israel bestimmte Gemüsesorten importieren 
muß und bemühen UIU nun, sie in dieser Zeit selbst zu produzieren. 
Mit Tomaten, für die ..... ir in der Haupterntezeit Ilur sehr schlecht be· 
zahlt werden, ist uns im ~ergangCllen Jahr ein Durchbruch gelungen. 
Wir haben sie unter einem se1bsterfundenen 'Stofftunnel' (Ashash) 
ohne Verwendung von Chemikalien gepflanzt und konnten dadurch im 
August und. im November ernten. Der Ertrag pro Dunum lag bei 
3.00Q.4.000 $." 

Hauptziel des PARe i51 es, die Bauern dazu zu bewegen, möglichst ~ieJ 
Land zu bearbeiten und. damit weitere Beschlagnahmungl'n zu ~erhin· 
dem. Zu diesem Zweck besuchen die Landwiruchafuingenieure die 
Leute in den Dörfern, diskutieren mit ihnen über auftretende Probleme 
und erarbeiten Lösungsmöglichkeiten. In einem nächsten Schritt wer· 
den lokale Komitees geb~ldet, in denen die Bauern Projekte eigenstän· 
dig verwirklichen. Die Agronomen verstehen sich nur als Berater und 
auch finanzielle Mind müssen von den Dorfbewohnern selbn aufge· 
bracht werden, damit sie die Projekte als ihre eigenen betr:achten und 
sie bei den ersten Schwierigkeiten nicht gleich fallenlassen. 
In den besetzten Gebieten ist PARe die einzige Organisation, die auf 
diese Weisc in der Landwirtschaft tätig ist. "Wir w ollen den Leuten 

' helfen, sich selbst zu helfen", erklärt Jordeh. "Wir arbeiten ~or allem 
mit den ganz armen Bauern, die 10, 15 oder höchstens 50 Dunums 

besitzen; wir helfen Arbeitslosen, Koopelllti~en zu bilden, damit sie in 
ihren Dörfen bleiben können. 
In Bir·Zeit hat ein aus sieben Familien bestehendes lokales Komitee 
unter Anleitung des PARe eine 2.5 km lange Zufahrt zu einem schwer 
zugänglichen hügeligeIl Gebiet gl'baut, die e! den Bauern Ilun erlaubt, 
ihre Oliven· und Weinpflanzungcn mit Maschinen zu bearbeiten und 
verlassenes Land neu zu erschließen. Bei unserem Besuch ist gcr:ade ein 
Bauer damit be!chäftigt, die zerfallenen Trockeruteinmauern der Ter· 
rassen wieder aufzubauen. 
Streitigkeiten über den Verlauf der Straße und ähnliche Probleme muß· 
ten die Bauern zuerst untereinander regl'ln, be~or ein Vertreter des 
PA Re bei der Durchführung des Projekts half. Ourch diese Vorgehern· 
weise sollen auch die in den Dörfern noch stark \'erwundten feudali· 
stischcn Strukturen durchbrochen und mit der Zeit durch demokrati· 
sche ersetzt werden 
Besonderes Gewicht wird auf die Ausbildung weiblicher Agronomen 
gelegt. die den Frauen beim Wicdel'1lulbau eincr bäuerlichen Sdbstver· 
sorgung helfell. Randa zum Beispiel hai sich auf Kleinticrzucht spe· 
zialisiert, einen tr~ditiondlen Sektor, der fast verschwunden ist. 
Im Rahmen eines Kaninchen·Projekts werdcn immer zwei bis drei Mut· 
tertiere gegen wenig Geld an Familien abgegeben, um die Zucht Zu 
fördern, damit auf lange Sicht die Fleischversorgung verbessert werden 
kann. Eine "Schafshank" wurde eingeriehtet, durch die eine der Re· 
gion besonders gul angepaßte Schafrasse \'erbreitet wird. Die ~ergebe· 
nen Tiere müssen e"t nach einem Jahr in form ~onJungt;ercn zurück· 
erstattet werden. 

Uns hat die konkrete, fast ausschließlich in der Freizeit geleistete Ar· 
beit und das ernsthafte Eogagcment der Landwiru.chafuingcnieurc im 
PARe zutiefst beeindruckl. Unter den schwierigen Bedingungl'n der 
Besatzung leisten sie eine Aufbauarbeit und entwickeln Infrastruktu· 
ren, die für einen zukünftigen, eigl'nständigen palästinensischen Staat 
unerläßlich sind. 
"Für uns sind Kontakte zu Leuten in Euro pa, die an unserer Entwick· 
lungsarbeit intercssien sind. sehr wichtig", betont Jordeh am Schluß 
unserer Reue. " Wir arbeiten unter ungewöhnlichen Voraussetzungen. 
Wir sind zwar nieht politisch, sondern nur in der Landwirtschaft tätig, 
aber rur die lsr:aelis ist alles Politik. So wurdcn zum Beispiel !etztes 
Jahr Ärzte. die in ähnlichen Komitees in der Gesundheiuversorgung 
arbeiten, im Gazastreifen verhaftet und erst auf internationalen Druck 
hin wieder freigelassen. Deshalb ist Solidarität für uns sehr wichtig." 
Das Palästinens ische landwiruchaftliche Unterstützungskomitee 
sucht: Aus· und Weiterbildungsmöglichkeilen für Agronomen, Erfah· 
rungsaustausch über ähnlich funktionierende Entwiddungsprojekte, 
Möglichkeiten, interessierte Kreise in Europa über seine Arbeit zu in· 
fo rmieren. 
Weitere Informationen bei; Heilee Schiebtdl, CEDRJ. Hof Stopar, 
Lobnil< 16. A·9135 Eisenltappd. TeL; 04238/558 
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Ivesa Lübben-PlsIolldls 

Israels Atombomben "im Keller" 
Morchedai Vanunu, vormals Atomtechniker in Dimo­
na, wird der Prozcß gemacht, weil er Einzelheiten über 
Israels Atomwaffenfähigkeit lüftete. 
Inzwischen wurde der "Friedcnsspion" als Kandidat 
für den Friedensnobelpreis 1988 nominiert. Und ihm 
wurde der alternative Nobelpreis des griinen Europa. 
Abgeordneten Jakob von UexkuclJ verliehen. Nach 
einem Antrag der Bundestagsfraktion der GRüNEN 
soll sich der Bundestag dafur einsetzen, daß das Ver­
fahren gegen Vanunu öffentlich gemacht und seine 
Isolationshaft beendet wird. 

Im Dezember 1987 wurde nach dreimonatiger Vertagung vor 
dem Kreisgeric ht in JerusalclU untcr strengs tcr Geheimhaltung 
der Prozeß gegen den israelischen Atomwissenschaftler Mor­
dechai Vanunu wiederaufgenommen. Der wegen Spionage 
Angeklagte hatte neun J ahre lang in einer geheimgehaltenen 
Wiederaufbereitungsanlage ftiT Plutonium in der Negev-Wüste 
gearbeitet. 

Nachdem man ihn wegen persönlicher Kontakte zu palästi­
nensischen Studenten in der von Israel besetzten Westbank 
entlassen hatte, setzte er sich zunächst nach AUSlralien, später 
Großbritannien ab. Er enthüllte gegenüber britischen Journa­
listen bisher unbekannte Einzelheiten des israelischen 
Nuklearprogramms. Zwei Tage bevor am 5. Oktober 1986 die 
Enthüllungen Vanunus in dcr "Sunday Times" unter dem 
Titcl "The SecreLS of Israel's Nudear Arsenal" erschienen, 
wurde Vanunu von einem Kommando des israelischen Ge­
heimdienstes aus seinem Londoner Hotel en tfUhrt. 
Die Enthüllungen Vanunus bestätigten lang gehegte Vermu­
tungen, daß Israel im Be5iu eigener Atomwaffen sei. 
Schon 1960 entdeckten amerikanische Aufklärungsflugzeuge, 
daß in der israelischen Negev-Wüste ein Nuk learre,aktor gebaut 
wurde. Mehrere amerikanische Zei tungen äußerten damals 
unter Berufung auf e lA-Quelien die Ben.irchtung, daß der zio­
nistische Staat innerhalb von fünf J ahren in der Lage sein 
werde, eigene Atomwaffen zu produzieren. 1973 entdeckte 
ein anderes amerikanisches Aufklärungsflug'lCug, die Black· 
bird, Einrichtungen zum Bau von Atomraketen. Zwei israeli­
sche Phantomjäger erhielten den Befehl, die Blackbird abzu· 
schießen. Dieser gelang es jedoch zu entkommen. 
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Israel in weder dem Atomwaffensperrvertrag beigetreten, 
noch läßt es Inspektionen seiner Atomanlagen durch die In· 
ternationale Atomenergiebehörde (IAEA) zu. Die ProduktiOn 
von Atomwaffen ist das am strengsten gehütete Staatsgeheim­
nis. Während des 6-Tage-Krieges 1967 schoß die israelische 
Luftwaffe ein eigenes i'.hragc-J<.ampfflugzeug ab, das dem 
Reaktor in Dimona aus Versehen zu nahe gekommen war. 
1973 näherte sich eine libysche Passagiennaschine, die vom 
Kurs abgekommen war, den Installationen in der Negev­
Wuste. Auch sie wurde abgeschossen. Von den Insassen über­
lebte niemand. 

Im Dezember 1977 meldete die amerikanische Zeitschrift 
" Rolling Stones", daß Israel im Besitz von mindestens 15 
Atombomben sei. Am 22. September 1979 machte der ameri­
kanische Aufklärungssatellit VELA einen Atomtest im Süd­
pazifik aus. e lA und DIA (militärischer Geheimdienst) vennu­
teten ein israelisch-süd afrikanisches Gemeinschaftsunterneh­
men. In der britischen Fernsehsendung "World in Action" 
wurde kurz darauf präzisiert, daß das Projektil tatsächlich von 
beiden Ländern gemeinsam entwickel t worden und aus einer 
in Südafrika montierten, aus belgischen und amerikanischen 
Komponen ten zusammengesetzten Haubitze abgefeuert wor­
den sei. 
Das ganz Neue an den Enthüllungen Vanunus ist also nicht die 
Tatsache an sich, daß Israel Atomwaffen besitzt, sondern wie 
weit Israel in der quantitativen und qualitativen Entwicklung 
von Atomtechnologie bereits fortgeschritten ist: 

• War man bislang davon ausgegangen, daß das israelische 
Waffenarsenal zwischen 20 und 25 Atomsprengköpfe umfaßt, 
so konnte Vanunu glaubhaft machen, daß der zionistische 
Staat zwischen 100 und 200 Atomsprengköpfe besitzt. 
• Das israelische Kernwaffenarsenal ist sehr viel weiter ge­
fächen, als bisher angenommen. Es umfaßt Atomspreng­
köpfe, die auf dem Prinzip der Kernspaltung beruhen (sowohl 
Uran- wie auch Plutoniumwaffen) wie auch thermonukleare 
Fusionswaffen nach dem Prinzip der Wasserstoffbombe. Sol­
che Fusionswaffen haben eine 5-iOmal so große Sprengkraft 
wie die herkömmlichen Atomwaffen nach dem Prinzip der 
Kernspaltung. 
• Der israelische Reaktor in Dimona in der Negev-Wüste ist 
sehr viel größer, als bislang angenommen. Amerikanische 



Spezialisten, die den Reaktor zwischen 1963 und 1969 inspi­
zierten, waren von einem 26-MGW-Reaktor ausgegangen, der 
pro jahr 7-8 kg Plutonium produzieren könne. Nach den Aus­
sagen Vanunus fallen jedoch in Dimona 40 kg J'lutonium an. 
Das ist genug spaltbares Material, um pro jahr fünf Pluto· 
nium-Bomben herzuste1kn. Nach 1969 muß also eine Reak­
torerweiterung stattgefunden haben, wobei über den Zeit· 
punkt bislang Unklarheit besteht. 
• Die israelische Technologie bei der Herstellung von Atom­
bomben ist sehr viel weiter entwickelt, als bislang angenom· 
men. Die Israelis dürften in der Lage sein, Bomben mit erheb­
lich kleineren Mengen Plutonium als der allgemeinen Stan­
dardmenge von 8 kg zu produzieren. Diese kleinen Spreng. 
köpfe können auch auf Raketen montiert werden. Früher hat­
te man vermutet, daß die Israelis nur Bomben haben, die von 
Flugzeugen abgeworfen werden. 
• Die wichtigste Schlußfolgerung aus den Aussagen Vanunus 
ist jedoch, daß Israel in der Lage ist, das Plutonium wieder­
aufzubereiten, das in Dimona anfällt. Damit verfügt das zioni­
stische Establishment über eine geschlossene Produktionskette 
nicht nur für die Produktion von waffentauglichem, angerei­
chertem Uran, sondern auch von Plutonium. Ober ein eigenes 
Verfahren zur Anreicherung von Uran 235 verfügt Israel be­
kanntermaßen seit 1970. Die Produktion von waffentaugli­
chem Uran soll 1974 angelaufen sein. 
Die Wiederaufbereitungsanlage in Dimona ist in einem Gebäu­
dekomplex mit dem Namen MACH ON " untergebracht, in 
dem auch Vanunu beschäftigt war. Nach seinen Schilderungen 
befinden sich in dem ersten Stockwerk unter der Erde die 
Kontrollräume, im 2., 3. und 4. Stockwerk die Wiederaufbe­
reitungsanlage selber, im 5. Stockwerk werden Plutoniumwaf­
fen montiert und im 6. Stockwerk radioaktive Abfalle gela­
gert. Die beiden oberirdischen Stockwerke enthalten einen 
Empfangsbereich für verbrauchte Brennelemente aus dem be­
nachbarten Reaktor, eine Luftfilteranlage, Büros und Umklei­
deräume rur die Mitarbeiter. 
Die unterirdische Wiederaufbereitungsanlage in MACHON 11 

wurde in den 50er jahren mit französischer Technologie und 
technischer Hilfe errichtel. Zwar behauptete de Gaulle in sei­
nen Memoiren, daß der französische Beistand für die Errich­
tung der israelischen Wiederaufbereitungsanlage 1960 ausge­
setzt wurde, jedoch räumten Beamte der französischen Atom· 
energiekommission ein, daß die französischen Kontraktfirmen 
unter Wissen der Regierung de Gaulle die Bauarbeiten in Di­
mona fortsetzten. Die Aussagen Vanunus wurden vom ehe­
maligen französischen Hochkommissar ftir Atomenergie, Pro· 
fessor Francois Perrin (1951-1970), gegenüber der "Sunday 
Times" bestätigt. ~.Wir wußten zw~r, daß das Plutonium zum 
Bau der Bombe verwandt werden kann", räumte Perrin ein, 
"aber wir gingen davon aus, daß es genausogut fur friedliche 
Zwecke nutzbar ist." 
Schon der erste israelische ~"inisterpräsident Ben Gurion op­
tierte für den Aufbau einer israelischen Atomstreitmacht, um 
die neuen "vollendeten Tatsachen", die Staatsgründung 
(1948), unumkehrbar zu machen. Noch im Gründungsjahr 
Israels wurde die Negev-Wüste systematisch nach Uran vor­
kommen exploriert. Tatsächlich fand man uranhahige Phos­
phorerze. jüdische Atomwissenschaftler aus den ftihrenden 
Atomnationen USA, Großbritannien und Frankreich wurden 
ftir die Auswanderung nach Israel angeworben. junge israeli· 
sche Nuklearphysiker wurden auf Kosten des Verteidigungs­
ministeriums zu Studien- und Forschungszwecken ins Ausland 
entsandt. 

Neu an Vanunus Enthüllungen 
ist, wie weit Israel in der Entwicklung 

von Atomtechnologie bereits 
fortgeschritten ist 

Das Weizmann-Institut errichtete in Tel-Aviv eine Abteilung 
rur lsotopenforschung und 1952 wurde die israelische Atom­
energiekommission unter Prof. Ernst Bergmann, einem der 
eifrigsten Beftirworter einer ,Jüdischen Atombombe", gegrün­
det. Die Tatsache, daß selbst die Griindung der Atomenergie­
kommission zwei jahre vor der israelischen Öffentlichkeit ge· 
heimgehalten wurde, ist ein Indiz daftir, daß das israelische 
Atomprogramm kaum zivilen Zwecken dient. 
Aber trOIZ des hohen Niveaus der israelischen Wissenschaft 
wäre der Bau von Atomwaffen und die Errichtung einer eige· 
nen Atomindustrie für einen so kleinen Staat mit einer be· 
schränkten industriellen Basis und ohne eigene Produktions­
mittelindustrie ohne die Hilfe ausländischer Freunde kaum 
möglich gewesen. 
Zum Bau von Atomwaffen benötigt man entweder auf 90% 
angereichertes Uran 235 oder Plutonium. Weder angereicher­
tes Uran noch Plutonium kommen in fur Waffen verwend­
barer Form in der Natur vor. Dies setzt eine relativ kompli­
zierte Produktionskette voraus. Aus Uranenen mit einem 
Urangehalt von weniger als I % wird in einer Uranmühle Uran· 
oxyd. Konzentrat, der sog. ,.Yellowcake", produziert. Dieser 
wird in einer KonversionsanJage zu Uranhexafluoridgas wei· 
terverarbeitet, welches wiederum Rohmaterial für das tech· 
nisch äußerst komplizierte Anreicherungsverfahren ist. Plu­
tonium faJ.lt als Abfallstoff in verbrauchten Reaktorbrenn­
stäben an. Das Plutonium muß jedoch in einer Wiederaufbe­
reitungsanlage von anderen ReaktorfÜckständen getrennt wer­
den. 
Die israelischen Behörden setzten von vornherein auf alle 
nuklearen Optionen gleichzeitig und begannen, sowohl eine 
Produktionskette fur angereichertes Uran wie eine zweite zur 
Gewinnung von Plutonium zu errichten. Ausländische Freun­
de stellten in der Anfangsphase spaltbares Material zur Verfti­
gung, halfen bei der E.rrichtung von heimlichen Waffenfabri· 
ken und von Trägersystemen. Wo noch Lücken offen waren, 
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half der israelische Geheimdienst MOSSAD nach. 
1955 wurde ein amerikanisch·israelisches Abkommen über die 
Zusammenarbeit bei der Nuklearfonchung abgeschlossen. Im 
selben jahr begann die Eisenhower-Administration den Bau 
des kleinen 5-MW-Forschungsreakton NAHAL SOREQ süd­
lich von Tel·Aviv im Rahmen ihres Programms "Atoms for 
Peace". Die USA übernahmen 350.000 $ der Baukosten und 
stellten der israelischen Seite 6.500 Forschungstitd aus dem 
Bereich der Nuklearphysik zur VerfUgung. NAHAL SOREQ 
war unmittelbar in Forschungsvorhaben des Weizmann-Insti· 
HitS einbezogen, das seinerseiu ebenfalls finanzielle Hilfe sei­
tens der US-Air Force und Navy für nukleare FOfSchungsvor­
haben erhielt. An dem Reaktor sollten die zukünftigen Archi· 
tekt en der israelischen Atombomben ausgebildet werden. 
Die wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen der BRD und 
Israel begann Ende der 50er Jahre. Westdeutsche AlOmwissen­
schaf tier nahmen Kon takt e zu israelischen Amtskollegen auf. 
Die Bundesregierung schenkte dem Wehtmann-Institut einen 
6.MV-Tandem-van-de-Graaf. Beschleuniger fUr 6 Mio DM. Da­
durch geriet das Institut in die Lage, eine Abteilung rur expe· 
rimentelle Nuklearphysik in Rehovot zu schaffen. 1963 wur· 
de die MINERVA-Gesellschaft, eine Niederlassung der Max· 
Planck·GeseiJschaft zur Förderung der wissenschaftlichen Zu· 
5arnmenarbeit mit Israel, gegründet. 
Israels bedeutendster nuklearer Bündnispartner war jedoch zu· 
nächst Frankreich. 1953 schlossen Israel und Frankreich ein 
Abkommen über d ie Zusammenarbeit bei der Nuklearfor· 
schung, daJ den technischen Austausch begriindete. 

Nachdem sich Israel 1956 auf Druck der UNO, der Sowjet­
union und der USA aus dem während der britisch-französisch­
israelischen Dreieraggression von 1956 eroberten Gazastreifen 
und aus der Sinai·Halbinse1 wieder zurückziehen mußte, for­
eierte Ben Gurion den Bau der Atombombe. Mittels der 
nuklearen Oberlegenheit wollte er seinen arabischen Nachbarn 
in Zukunft den durch d ie israelischen Eroberungen geschaf­
fe nen Status quo aufl.wingen können. Eigene Atomwaffen 
versprachen zudem einen größeren Handlungsspielraum gegen­
übeT den Großmächten. 
Nach l.ähen Verhandlungen, die der heutige Außenminister 
Shimon Peres, damals Direktor im israelischen Verteidigungs. 
ministerium, in Paris fUhrte, erklärten sich die Franl.osen in 
einem 1957 geschlossenen Geheimabkommen bereit, für 75 
Mio Seinen 24·MW-Reaktor in Dimona zu bauen , der pro 
j ahr 6·8 kg Plu tonium erzeugen kann. Offizie ll wurde die 
Baustel le in der Negev.Wüste als T extilfabrik ausgegeben. 
Man war allerdings bis heute davon ausgegangen, daß die 
Israelis das in Dimona anfallende Plutonium nicht zur Ver­
wendung rur Atomwaffen aufbereiten konnten . Erst durch die 
Enthüllungen Vanunus wurd e bekannt, daß die Franzosen die 
dazu notwendige Wiederaufbereitungsanlage gleich mitliefer­
ten. 
Im Februar 1960 startete Frankreich eine Teuserie von 
Atombomben über der .. Igerischen Sahara, an der auch israeli· 
sche Wissenschaftler als Beobachter teilnahmen. Auch 1964 
wurden israelische Mili tärs und Wissenschaftler zu französi· 
schen AlOmbombenvenuchen eingeladen. Dabei soli nach An­
gaben von "Aviation Week and Space Technology" vom 
1 7 .1. 1966 auch eine gemeinsam von Franzosen und Israelis 
entwickelte Boden-Boden·Ra kete getestet worden sein, die als 
Trägersystem für nukleare Sprengköpfe verwandt werden 
kann. Unter Beteiligung der französische n Firma Dessault 
wurde diese Testrakete in deli j ahren 1965·67 in Israel weiter· 
entwickelt und ging schließlich unter der ßel.eichnung j ericho 
I in Serienproduklion. 
Außerdem kooperierte Israel mit "-rankeich bei der Entwick­
lung des Kampfflugzeuges f..'\irage, das auch rur den Abwurf 
von Atombomben geeignet ist. Ab 1961 lieferte Frankreich 
der Regierung in TeI·Aviv 72 Mirage- IlI·C zusätzlich zu ver· 
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schiedenen Versionen des Düsennugzeuges Mystere. 
Die französisch-israelische Zusammenarbeit endete nach dem 
junikrieg 1967. Oi e Franzosen versuchten, ihren während des 
Algerienkrieges im arabi schen Lager verlorenen Einnuß wie· 
der zurückzugewinnen und beflirchteten, daß eine zu enge 
Kollaboration mit israel ein arabisches Olembargo nach sich 
ziehen könnte. 
Der Reaktor in Dimona nahm 1964 die Arbeit auf, und die 
Wiederaufbereitungsanlage in MACHON 11 konnte 1966 in 
Betrieb gestellt werden. Dam it war allerdings der Bedarf an 
spaltbarem Material für das ehrgeizige israelische Nuklearpro­
gramm noch lange nicht gedeck t. Aber auch hier halfen 
Freunde. In den 50er j ahren lieferten die USA angereichertes 
Uran. In den 60er jahren erhielt Israel eine unbekannte Men­
ge Uran aus Argentinien. Frankreich lieferte Plutonium. 
1965 registrierten Beamte der amerikanischen Atomenergie­
kommission (AEe), daß in einer Firma in Apollo im Bundes­
staat Pennsylvania 194 Pfund angereichertes Uran abhanden 
gekommen waren. Das war nicht das erste und das letzte Mal, 
daß be i NUf.. IEC (Nudear Materials and Equipmen t Corpora­
tions) spaltbares Material verschwand. Insgesamt registrierte 
die AEC in den 60er j ahren 400 kg fehlendes, angereichertes 
Uran - genug für den Bau von 20 Atombomben. 
Die Firma NUMEC wurde 1957 von Zalman Shapiro, einem 
bekannten Zionisten mit besten Drähten zu Td-Aviv und zur 
israelischen Botschaft in Washington gegründet. Shapiro hatte 
sich bereits dadurch hervo rgetan, daß er regelmäßig durch die 
USA reiste, um jüdische Wissenschaftler rur Tätigkeiten in Di· 
mona anzuwerben. Im Auftrag der AEC reicherte NUMEC 
Uran rur die Verwendung als Brennmaterial in amerikanischen 
Atomreaktoren an und bereitete verbrauchte Brennstäbe wie­
der auf. 
1965 gründete NUMEC eine Tochtergesellschaft in Israel, de­
ren Kapital sich zu 50% in Händen der NUMEC, zu 50% in 
Händen der israelischen Regierung befand. Der angebliche 
Zweek dieser NUMEC·Tochter mit dem Namen ISO RAD 
(IsOlOpes and Radiation Enterprises) war die Verlängerung 
der Haltbarkeitsdauer von Zitrusfrüchten mittels radioaktiver 
Bestrahlung. 
NUMEC entwickelte einen großen und mehrere kleine Be­
Strahler für ISO RAD und exportierte diese nach Israel. Bei 
späteren Untersuchungen sagte einer der NUM EC-M itarbci ter 
aus, daß es theoretisch möglich sei, in diesen Behältern un­
entdeckt radioaktives Material wie U 235 zu transportieren 
und so das Atom Energy Act, das den Export von spaltbarem 
Material st rengen Exportregeln unterwirft, zu umgehen. 
NUMEC mußte schließlich an die AEC I, I Mio S Strafe zah­
len. und Shapiro verkaurte die Anlage. Ein Untersuchungsbe­
richt über den in der Geschichte der Nuklearindustrie größten 
Diebstahl von angereichertem Uran blieb aus. Der damalige 
Präsident J ohmon ordnete ei ne Informationssperre und die 
Einstellung des Falls NUMEC an, da der CIA befürchtete, daß 
bei einer solchen Untersuchung die Rolle, die der CIA in den 
50er j ahren bei der Beschaffung von Uran rur die Israelis 



gespielt hatte, aufgedeckt werden könne. 
Nachdem die Quelle in Apollo versiegt war, begann der 
MOSSAD Kommandos auszubilden, um Uran zu stehlen -
zum Teil mit Wissen der betroffenen Regierungen, die aus 
Furcht vor den politischen Konsequenzen die offene Zusam­
menarbeit mit Israel auf nuklearem Gebiet scheuten. Erste 
Coups erfOlgten mit Diebstählen in Frankreich und England. 
Im November 1968 wurde dann der bundesdeutsche Frachter 
Scheersberg mit 200 t des begehrten Materials an Bord auf 
dem Weg von Antwerpen nach Italien von israelischen Kom· 
mandos im Mittelmeer entfUhrt. Einige Wochen später tauchte 
das Schiff unter neuem Namen, mit neuer Registrierung und 
neuer Crew wieder auf. 1969 wurde aus Frankreich Uran ge­
gen Expertise und Bargeld "gestohlen". 

1972 erzielten die israelischen Wissenschaftler Isaiah Neben· 
zahl und Menachim Levin einen Durehbruch bei der Entwick­
lung eines Anreicherungsverfahrens auf der Basis von Laser­
strahlen_ Damit kam Israel in die Lage, Plutonium zu gewin­
nen und Uran bis zur "Bombenfähigkeit" anzureichern. 
In den 70er jahren entwickelte sich eine enge Zusammenar­
beit zwischen Israel und dem Apartheidregime Südafrikas. 
Beide Staaten Ieb('n mit ihren Nachbarstaaten im Kriegs­
zustand, drohen mit dem atomaren Knüppd und sind weder 
dem Awmwaffensp('rrvertrag beigetreten noch lassen sie In­
.pektionen ihrer Awmanlagen durch die Internationale Atom­
mergiebehörde zu. 
1968 trafen sich die Verteidigungsminister beidcr Länder. Bei 
di('sem und anderen Gesprächen stand die Entwicklung der 
nuklear('n Zusammenarbeit im Vordergrund. Pretoria ist an 
israelisch('r Expertise b('i der Entwicklung eines eig('n('n An­
r('icherungsv('rfahrens interesskrt. DafUr bietet es Uran, Geld, 
billig(' Arb('itskräfte und v.a. Testmöglichkeiten für die israeli­
sthen Atomsprengköpfe. 

Beim Besuch des Premierministers VorHer 1976 in Israel wur­
de ein intensiver Wissenschaftleraustausch beschlossen. Das 
Weizmann·lmtitut elTichtete eine Abteilung ftir Naturw issen­
schaften in Südafrika und widmete sich der Organisierung ei­
ner l\Iuklearkonferenz im Apartheidstaat. Israelische Nuklear­
wissenschaftler arbeiten an der Universität von Witwatersrand 
und am südafrikanischen AtomforschungszentrUm in Pelinda­
ba. Beide Länder unterstützen sich auch gegenseitig beim Uno 
terlaufen des UN-Waffenembargos und arbeiten gemeinsam 
mh Taiwan an der Entwicklung von Trägersystemen rur 
Atomsprengköpfe. 
D('r israelisch·sÜdafrikanische Atomsprengkopf, dessen Explo­
sion 1979 von dem amerikanischen Aufklärungssatelliten 
VELA gesichtet wurde, war auf 155-mm.Projektiien der ame­
rikanisch-kanadischen Firma Space-Research·Corporation von 
Haubitzen derselben Firma abgeschossen worden. Diese Pro· 
jektile wurden in einer Fabrikanlage auf US-amerikanischem 
Boden produziert, auf Barbados endmontiert und dann an 
den größten israelischen Rüstungskonzern IM I (Israeli Military 
Industries) geliefert. In Israel wurden die Projektile mit elek­
tronischen Steuerungssystemen venehen und dann heimlich 
nach Südafrika reexponiert. 
Die Space-Research-Corporation zeigte sich bei 11'<11 für die 
Hilfe bei der Umgehung des Waffenembargos gegen Siidafrika 
erkenntlich. 11\.'11 erhielt die Lizenz für die 155·mm-Projektile. 
die auch als Trägcrsystcme für taktische Atomwaffen dienen 
können. Nach verschiedenen Berichten sollen Israel und Sud­
afrika dabei sein, Neutronenbomben zu entwickeln. Gemein­
sam mit Taiwan haben beide Staaten Cruise Missiles mit einer 
Reichweite von 1.500 Meilen entwickelt, die auch von Schif­
fen oder Flugzeugen abgefeuert werden können. 
Dokumenten zufolge, die nach dem Sturz des Schah-Regimes 
in der amerikanischen Botschaft in Teheran gefunden wurden, 
planten Israel und der Iran in den 70er j ahren, in Verfeine­
rung der israelischen jericho- I-Rakete, die Entwicklung ein('f 

nuklearen Trägerrakete. Nach dem Sturz des Schah-Regimes 
fUhrten die Israelis das Projekt alleine weiter. Aerospace Daily 
berichtete im Mai 1985, daß j ericho-II-Rak('t('n mit einer 
Reichweite von 700 km und nuklearen Sprengköpfen in der 
Nege\'-Wüste und auf dem von Israel besetzten Golan statio­
niert seien. 

Israel ist heute im Besitz von herkömmlichen Atombomben 
auf der Basis von angereichertem Uran, von Plutoniumbom­
ben. von thermonuk learen Fusion5w~ffen und möglicherweise 
sogar von Neutronenbomben. Es hat zudem ein reic hes Arse­
nal an Trägersystemen: amerikanische Kampfflugzeuge F-15 
und F-16, das in Israel entwickelte Kfir-C2-Düsenflugzeug, 
drei verschiedene Boden- Boden-Ra keten. die jericho I und 11 
sowie amerikanische Lance-Rakten. Und es ist dabei, Cruise 
Missiles und ein "nukleares Gewehr" zu entwickeln. Aufgrund 
dieses umfangreichen nuklearen Waffenarsenals ist Israel in­
zwischen nach den fünf ständigen Mitgliedern des UN-Sicher­
heiurates (USA, UdSS R , Frankreich, Großbritannien und 
Volksrepubl ik China) zur 6. Atommacht avanciert . obgleich 
die nukleare Option bislang nicht Bestandteil der o ffiziellen 
Militärdoktrin ist. 
Aber durch die Formel des Ex-Verteidigungsministers Dayan 
"Die Bombe im Keller" will das zionistische Establishment 
den arabischen Nachbarländern ihre Formel für die Lösung 
des Nahostkonflikts aufzwingen. "Entsprechend d ieser For­
mel ist Israel in der Lage, einen Teil der besetzten Gebiete 
zuriickzugeben und kann sein Militärbudget einschränken. 
Durch die Rückgabe eines Teils der besetzten Gebiete wird die 
Motivation der Araber, einen Krieg mit Israel vom Zaun zu 
brechen, verringert. Di('se Motivation wird noch geringer, 
wenn die Araber die israelische nukleare Option kennen." So 
interpretiert der israelische Militärexperte Amos Perlmutter 
die Dayan'sche Formel. 

Daß eine solche Drohung schnell zur realen Gefahr eines 
nuklearen Desasters werden kann, hat sich schon einmal 
während des Yom-Kippur-Krieges im Oktober 1973 gezeigt. 
Als sich zeitw('is~ die mili tärische Lage zuungunsten der israe· 
lischen Seite entwickelte, ordnete Moshe Dayan an. aus schon 
vorher gefertigten Einzelteilen 13 Atombomben zu montie­
ren, die von der Luftwaffe in Alarmbereitschaft gesetzt wur­
den. Bevor es zum Einsatz \'on Atombomben kam, gewannen 
die israelischen konventionellen Kräfte die Oberhand über die 
arabisch.en Armeen. 
Die Bomben wurden in die Waffenlager geschickt - rur einen 
möglichen Gebrauch in der Zukunft. 
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Südalrika 

Ralner Falk 

"People's Power" und die 
Perspektive des Widerstands 
Anfang 1988 ist nicht mehr zu Iiber­
sehen, daß sich der Befreiungskampf in 
Südafrika auf eille längerfristigere Per­
spektive einstellen muß. als viele ange" 
sichts der Aufbruchstimmung zwischen 
1984 und 1986 vermutet hatten. Die 
revolutionäre Dynamik ist durch die bru­
tak Gegenoffensive des Regimes seil 
Mille 1986 spürbar abgebremst. und die 
Befreiungsbewegung des Landes. der 
Afrikanischt, Nationalkongreß (ANC), 
sieht sich mit der Notwendigkeit kon­
frontiert, die Aufmerksamkc' it auf die 
"tnlscheidende Frage" (Tambo) zu kon­
zentrieren, wie das Kräftcverhältnis in 
der nächsten Zeitspanne weiter zu ihren 
Cunsten verschoben werden kann. 
Rückschläge sind dabei einkalkuliert. 
Der Weg zu einem neuen Südafrika er· 
weist sich weder als Spniergangnoch als 
Durchmarsch. 

Niemals zu\'or in seiner 75jährigen Ce· 
schichte, sagte ANC·Präsident Oliver 
Tambo in seiner Botschaft zum 8.Januar 
1988, habe seine Organisation mit einer 
Repressionskampagne zu tun gehabt, die 
"so eiskalt kalkuliert und systematisch 
durchgeführt" worden sei wie diejenige 
seit der Verhängung des Ausnahmezu· 
standes am 12. Juni 1986. 1 Die umfang­
reiche Botschaft zum Jahresbegi nn, vor· 
getragen im Namen der Nationalen Exe· 
kutive des ANC (siehe Auszüge im 
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Kasten), ist traditionell das zentrale 
.,Policy·Dokumcnt'·. Sie wird über ge­
heime Radiostationen landesweit in 
Südafrika verbreitet und enthält die 
wichtigsten Orientierungspunkte fl.ir den 
Widerstand in den jeweils kommenden 
12 Monaten. 
Die diesjährige BOlS,haft iSl - wie schon 
die des Vorjahres - durch Nüchternheit 
und selbstkritische Töne in der Lageein· 
schätzung und Realismus bei der Benen­
nung von unmittelbaren Aufgaben und 
Perspektiven gekennzeichnet. Schon die 
Tatsache, daß die Orientierung auf den 
Aufbau von "People's !'ower" (Volks­
macht) jetzt zum zweiten Mal in den 
Mittelpunkt gerückt wurde - nachdem 
die Hauptlosung letztes Jahr "Advance 
to People's Power!" (Vorwärts zur 
Volksmachtl) lautete 2, wurde 1988 ~um 
Jahr der "United Action for People's 
Power" (Vereintes Handeln für die 
Volksmacht) erklärt _ , verweist auf de­
ren strategischen Stellenwert als Aufga­
benstellung rur einen längeren Zeitab· 
schnitt, die keinesfalls von heute auf 
morgen zu bewältigen ist. 

Schon 1982, also ~u eU1em Leitpunkt, 
als sich der Wiederaufschwung der auf 
den ANC orientierten Widerstandsbewe· 
gung erst andeutete, halle die weiße 
südafribnische Schriftstellerin Nadine 
Gordimer einmal bemerkt, die Situation 

in ihrem Land trage mehr und mehr Züge 
eines Interregnums, in dem das Alte 
stirbt und das Neue nicht geboren wer­
den kann. 3 Die !ell ien Jahre vermögen 
ein plastisches Bild davon zu vermitteln, 
was mit einer solchen Charakterisierung 
gemeint sein kann. 

Der Ausnahmezustand, der bis heute 
aufrecht erhalten und fast wöchentlich 
um neue Unterdrückungsmaßnahmen 
und Restriktionen vervollkommnet 
wird, ist tatsächlich nicht spurlos an der 
Widerstandsbewegung \'orbeigegangen. 
Im ~Iitlelpunkt jener seil MiUe 1986 
herrschenden neuen Qualität der Repres­
sion mit ihren perfektionierteren For­
men der Unterdrückung und Verfolgung, 
in deren Cefolge Tausende von Kadern 
der (noch) legalen Massenorganisationen 
im Landesinneren in die Cefangnisse 
wanderten oder in den Untergrund ge­
zwungen wurden, steht ein neuartiges 
Spit:.cel-, Überwachungs- und Verfol­
gungssystem. In ihm wurden Erfahrun­
gen aus den schlimmsten Diktaturen -
von Chile bis nach Süd korea - verarbei­
tet. Es trägt die scheinbar neutral klin­
gende Bezeichnung "National Seeurity 
Management System" (NSMS. etwa; 
Nationales System zur Bewältigung von 
Sicherheitsfragen) und zielt in einer er· 
sten Phase auf die systematische "Aus­
sonderung", sprich; Liquidierung, 



"revolutionärer Elemente" aus der Mas­
se der Bevölkerung_ 
Der libt'rale sudafrikanische Soziologe 
james Seift' beschreibt seine Funktions­
weise so: "Ein Netz zwölf regionaler 
'Security Management Centers' trägt [n­
formationen unmittelbar aus der Bevöl­
kerung zusammen und gibt sit' weiter 
zum Byron-I'latz. dem Sicherheits­
i1aupt(luartier in I'rewria_ Dort wird das 
Material von verschit'denen Abteilungen 
gesichtet und bearbeitet. Eine Zusam­
menfassung wird sodann dem Staats­
sicherheitsrat vorgelegt, der seinerseits 
bei seinen zweimal in der Woche statt­
findendt'JI Sitzungen über seine Emp­
fehlungen an das Kabinett entschel' 
det,·'4 So kommt es zum Beispiel. daß in 
jüngster Zeit Protestversammlungen der 
OppOSi t ion regierungsamtlich verbotcn 
wurden. noch bevor sie öffentlich ange­
kundigt worden waren. 

Eine pOli tische 
Vcrhamllu ngslösu ng wird nicht 

ausgeschlossen 

Erg',inZl wird dieses NS~IS im Stile 
moderner Low·lntensh'e-Warfare- oder 
Counterinsurgency-Konzepte (KriegHih. 
rung niedriger Intensität bzw. Auf­
standsbekämpfung; d. Red.) nicht nur 
durch die Aufstellung von Todesschwa­
dronen, gell.ielte Morde an prominenten 
Oppositionellen, rigide Knebelung der 
Medien und die Ausstattung von Polill.ei 
und Armee mit diktatorischen Vollll.ugs. 
\'ollnlachten, sondern auch durch Kom· 
ponenten einer "sozialen", gleichwohl 
halbher"ligen Befriedungsstrategie. die 
den Boden der Befreiungsbewegu ng uno 
tergraben soll. So wurden in letzter Zeit 
Millionen von Rand in Townships wie 
Mame\odi (nahe Pretoria) und Alcxan· 
dra (nahe johannesburg) gesteckt, um 

durch die Verbesserung des Schul­
~yuems, der Wohn\"t~rhältnisse oder 
öff en tl icher Versorgungseimich tungen 
.,die Hen:en" sog. gemäßigter S,hwarzer 
lI.U gewinnen. 
Dies kann glci,hwohl nicht darüber hin­
wegtäuschen, daß das Regime mehr denn 
je in nackter Gewalt die Ilauptoption zur 
Auff(.'Chterhaltung seiner angeschlage­
nen Machtposition sicht. Gerade dies 
freilich entpuppt sich in der gegenwärti­
gen Situation zugleich als die zentralt' 
Schwäche der Regierung. Denn das Kal­
kül. mittels der physischen Ausschaltung 
bislang legal arbeitender Widerstands· 
kader zum Beispiel der Vereinigten 
Demokratischen }-'rOllt (UDF), Ver­
sammlungsverboIen, Massen\'erhaftun­
gell, Belagerung und militärischer Beset­
zung von Townships usw. Probleme lI.U 
lösen, übersicht die Fähigkeit der Wider­
standsbewegung, auf andere Konfliktfel­
der auszuweichen und ihre organisatori­
schen Strukturen den veränderten Be­
dingungen anzupassen. 

Eben diese Fähigkeit unterscheidet die 
gegenwärtige Situation sowohl vom 
Beginn der 60er Jahre (Verbot des ANC 
und PAC) als auch vom Ende der 70er 
j ahre (Verbot der Black-Consciousness­
Organisationen). Als funktionierende 
Mobilisierungsebenen während des letz­
len jahres erwicsen sich vor allem die 
Gewerksc haftsbewegu ng (Bergarbei ter­
streik!), die jugendbewegung (Grimdung 
des SA YCO Anfang 1987) und der be­
waffnete Kampf, von dem selbst offill.iel­
le Uerichte eingestehen mußten, daß er 
immer besser aus dem Landesinneren 
heraus geführt wird. Vor allem die Ge­
werkschaftsbewegung ist in den letHen 
eineinhalb jahren in den Vordergrund 
der politischen Arena gedrängt worden, 
während die organisatorischen Struk­
turen der UDF durch die Repressions­
praxis teilweise ernsthaft lädiert wurden. 
So scheint denn die differenzierte Ein­
schätwng des ANC durchaus zutref­
fend: "Es ist richtig. daß wir nicht an 
allen Fronten unserer allgemeinen Of­
fensive zur Errichtung der Volksrnacht 
mit derselben Geschwindigkeit und dem 
gleichen Erfolgvorangekommen sind. Es 
hat eine ungleiche Entwicklung unseres 
Kampfes gegeben. und zwar genau des­
halb. weil der Feind, wie wir es erwartet 
hatten, scinen Oberlebenskampf foft­
gesent hat. .. 5 

Vor allem können ANC-Führerzu Recht 
darauf verweisen, daß es die Gegenoffen­
sive der Regierung nicht vermoclll hat, 
die Infrastruktur der Befreiungsbewe­
gung in ihrem Grundbestand zu treffen. 
Gle ichwohl: "ln bestimmten Gegenden 
sind Straßen- und Gebietskomitees lI.U­
sammengebrochen. wurden lokale Orga­
nisa tionen zerschlagen und regionale 
und nationale FuhrungskoHektive durch 

Verhaftungen ausgehÖhlt ... In emigen 
Townships hat das Regime versucht, mit 
Hilfe der sog. joint.Management-Zen. 
Iren die vom Volk geSChaffenen Organe 
der Volks macht durch Polizei· und 
Armee-Verwaltungen zu erselll.en." Und 
dennoch: "Es gibt keinen Zweifel, daß 
wir in dieses jahr mit einem Ansehen 
und einer Autorität von ANC und 
Umkhonto \Ve Sizwe (bewaffneter Arm 
des ANC; d. Red.) gehen, die höher als 
jemals zuvor sind ... 6 

Vor dem I lintergrund solch widerspruch­
Iicher Lagemerkmale konzentriert sich 
der ANC im jahre 1988 auf die Konsoli­
dierung und Effektivierungder organisa­
torischen Strukturen des Widerstands. 
Ane Anti-Apartheid·Gruppierungen in 
Siidafrika sind aufgerufen, ihre Planun­
gen, ihre Organisationsstrukturen ein­
schließlich der innerorganisatorischen 
Demokratie und ihre Kampf taktiken zu 
vervollkommnen. Ein besonderes Ge· 
wicht wird darüber hinaus auf die Bil­
dung \'on Selbstverteidigungsstrukturen 
in den Townships, die I ntensivierung des 
bewaffneten Kampfes und die Verbrei­
terung der Widerstandsaktivitäten über 
die bisherigen Kampfzentren hinaus, 
z.B. in ländliche Regionen hinein, gelegt. 
fongcfUhrt werden sollen u.a. die Kam­
pagnen Cur einen Mindestlohn, der "Iiet­
boykott. der Kampf um den J. Mai, die 
Eniehungskampagne und die Akth'itä­
ten um den 21. März (Sharpeville-Tag), 
den 16. juni (Soweto). den 26. jUlli 
(Freiheitstag), den 9. August und 16. 
Dezemher (Heroes Day). 
Im Mittelpullkt der politischen Ausein­
anderset7.uug wird im nächsten jahr der 
Kampf gegen die Etablierung eine~ 

Nationalen Verfassungsrats (NSC) ste· 
hen: "Wir müssen diesen Plänen mit der· 
selben Kraft begegnen wie der illegiti 
men Verfassung von 1983, die das Drei­
Kammern·Parlament des Apartheid­
systems geschaffen hat.,,6 Eine ver­
gleichbare Bedeutung dürfte die Abwehr 
eines geplanten neuen Gewerkschafts­
geselll.es annehmen, das den legalen 
ßcwegungsspielraum der Gewerkschaf­
ten bedroht. 
Diese auf Konsolidierung und Verbrei­
terung angelegte Aktionsperspekth'e 
geht davon aus, daß der Druck auf das 
Regime auf al1ell Ebenen gewaltig ver­
stärkt werden muß, bevor die Perspek­
tive eines Machtwechse\s in Süd afrika 
kOllkrete Gestalt annehmen kann. Vor 
allem gilt dies mit Blick auf die weitere 
Beförderung von Differenzierungspro­
zessen innerhalb des "weißen Lagers", 
aber auch mit Blick auf die Notwendig­
keit. kollaborationsbereiten Kräften in· 
nerhalb der schwarzen Gemeinschaft, 
vor allem der Inkatha-Gruppierung 
Buthelczis, den Boden zu entziehen. 
Dies schließt ferner die Schaffung eines 
gunstigen internationalen Klimas für eine 

19 



Lösung der Südafrikafrage ein sowie die 
Konkretisierung einer programmati­
schen Penspektive rur "die Zeit danach", 
wie sie - ausgehend von der allgemeinen 
A nl':Tkennung der Freiheiucharta aus 
dem Jahre 1955 - sowohl durch Diskus­
sionen innerhalb der Widerstands front 
als auch durch Gespräche mit nationalen 
und internationalen Gruppierungen in 
der letzten Zeit auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde. 
Man hätte begonnen, so machte Oliver 
Tambo im letzten J ahr auf einer inter­
nationalen Unternehmer-Konferenz in 
London das Herange hen des ANC an die­
se Frafe deutlich, "der Verantwortung 
zu begegnen, die aus der Aufgabe er­
wächst, unser Volk bei der Umstruktu­
rierung unserer Gesellschaft unter den 
Bedingungen der Freiheit anzufUhren. 
Im Zentrum dieses Prozesses steht die 
Notwendigkeit, zuzusichern, daß die 
Hoffnungen und Wünsche unseres Vol­
kes durch Programme auf der Basis kon­

kreter sozio·ökonomischer Fakten ver­
wirklicht werden können. Dieser Prozeß 

bedingt systematische Untensuchungen 
von jedem Aspekt unserer Gesellschaft 
unter dem Gesichtspunkt, Richtlinien 
und Programme zu entwickeln, die unse­
rem Volk zur Konsultation vorgestellt 

werden. Das ist eine enorme Aufgabe, 
deren Ansatz unsere Verbundenheit zur 
Demokratie ist. Es gibt keine leichtfer­

tigen Antworten, und wir werden auch 
keine solchen Antworten liefern ... "a 

Bemerkenswert in diesem Zusammen­
hang ist ein Papier unter dem Titel "Die 
Perspektive der demokratischen Bewe­
gung Südafrikas", das der ANC am 
Rande der von ihm ausgerichteten inter­
nationalen Solidaritätskonfer enz An­
fang Dezember 1987 in Arusha/Tansa­
nia9 zirkulieren ließ, in dem - ausge­
hend von der Freiheitscharta - Grund­
sätze für ein demokra tisches, nichtras­

sisches und einheitliches Südafrika kon­
kretisiert werden. Darin wird auf die Un­
venichtbarkeit des Prinzips "Eine Per­
son - eine Stimme" hingewiesen, die 
Notwendigkeit der Verankerung eines 
Grundrec htskatalogs ("Bill of Rights") 
in einer südafrikanischen Verfassung un­
lens trichen und die Berei tschaft zur 
"Option einer Mehrpar teien-Demokra­
tie" erklärt, allerdings unter strikter Zu­
rückweisung irgandwelcher "Gruppen­
rechte" und des Ausschlusses solcher 
Parteien, "die gegründet wurden, um ras­
sistisches und faschistisches Gedanken­
gut zu verbreiten"_ 
Zugleich betont der ANC die Unver­

zichtbarkeit "radikalen Wandels" auch 
im wirtschaftlichen und sozialen Be­
reich; " Freiheit wäre nichts als ein leeres 
Wort, wenn es versäumte, sich diesen 
Aufgaben zu stellen_ Die Menschenwür­
de ist mit dem Bettlerhut unvereinbar. 
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Vereintes Handeln für die Volksma( 
( ... ) Was sind denn die Lehren, die wir aus 
dem, was ieh gesagt habe, ziehen soll ten, und 
wohin gehen wir von hieraus? Was ist der Weg 
vorwärts? 
Eines der herausragenden Charakteristika die­
ses ,·ergangenen Jahres ist das, daß das Apart­
heidregime sich selbst organisierte und in einer 
Weise handelte, die speziell entworfen wurde, 
um unser Fortschreiten in Richtung Volks­
madlt aufzuhalten und um unsere Positions­
gewinne umzukehren. Im Zentrum seines 
Counter-Insurgency-Programmes (Aufstand s­
bekiimpfung; d. Red_) stand die Idee, daß der 
Feind die Initiative wiedererlangen könne, um 
uns 50, sollten wir noch irgendeine Kapazität 
haben, den Kampf fortzusetzen, in die Dden­
sivezuzwingen. 

Planen, Organi.!ieren, Angreifen 
Das zweite herausragende Merkmal unseresJu­
biHiumsjahres ist, daß es uns gelang, durch 
einen heroischen Kampf strategische Fort­
schritte zu erreichen. Standhaft an unserer Per­
spekti"e vom Fortschreiten der Volksmacht 
feschaltend, kämpften wir dafür, die Aufgaben 
zu erfüllen, die uns diesen Foruchritt ermög­
lichen. 
Im Kampf haben wir die Fr.lge beantwortet­
was ist der Weg vorwärts? Die Antwort darauf 
ist, daß wi r weiterhin angreifen, unsere offen­
sive Haltung beibehalten und im Kampf neuen 
Boden für unser Vorankommen in Richtung 
Volksmacht gewinnen. Die Eroberung neuen 
Bodens vom Feind erfordert, daß wir die Ak­
tion planen, uns rur die Aktion organisieren 
und auf der Basis dieser Plane, mit dem 
Rückhalt uns<:rer organisierten Stärke, den 
Feind an allen Fronten als eine vereinigte Kraft 
angreifen müssen. Um weiterhin Fortschritte 
in Richtung Volksmacht zu erringen, muß 
unsere Losung lauten: Planen, organisieren, 
angreifen! 

Den Feind sehwächen 
In diesem Zusammenhang muß unser op<:ra· 
tioneUes Ziel das der allseitigen Schwächung 
des Feindes und der Stärkung unserer Kräfte 
im Kampf bleiben. Wir mü.!Sen unsere Auf­
merksamkeit stets auf die entscheidende Frage 
der weiteren Veränderung d~s Kräftegkich­
gewichts zu unseren Gunsten konzentrieren­
das Apartheidregime durch den Kampf zu 
schwächen und unsere Kräfte im Kampf zu 
stärken. Als Teil dieses Prozesses mÜ$Sen wir 
sicherstellen, daß wir den Feind in allen Be­
reichen angreifen, um seine Kliifte zu zerstreu­
en, 10 daß er unfalUg ist, diese in einigen Gebie­
ten zur gleichen Zeit zu seinem Vorteil zu 
konzentrieren. Was sind, sodann, einige de r 
Punkte, die wir zu beachten haben? 

Unser~ zentrale Aufgabe ist es, unser Volk in 
seiner Millionenzahl zu organisieren und 7.U 
mobilisieren, um mächtige Schläge gegen unst­
ren gemeinsamen Feind, da.! weiße Minder­
heitsregime, auszuteilen für die Verwirkli­
chung des Zielts eines vereinigten, demokrati· 
sehen und nichtrassischen Südafrikas. Dies be­
deutet, daß wir fortfahren müssen, die breitest 
mögliche vereinigte Front gegen die Apart­
heid, rur ein demokratisches Südafrika aufzu­
bauen. Alle Organisationen, zu denen die Men· 
sehen gehören, ob kulturelJer, sportlicher, be· 
rofsbe7.ogener, religiöser oder anderer Art, 
sollten v~I"$tehen, daß auch sie eine Verpflich­
tung haben, sich im Kampf für die Verfolgung 
der gemeinsamen Sache zU engagieren. Laßt 
die Tatsache der vereinigten Opposition von 
Millionen unseres Volkes gegen das Apartheid-

system sowohl im geeinten Handeln als auch in 
Aktionen innerhalb einer vereinigun Front 
Ausdruck finden. 

Errichtet die Einheit 
Diese Einheit muß genauso unsere gemeinsame 
Aktion charakterisieren, um dem Angriff auf 
die COSATU (Gewtrkschaftszentrale, siehe 
nachstehendes Naidoo-Interview; d. Red_), die 
Gewerkschaftsbewegung im allgemeinen und 
die Arbeiter insgesamt, der durch die Abände· 
rung des Gesetzes über die Arbeitsvem5ltnisse 
(Labour Relations Act), das gerade dem Ras­
sistenparlamcnt vorgelegt wurde, repräsentiert 
wird, eine Niederlage beizubringen. 
AUe Abteilungcn der demokratischen Bewe­
gung müS'len sich an diesem Kampf als ihrem 
eigenen beteiligen. denn es ist in der Tat ihr 
eigener. Wir wissen. daS der t'eind als eine der 
prinüpiellen Aufgaben in seiner Unter· 
driickungskampagne das AufbTC(;hen der 
Streikbewegung trkannt hat. Laßt uns durch 
eine vereinte nationale Aktion den Feind auf 
seinem Weg noppen und, durch unseren Sieg, 
die Gewerkschaftsbev.·egung festigen und die 
Bande des gemeinsamen Kampfes zwischen al­
len Formationen, die die demokratische Be­
wegung ausmachen, stärken. 

Stiirkt die Volhorganisationen 
Viel Arbeit bleibt zu tun, um unsere Aufgabe 
zu erfüllen, die unorganisierten und arbeits­
losen Arbei!er sowohl in der Stadt wie auf dem 
Lande zu organisieren und in den Kampf ein­
zubeziehen. 
Der Fakt, daß das Apartheidregime und die 
Untemehmer aus den Unorganisierten und Ar­
beitslosen Voneile ziehen. um sie rur die staat­
lichen Rep~ssionsorgane zu rekrutieren, unse­
re Streiks zu brechen und um sich selbst Super­
profite zu garantieren, betont nachdrücklich 
die Wichtigkeit und Dringlichkeit dieser Auf­
gabe für die gesamte demokratische Bewegung. 
Die gleiche Dringlichkeit erhält die weitere 
organisatorische Arbeit unter der Jugend und 
den Studenten, trotz der großen FOrlschritte, 
die wir in dieser Hinsicht gcmacht haben. Die 
Frauenbewtgung hat das auch schon kampf­
erprobte Potential, eine der stärksten Kom­
ponenten der politischen ~Iassenarmee der re­
volutionären Veränderungzu werden_ Um dies 
voll zu verwirklichen, müssen die Aufgaben, 
die wir uns in der VerganS'!nbeit zur Organisie­
rung einer breiten Frauenbewegung gtltellt 
haben, erfüllt werden_ 
Desgleichen ist die religiöse Gemeinschaft von 
vitaler Wichtigkeit rur den Erfolg des gemein­
samen Kampfes zur Beendigung des Rassismus 
und rassischer Vorherrschaft. Um den Beitrag. 
den diese Gemtinschaft leistet, weiter zu er­
höhtn, müssen wir neue Maßnahmen trgreifen, 
um sicherzustellen, daß sie ihre Rolle voll 
spielt. Die Entscheidungen, die ursprünglich 
von der Konferell7. des Weltkirchenrates letz­
tes Jahr in Lusaka angenommen wurden (siehe 
Beitrag von R_ Brückner in diesem Heft; d. 
Red. ) und seitdem von den Kirchen in unserem 
Lande unterstützt werden. stellen einen wich­
tigen Fortschritt dar. um die religiöse Gemein­
schaft auf einem höheren Niveau Olm Kampf;tu 
betei liS'!n_ 

Kulturarbcit"r 
Die Arbeiter im Kulturbereidl haben die vitale 
Notwendigkeit ihrer eigenen Teilnahme am 
Kampf klar erkannt. Wir haben in diesem Be· 
reich ständig zu arbeiten, um sicherzustellen, 
daß auch diese Arbeiter sich als Frontkämpfer 
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und nicht al~ Rcscn'c schen, die, sofern die 
Notwendigkeit entstünde, von jemand ande­
rem mobilisiert werden müßte. Dies gilt gleich­
falls für die Sporder, sowohl Amateure wie 
Profis, die eigenständig, zusammenwirkend 
mit dem ReS! der demokratischen Be"'''egung, 
Wege und MiHcl erarbeiten sollten, um die 
Energie a1!(r Sponenlhusiaslcn, von Spiekrn 
wie Zuschauern, zusammenzufassen, wodurch 
sie mithelfen können, da!! Apartheidsys!cm zu 
beenden, so daß in einer normalen GC5CUschaft 
wir alle normal Spon bf,lreiben können, mit all 
den Vondlen, die dem Volk und den Sport­
lern selbst als Ergebnis dieser Vuändcnmg 
crv.'achscn werden. 

Er~iehung 
lXI Bereich der Erziehung bleibt eine der ent· 
scheidenden Fronten des Kampfes. Ocr Sieg 
der demokratischen und nichtranischcn Per­
spektive auf diesem Aktionnchauplatz er­
fordert u.a., daß die Enieher selb$!, die Lehrer 
an den Schulen. Uni\'ersit:iten und anderen 
höheren Lehranuahen. in demukl'1ltischen 
Formationen organisien werden sollten, die 
bewußt und syllematisch dasZideinerVolks· 
el"<liehung in der ~olJen Bedeutung des Wortes 
verfolgen. 

Verwandelt die Bantuslans 
Die Masse unseres Volkes in den BalllustaJU 
muß aktivien werden, um diese in starke und 
~erlaaliche MaSllenbasen der Revolution :GU 
verwandeln. Neue Möglichkeiten existieren rur 
die Menschen. um entschieden:Gu handeln, um 
diese vom feind ge~chaffencn Institutionen 
gegen ihren Schöpfer, das Regime in Pretoria, 
zu "enden. 
Die Vollendung dieser Aufgabe erfordert, daß 
die kämpfenden Massen unseres Volkes sich 
die Hände mit solchen Elementen in den Ban· 
tustanverwaitungssY51emen reichen sollten, 
du' dar.lUf vorbereitet sind, mit dem Apill"t· 
hddregime 7.U brechen und sich mit dem Volk 
im Kampf für ein vereinigtes, demokratisches 
und nichtrassisches Südafrika zu \'ereinen. Im 
Gegeruatz zu den Wünschen und Vorhaben des 
Feindes gibt es darumer ",eie - Politiker. 
Häuptlinge. Soldaten, Polizisten und Zivilan· 
gesteUte - die nicht auf das von Prelnria zur 
Fonftihrung seiner ~1e'1"Schaft geschaffene 
korrupte und käufliche System !letzen und die 
bereit sind, im nationalen Interesse gegen die. 
die sie beschäftigen. zu handeln. laßt uns mit 
diesen gesunden Kräften zUJ.3mmenarbeiten, 
um das, was der Feind als sein Hinterland der 
Konterr<"Volution entwarf. in' vorgeschobene 
Schützcngräben des militanten Kampfe!; für 
den Sieg der nationaldemokratischen Rem· 
lution um~uwandeln. Von zentraler Wichtig· 
keit für den ~rfolg dieses PrOZC:SSCli ist die 
Notwendigkeit, ab~usichem, daß die Volks­
massen sowohl in ihren eigenen Massenorgani­
sationen ..... ie auch in den UntergrundeinheiteIl 
unserer Bewegungorganisien sind. 

Konflikt hilft du Apill" theid 
Das Blutvergießen in Pietennarirtburg muß 
aufhören. Wir ulllernützc:n vollsländig die 
ehrenhaften Anstrengungen, die: viele Leute 

unternommen haben und unternehmen, um 
diese unheilvollen, brudermörderischen Aus· 
einandersetzungen zu beenden. Dies muß mit 
neuem Nachdruck fortgerührt ..... erden. damit 
dieser Konflik t umgehend beendet werden 
kann. 
Das Apartheidtegime hai kein Interesse daran, 
daß wir dieses Ergebni5 erreichen. Darin hat 
sich ihm Gatsha BUlhele7.i angeschlouen. der 
alles in seiner Macht SIehende tut, um dieKn 
Konfiikl antuheizen und voranzulreiben. Und 
dieser Konflikt halt viele unterdrückte Men· 
sehen \'on der Aufgabe ab, das Rassistenregime 
zu bek~mpfen und lenkt die Aufmetksamkeit 
der Welt von den schrecklichen Verbrechen ab, 
die das Aparlheidregime .werall im Südlichen 
Afrika begeht. AUe von uns tragen Mitverant· 
wortung daran, solchen Elementen eine Nie­
derlage beitubringen, indem sie die Kantpfe 
beenden und unsere Kräfte gegen die Unter· 
drücker vereinigen. 

F;ormarbeiter: Vubreitet den Geist der Rebel­
lion 
Die Arbeiter auf den Farmen hJben begonnen, 
sich zu be ..... egen. Auch diese sch ..... arzen Süd· 
afrikaner, die zu den am meisten au.ge­
beuteten, degradienen und verachteten in un· 
serem l..and gehörw, müssen rur den K .. mpf 
mobilisien werden. Der gesamten demokrati· 
schen Be ..... egung kommt die Verantwortung 
zu, die nOlwendige Unterstütlung ruf die Ge­
werkschaftsbewegung zu erwei tern, damit 
diese ihre Aufgabe. diese Arbeiter zu organi· 
sieren, erreichen kann. Wir müssen den GeiSt 
der Rebellion unter diesen Arbeitern im 
Kampf verbreiten und ihnen in der Aktion 
zeigen. daß auch sie das Recht auf einen aU!i­

reichenden ~tindestlohn haben und daß auch 
sie das Recht haben ...... ie menschliche Wesen 
behandelt zu ..... erden. Wenn wir Siege rur diese 
forderungen erreichen, ..... ird es möglich sein, 
Fonschrillc bei der Einbeziehung dieser Ar· 
beiter, deren Arbeil die Nation emlihrt. in den 
Kampf zur Ubergabe de~ Landes an die. die es 
bearbeiten. zu errei~hen. ( ... ) 

Verwandt!! die bewaffnet.:n Aktionen in den 
Volkskrieg 
Die Gründe, die uns dazu gezwungen haben, 
die Waffen zu ergreifen, sind nicht entfallen. 
Mehr noch, durch seine Handlungen läßI uns 
das Regime in Pretoria keine Wahl, als "'eiter­
hin unsere milit:irische Off~nsive rur den Sieg 
der demokratischen Sache zu eskalieren. Der 
bewaffnete Kampf konstituiert die Speer· 
spitze unserer allgl:meinen Offensi\·e. ein 
grundlegendes Element uruerer Antwort auf 
die Gewalt des Rassistenregimcs. ( ... ) 

Die Situation e~tremer Unterdrückung hat ein· 
mal mehr die Wichtigkeit der Untcrgmnd· 
strukturen unserer Vorhutbewegung, des 
Afrikanischen Nationalkongresses. als zen· 
traler Komponente unseres Kampfes offen· 
sichtlich gemacht. 
Wir müssen unsere Anstrengungen, diese 
Strukturen zu erweitern. verdoppeln. um si· 
cherzu.\lellen, daß sie überall und zujederZeit 
Kuntakt mit dem Volk haben. Ebenso,,"ie wir 
alle die Tatsache verstehen. daß keine Revolu' 
tion ohne revolutionäre Vorhut möglich iSI, 
haben wir alle die Aufgabe, diese Vorhut, den 
ANC. im Interene unserer Re\'olution aufzu· 
bauen. Der Fortschritt, den wir in dieser Be· 
ziehung erreicht haben, hat uos die Grundlage 
claflir gegeben. bei der Verfolgung dieses Ziels 
schneller voranzu5chreiten. ( ... ) 

(Quelle: Stellungnahme des Nationalen 
E .. ekull\'komitC(s d~ Afrikanischen Nalional· 
kongresses anläßlich des 76.Jahustages des 
ANC. vorgetragen ~on Präs.ident Oliver Tatßbo 
am 8. Januar 1988, Lulaka 1988. S. 9·15. 
Auszüge) 

Die unausweichliche Schlußfolgerung 
lautet, daß der demokratiSChe Staat 
sicherstellen muß, daß er Zugang zu den 
wichtigsten Ressourcen, zum Eigentum 
an den und zur Kontrolle über die 
Schlüsselbereich~ der Wirtschaft hat ... 
Daher streben wir eine gemischte Wirt­
SChafts form an, in der es sowohl einen 
privaten Sektor als auch Genossen­
schafts- und Staatseigentum geben wird. 
Die direkten Produzenten allen ReiCh­
tums, die Arbeiter. werden als Teil des 
Demokratisierungsprozesses notwendig 
eine bedeuunde und zentrale Rolle bei 
der Ausrichtung der Wirtschaft spie. 
len. ,,10 

Noch deutlicher werden in dieser Frage 
einzelne Al'lC·Vertreter, die, wie bei· 
spielsweise Kingsley Zulu·, der' Chef­
RepräSentant in Simbabwe. glauben. daß 
Großmonopole, die Eisenbahnen, die 
Bergbau- und Rüstungsindustrie , die 
Schiffe und Werften auf alle Fälle in die 
Hand des demokratischen Staates über­
gehen müßten, die VerstaatliChung von 
kleinem und millierem Eigentum hin· 
gegen unzweckmäßig sei: ,Jedenfalls 
werden wir keine unüberlegte Voreilig. 
keit zulassen, die den Werktätigen scha­
den würde. "11 

In solchen Uberlegungen spiegeln sich 
die Erfahnmgen anderer Revolutionen 
wie beispielsweise in Mosambik und An· 
gola oder auch Nicaragua ebenso wie die 
Debatte um eine s02.iali5tisChe Perspek­
tive Süd afrikas, wie sie vor allem in der 
Gewerkschaftsbewegung des Landes voll 
entbrannt ist (vgl. das Interview mit Jay 
Naidoo in diesem Heft ). 
Entscheidend für die Frage der Struktur 
eines künftigen Südafrika ist freilich die 

Herangehensweisc des ANC, daß sich sol­
c he Vorstellungen im Kontext der in 
Südafrika stattfindenden Kämpfe selbst 
herauskristallisieren werden. Deren freie 
Entfaltung ist schließlich auch die 
Hauptvorausset"lung für irgendeine Art 

politischer oder VerhandJungslösung des 
GesanHkonflikts. Was bisher in dieser 
RiChtung stattfand. etwa Gespräche mit 
weißen Geschäftsleuten, so sagte kürz­
lich Francis Meli vom NalionaJen Exe· 
kulivkomitee des ANC in London. zielte 
darauf, diese vom Apartheidregime zu 
lösen. Dies dürfe weder als Ahernative 
zum bewaffneten Kampf verstanden 
noch mit politischen Verhandlungen ver­
wechsdt werden. 12 Solche Verhandlun· 
gen könnten nur zwischcn dem ANC und 
seinen Verbündeten auf der einen Seite 
und der südafrikanischen Regierung auf 
der anderen Seite stattfinden. 

Die Aussichten eines solchen I'rojckts 
freilich müssen :Gum gegenwärtigen Zeit­
punkt eher negativ beurteilt werden. 
Zwar lehnt der ANC grundsätzlich die 
Perspektive einer Verhandlungslösung 
nicht ab (siehe Kasten). Aber es liegt in 
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Stellungnahme des ANC-Exekutivkomitees zur Frage 
In Letzter Zeil haben sowohl das Regime in 
Prctoria als auch verschiedene Wc~lmächte die 
Di,kuS'lion um eine Verhandlungslösung der 
Siidafrika-Frage aufgeworfen. Inspiriert durch 
den tiden Wunsch und die unerschütterliche 
Vcrpmchomg, das Apartheidsystem so bald 
wie möglich und mit minimalen Verlusten an 
Leben und Besitz zu hcsdtigen, Imf sich das 
Nationale Exekuti"komitcc und beriet diese 
Angelegenheit mit aller g.:botencn Ermlhaf· 
tigkeil und Aufmerksamkeit. 
Wif sind ilbcncugt da"on, daß das ßolha- Re­
gime ",,<:der den Wunsch noch d;'" Absicht hat, 
~ch auf irgendwekhc bedeutsamen Verhand­
lungen einzula.sscn. Im Gegenteil, alles, was 
dieSe! Regime macht, richtet sich auf die Zer­
l\örung der nationalen Befreiungsbewegung, 
die Unterdrückung der demokratischen Re· 
wegung lo .... ·ie die Ma.nifestierung und Fort· 
dauer dC:!i Apartheidsystems der weißen Min· 
derheitsherru;hah. 

1t~~tJI>""M"lOn,I",i on ," ~Ud.f,,~. n,e UIlF .... ~l 
... ~.Ii,,~t1 don' '\(" 

D-.. , rassistische Regime hat die Frage von Ver· 
handlungen aufge .... ·orfen, um zwei wichtige 
Ziele zu em:ichen. Das ente dieser Ziele ist es, 
den Kampf im lnneTtn unseTt~ Landes zu ent· 
schärlen, indem fallche Hoffnungen auf eine 
gerechte politische Regelung geweCkt .... ·erden, 
die das Regime in Pretoria zu blockieren be· 
absichtigt. Z ..... eitens horrt diC:!ies Regime, die 
anhaltende Kampagne ftir umfassende und ver­
bindliche Sanktionen vereiuln zu können, in· 
dem es Scheinsipale sendet, es sei bereit, 
ernsthaft mit den wirklichen Vertretern unse· 
res Volkes zu sprechen. 
Grundlegend rur das Verständnis dC:!i Verhand· 
lungskonzepu des Apartheidregimes ist seine 
Absicht, denjenigen, mit denen es spricht, 
seine Meinung aufzudrangen und sie zu zwin· 
gen, sein Diktat zu akzeptieren. In der Pra"js 

führt das Botha· Regime eine entschiedene Uno 
terdTÜckungskampagne gegen den ANC und 
die demokratische Manenbewegung. Diese 
schließt die Ermordung von Führern, MaSien· 
yerhaftungen, die militärische Besetzung Yon 
T ownships und ein Programm der Befriedung 
ein. das von den sog. Joint Management Cen· 
ten (Verei nigte Führungs:.:entren,J;"IC) durch· 
gerohrt wird. 
Oie Rassisten wollen unser Volk mit Hilfe des 
Terrors unterwerfen, seine dcmokratischen 
Organisationen zerschlagen und uns zur Kapi· 
tulation zwingen. 
All diese Bemühungen werden scheitern. An· 
statt ein annehmbares Klima rur aufrichtige 
Verhandlungen zu icharfen, werden sie die 
Konfrontation in umerem Land nur weiter 
verschärfen und die Aussicht auf den blutig· 
sten Konflikt, den unser Kontinent jemals gt'. 
sehen hat, auf die Spilze treiben. 

Unscr Kampf ..... ird nicht enden, bis Sudafrika 
in ein einheitliches, demokratisches und nicht· 
rassisches Land umgewandelt ist. Dies ist die 
ein~jge Lösung, die es unserem gcnmten Volk, 
sowohl Schwanen ali auch Weißen, ermögli· 
chen würde, als Gleichberechtigte unter Be· 
dingungen des Friedens und Wohlstands zu 
leben. Die überwiltigcnde Mehrheit unsern 
Volkes akzeptiert, daß die Freiheitscharta 
(ANC·Grundsatzdokument von 19!i!i;d. Red.) 
einen \'Crnünftigen und lebensfähigen Rahmen 
für die Errichtung einer neuen Gesellschaft 
liefert. 
Wir möchten an dieser Stelle bekräftigen, daß 
dcr ANC sich niemals einer Verhandlungs· 
lösung der Slidafrib·Frage widersetzt hat. Bei 
verschiedenen Gelegenheiten haben wir in der 
Vergangenheit, und zwar vergeblich, an das 
Apanhcidregime appelliert, mit den wind; · 
chen Vertretem unseres VolkC5 zu sprechen. 
Wir mochten nochmals ,·c rsichem. daß der 
ANC und die Masscn UniereS gesamten Volkes 
bereit und willens sind, zu aufrichtigen Ver· 
handlungen zu kommen, vorausgesetzt, daß sie 
auf die Umwandluns unseres Lande' in eine 
einheitliche und nicht·rauische Demokratie 
hinzielen. Dies, und nur dies, könnte das Ziel 
irgendeines Verhandlungspro7.Csses sein. Folg· 
lieh können keine bedeutenden Verhandlun· 
gen stattfinden, sotange nicht alle Betroffenen, 
insbesondere das Regimc in Pretoria, diese Per· 
spektive akzcptieren, die wir mit der gesamten 
Menschheit teilen. 
Ferner mochten ..... ir nochmal. klarstellen, daß 
die Fragen, ob oder ob nicht verhandelt wer· 
den soll und unter welchen Bedingungen, unse· 
rer gesamten Führung gestellt werden soUten, 
einschließlich derer. die eingekerkert sind und 
bedingungslos freigelassen werden müßten. 
Während wir diese Fragen beraten, müßte un° 
sere Führung völlig ungehindert das Volk be· 
fragen und mit ihm diskutieren können. 
Entschieden wehen wir die zynische Forde· 
rung des Regimes in Pretoria zurück, daß wir 
den be ..... affneten Kampf einseitig aufgeben 
oder einstdltn sollen. Die Quellt der GewaJt in 
uruerem Ulnd ist das Apartheidsystem. DiClle 
Gcw;ut ist es, die beendeI ..... erden muß. Ober 
jede Einstellung von Kriegshandlungen müßte 
... erhandelt werden und diese müßte abge· 
nimmte Handlungen beider Seiten als Teil des 
Entstehungspro7.esses eines demokratischen 
Südafrika mit sich bringen. 
Desgleichen weisen wir alle Bemühungen zu· 
ruck, uns vorschreiben ~u wollen, wer unsere 
Verbündeten sein oder nicht sein lollten, und 
wie sich unsere ~litgliedschaft ~usammen· 

setzen sollte. Insbesondere werden wir uns 
nicht dem Druck untetwerlen, der einen Keil 
zwischen den ANC und die SudaITikanische 
Kommunistische Partei, einen zuverlässigen 
und bewährten Verbündeten im Kampf für ein 
demokratisches Süda.frika, treiben soll. Auch 
..... erden wir uns den Versuchen, unsere Be· 
wegung zu spalten und zu schwächen, indem 
gegen vUlichiedene Mitglieder aufgrund ihrer 
ideologischen Obeneugungcn eine He>cenj~gd 
druchgefUhrt wi rd, nicht beugen. 
Der Konflikt in unserem Land besteht z ..... i· 
schen den KrMten der nationalen BeITeiung 
und Demokratie auf der einen und denen dcs 
Rassismus und der Reaktion auf der anderen 
Seite. Alle Verhandlungen würden zwischen 
diesen beiden Kräften, repräsemiert durch ihre 
verschiedenen Organisationen, 8"fUhrt wer· 
den. 

Wir weisen den vorgeschlagenen Nationalen 
Verfassungsrat (NSC), den das Botha·Regime 
mittels der im Apartheid·P~rlament verab· 
schiedeten Gesetzgebung einzurichten beab· 
sichtigt, ohne Einichri!nkung zuniCk. Dies 
kann niemals ein wirklicher und akzeptabler 
Mechanismus rur VcrhOUldlungen (iber eine de· 
mokratische Verfassung rur umer Land sein. 
In der Pra"is kann der Nationale Verfassungs. 
rat nicht mehr sein als ein beratendes Gre· 
mium, das seine Sch ..... erpunkte dem Apart· 
heid·Parlament und dem Regime selbst dar· 
legen wurde, welches sich das Recht vorbehält, 
dicse Standpunkte zu akzeptieren oder zunick· 
zuweisen. Was das flotha·Regimc als ein Fo­
rum 7.ur Ausarbeitung einer Verfassung vor· 
schlägt - den Nationalen Verfassungsrat-, ist 
deshalb nichts als ein Trick, um diejenigen, die 
an ihm teilnehmen, in einen Scheinprozeß be· 
deutunploser Gespntche einzuwickeln, der 
nichts gemein hat mit irgendeinem aufrichti· 
gen Versuch. eine demokratische Verfassung 
für unser Land zu entwerfen. 
Außerdem soll dieser Nationale Verfassungsrat 
gerade die Apartheidstrukturcn feuigen und 
legitimieren, die wir mit unserem Kampf in a11 
ihren Formen zu '~rnichten suchen. Die nicht· 
repnisentati\·en Organe der Unterdnickungs· 
struktur der Aparlheid, wie das Drei· Kam· 
mem·Parlament und die Bantus!..ll1S, können 
als Instrumente für die Zerstörung desselben 
Systems, für dessen Auf~htcrhaltungsie ge· 
schaffen wunlen, nich t genutzt werden. 
Ein wesentlicher 8estandteil des Apartheid· 
systems ist die Klusifizierung und Aufleilung 
unseres Volkes nach rassischen und e tlmischen 
Gruppen, beherrscht von der weißen Minder' 
heit. Die Apartheid zu beseitigen, bedeutet 
u.a., unser gesamtes Volk als gleichberechtigte 
Bürger unseres LandCll zu dcfinieren und zu 
behandeln. ohne Rücksicht auf Rasse, Farbe 
oder ethnische Herkunft. Um diC$ zu garantie· 
ren, akzeptiert der ANC, daß eine neue Verfas· 
sung für Südafrika einen Grundrechtekat;uog 
als festen Bestandteil enthalten könnte, um die 
Rechte des IndiYiduums abzusichern. Wirwi· 
denetzen uns jedoch jedem Versuch, das 
Apartheidsystem durch die Erarbeitung sog. 
Gruppen· und MinderheitSI'Cchte 1.U ,·er· 
ewigen . 
Unsere Region ist sehr vertraut mit defverräte· 
rischen und hinterlistigen Natur des Apart· 
hcidsY!lems. Es gibt mehr als genügend Bei· 
spiele für Abkommen, die das Regime scham· 
los mißacbtet hat. Unter Berücksichtigung die. 
ser Erfahrung fonlern wir, bevor irgendwelche 
Verhandlungen stattfinden. daß das Apart· 
heidregime ,eine Ernsthaftigkeit unter Beweil 



!r Verhandlungen 
stellt, indem es vcnchiedene Maßnahmen 
dun::hführt, um ein für solche Verhandlungen 
förderliches Klima zu schaffen. 
Dies wurde die bedingungslose Freilassung al­
ler politi.chen Gefang<:ßcll, Inhaftierten, aller 
festgenommenen Freiheitskämpfer und 
Kritg$gefangenen ebenso einschließen wie die 
Einstel1ung sämtlicher politischer Prozesse. 
Der Ausnahmezustand müßte aufgehoben, die 
Armu und die PoLizei aus den Townships Zu' 
rückgezogen und kaserniert werden. Gleichzei­
tig müßten alle repr"5Siv"ß Bestimmungen und 
aUe Gesetze, die da:;; Regime ennächtigen, die 
Versammlungs-, Rede-, Pressefreiheit usw. ein­
zuschränken, außer Kraft gesetzt werden. Un­
ter diesen wären die Gesetze i.Jber Aufrohreri­
sehe Venammlungcn, über Eingeborenen-Ver­
waltung, der Allgemeine Gesetztszuiau. (Ge­
ntral Law Amtndment; es trlaubt, Apartheid· 
gegner ohne naftbefehl 180 Tage fcstzuhalten; 
d. Red.), das GeSCI1. tlber ungcsetor.liche Organi· 
sationen, tlber innen: Sicherheit und ähnlich .. 
G<'sel1.e und Bestimmungcn. 
Wir nutzen diese GeJcgenheit, um nochmals zu 
versichern, daß der Afrikanische National· 
kongreß gegen jedwede gcheime Verhand· 
lungen ist. Wir gtauben fest daran, daß d~s 
Volk selbst an der Gestaltung seiner Zukunft 
beteiligt sein und dC$halb in jeden Verhand· 
lungsprozcß einbezogen werden muß. 
Wenngteich wir uns dessen bewußt sind, daß es 
der Weg des RcgimC$ in Pretoria, das in der 
Vergangenheit vorsät7.1ich Verhandlungen 
hinausgezögert hat, ist, Zeilzu gewinnen, blei· 
ben wir dabei, daß alle Verhandlungen in ci· 
nem bestimmten Zeitraum nattfinden 
müßlen, um der dringenden Notwendigtc.eit ge. 
r .. chl zu werden, da5 Apartheidsystem zu be· 
seitigen und die ~fassen UNeres Volkes, die 
schon vid zU lange g!'litten haben, mm Joch 
derTyrannei zu befreien. 
Es gibt bisher noch keine Aussicht auf wirk· 
liehe Verhandlungen, weil das Botha·Regime 
immer noch glaubt, daß es das Apartheid· 
system durch Gewalt und Terror aufrechter· 
halten kann. iXshalb haben wir keine andere 
Wahl, als unseren politischen Massenkampf 
und den bewaffneten Kampf flir die Vernich· 
tungdes illegalen Apartheidregimes und fur die 
Machtubemahme durch das Volk zu intensi· 
vieren. 
Auch rufen wir unser Volk auf, Bothas sog. 
Nationalen Verfassungsral abzulehnen und zu· 
riichuweisen sowie sicherzustellen, daß-dieser 
Apartheid·Rat ni .. mals da5 Tageslicht erblickt. 

Wir wiederholen unseren Appell an die inter. 
nationale Gemeinschaft. uns in diesem edlen 
Kampf zu unteTltützen, indem Jie umfassende 
und verbindliche Sanktionen gcgcn das rassisti· 
sehe Südafrika verhangt, damit das Apartheid· 
SYStem ~seitigt und das Blutvergießen, das 
sons! un"ermcidbar iU, um dieses Ziel ZII er· 
rei<;hen, vermindert werden kann. 
Schließlich möchten wir der Organisation fur 
Afrikanische Einheit unsere Dankbarkeit dafür 
ausdrucken, daß sie auf ihrtm letzten Gipfd· 
treffen eine Erklärung zum Südlichen Afrika 
annahm, in der sie lich zur Unterstützung 
Afrikas fur UNere, in dieser ErklMung bezo· 
genen Positionen, ~erpf1ichlete. Wir empfeh· 
len diese Erklärung dem Rest der Wdtgcmdn· 
schaft als ein wichtigcs Dokument, das die 
Grundlage fur gemeinsame internationale Ak· 
tionen legt, um Apanheid·Ra"ismus, Kolo­
nialismus und Krieg ein für allemal 7.U ,·erban· 
nen. 
Lus"k", 9.10.1987 

der Hand des Regimes, grundsätzliche 

Voraussetzungen hierfür zu schaffen. 
Selbst der liberale Direktor des Instituts 

der demokratischen Altenative für Süd· 

afrika, Frederik Van Zyl Sbbbert, der 

sich aktiv in der Vorbereitung und 

Durchftihrung der Gespräche zwischen 

Weißen und ANC-Vertreter letztes Jahr 

in Dakar engagierte, ist hier pessimi· 

st isch: "Zur Zeit sehe ich keinen Weg zur 

friedlichen Lösung des politischen Pro· 
blems unseres Landes. "13 

Nicht wletzt aufgrund dieser festgefah. 

renen Situation haben für den ANC ge· 

genwärtig Initiativen auf internationaler 

Ebene, die auf die weitere Isolierungdes 

Apanheidregimes zielen, eine so große 

Bedeutung. Die Real isierung von Maß· 
nahmen, wie sie im Aktionsprogramm 

der Arusha·Konferenz wr Durchsetzung 

umfassender und bindender Sanktionen 

gegen Südafrika v.orgesehen sind, sind 

deshalb mit Blick auf die Zukunft des 

Widerstands in Südafrika von strategi. 

scher Bedeutung. "Eine besondere Ver· 

antwortung", so Tambo in A rusha, 

"kommt unseren FreundeIl in den west· 
lichen Ländern zu. Ihre Anstrengungen 

bezüglich Sanktionen müssen wirksamer 

werden, denn ihre Länder sind Süd· 

afrikas Hauptwirtschaftspartner. ,, 14 Für 

die Bundesrepublik gilt dies in besonde· 

rem Maße. 

Anmerkungen: 
I) Statement of the Nationale Executiv 

Comminee of the African National Gon· 
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dent Üliver Tambo, Lusaka, 8.1.1988 

2) Vgl. O. Tambo, Statement of the National 
Exevutive Committee of the African 
National Congress on the Occasion of the 
7!lth Anni\"er!.al)' of the ANC, Lusaka 
1987 

3) Nachzulesen in dem jetzt erschienenen 
Band: N. Gordimer, Leben im Inter· 
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4) Zil. nach: Frankfurter Allgemeine Zei· 
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6) Ebd. 
7) Ebd. 
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9) Siehe Bericht in: AlB 1·2/1988, S. 16·17 

10) ANC·Paper. Die Penpek,i"e der Demo· 
kratischcn Bew~gung Siidafrikas, zu be· 
ziehen über: AAB, Blüchernr. 14,5300 
Bonn 

11) APN·Ferndisputvom 10.1.1988 
12) Weekly Mail, Johannesburg, 1!l.·2J.1. 

1988 
\S) APN·Femdi'putvom 10.1.1988 
14) Tambo·Rede in Arusha, hektographiert 

Berichtigungen zu AlB 1-2/1988 
In der letMen Ausgabe des AlB, Heft 1·2/1988, kam es zu zwei technischen 
Pannen, ftir die wir uns hiermit bei unseren Lesern en tschuldigen: 

Zum einen wurden bei einem offenbar großen Teil der Hefte die mittleren 

Doppelblätter des Sonderheftes falsch zusammengeheftet. Die Seiten 27·54sind 

zwar vollständig im Heft ent hahen, aber falsch angeordnet. Bi tte behelfen Sie sich 

damit, daß Sie diese s ieben Doppelblätter herauslösen und in die richtige Reihen­
folge bringen. Pardon im Namen d'er Druckerei. 

Zum andere n ist uns beim Umbruch des Artikels "TAKALlGN: ~Iein Herd für 

Athiopien " ein Malheur unterlaufen. Die Autorenzeile ging verloren. Wir holen 

dies mit einem I'ardon nach: Die Verfasserin des Beitrags heißt Eva·Maria Hinter· 

wirt. 

Eine dritte Korn~ktur sei hiermit angemerkt, nämlich die zum bundesdeutschen 

Konto der Äthiopien.Spendenaktion. Da die Volksbank inzwischen eigenmächtig 

unser beim Kampagnenstart angegebenes Konto aufgelöst hat, lautet nun das 

neue Spendenkonto: Marburger Volksbank, Nieo Biver, Kto.·Nr. 436577 (BLZ 
53390000) , Stichwort: Herd rur Äthiopien 

KRIEG GEGEN KINDER 
POSTERSERI[ : "Stidaf r ikas Kri~ 9~en Kinder" 
uberdrbeitete und erweiterte Neuauflage (13 Bild­
und J Jelttafeln Im OIN AJ-Formatl 
So l idarlt~tsprels DM 10,00 

Diese Poster serie e ignet Sich besonder s gut l~ Auf_ 
h~ngen bei Veranstaltungen, Sitzungen, konzerten. bei 
Infonaationsständen ete. u~ auf die Grausamke it und 
Brutalit.t auf~rkS4m lU macnen, denen Kinder unter 
Aparthe id ausgesetzt Sind. 

BROSCHOR[: "Sudafrtkas krieg gegen Kinde r · 
" 4ssenvernaftungen. "tßnandlungen, Folter und 
Mord · das ApartneIdregime nat den Kindern des 
landes den Krieg erklart! Wir dokumentie r en diese 
VerbreChen tn dteser Broscnure auf 56 Seiten. ~ 
S-olldarltl!tsbeltrag DM 2.00 hf 

ANC-Vervetuna1n der' BRD 
Postbch 190140 . flOO Bonn 
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Bericht von Karln ReIzla" 

Ramaphosas Lehren 
aus den Streiks '87 
In du Neuen Zürcher Zeitung stand es 
geschrieben: "Die Gesdüihsergebnisse 
der Anglo American Corporation für die 
sechs Monate bis 30. September ... sind 
eher enttäuschend. Im Vergleich mit der· 
selben Periode des Vofjahres sank der 
Reinertrag vor Steuern von 678 l\Iio R., 
auf 572 Mio R. und nach Steuern von 
49Sauf471 MioR .. ·l 

Nun sind 471 Mio Rand noch immer ein 
üppiger Batzen. und Südafrikas größtes 
Bergbauunternehmen nagt noch lange 
nicht am Hungertuch im Gegensatz zu 
vielen seiner Grubenarbeiter. Dennoch 
sind diese Zahlen interessant. Handelt es 
sich doch bei dem Bilanzzeitraum um 
jene Monate, in die auch der bislang 
größte legale Streik in der Geschichte des 
ApartheidstaateS fiel. Und es müßte 
schon mildem Teufel zugehen, wenn der 
Ausstand der Bergleute nicht eine Ur­
sache flir die reduzierte Gewinnspanne 
ist. Schließlich waren die 25 Gold· und 
Kohlcbergwerke der Anglo American 
Corporation am stärksten von dem 
Auguststreik betroffen. 
Erinnern wir uns: In jenem Monat legten 
340.000 der 600.000 schwarzen Kumpel 
in rund 50 Gruben die Arbeit nieder. 
Ihre Forderungen: 30% mehr Lohn; 30 
Tage Urlaub statt wie bisher nur zwei bis 
zweieinhalb Wochen; eine Gefahrenzu­
lage und bei Todesfällen das Fünffache 
eines Jahreslohnes für die Hinterblie­
benen; Erklärung des 16. Juni. also des 
Gedenk tages nir die Opfer des Massakers 
in Soweto. zum gesetzlichen Feiertag. 
"Die Lohnerhöhung, die wir erreicht 
haben, ist nicht von erwähnenswertem 
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Ausmaß, denn die Steigerungen zwi­
schen 17 und 23% - je nach Kategorie 
der Arbeit - werden fas t vollständig auf­
gefressen von der ISprozentigen Infla­
tionsrate. Durchsetzen konnten wir al­
lerdings erhöhte Ferienzulagen und Ent­
schädigungen bei Todesfällen", erläu­
terte mir Cyril Ramaphosa, der General­
sekretär der 260.000 Mitglieder starken 
Nationalunion der Bergwerkarbeiter 
(NUM), die sich zur größten Branchen­
gewerkschaft Südafrikas entwickelte. 
.,Bezeichnenderweise", so der 35jährige 
NUM· Führer, "machen aber die uns zu­
gestandenen Gehaltssteigerungen gerade 
mal die Hälfte der 250 Mio Rand aus, di e 
die Bergbauuntemehmen durch unseren 
drei wöchigen Ausstand eingebüßt ha­
ben.·' In der in J ohannesburg erscheinen· 
den Publikation "Work In Progress" ist 
sogar davon die Rede, daß sich bereits 
am zehnten Streiktag die Unkosten der 
Bergbaukammer (Chamber of Mines), in 
der sich die sechs größten südafrikani­
schen Minengesellschaften zusammen­
geschlossen haben, auf jene Summe 
belief, mit der eine 30prozelllige Lohn­
erhöhung hätte abgedeckt werden 
kÖnnen. 2 

"Allein die Anglo American Corporation 
soll während der ersten Woche 60 Mio 
Rand verloren haben'·, rechnete mir 
Cyril Ramaphosa vor. "Hier wird ganz 
deutlich, es waren keine ökonomischen 
Gründe, aus denen die Bergbaugesell­
schaften unsere Forderungen nicht ef­
fUllten."' 
Nun ist es aber durchaus nicht die Art 
von Konzernen, freiwillig auch nur auf 

eine müde Mark zu verzichten. Was also 
war der Grund dafür, daß sie den sturen, 
aber teuren Weg wählten? Die " Frank· 
furter Rundschau" schrieb seinerzei t: 
"Die schwarzen Kumpel haben 
demonstriert, wie verletzlich Südafrikas 
weiße Wirtschaft trotz aller anderslau· 
tenden Beteuerungen ist. "3 
"Wir haben ihnen vor Augen geftihrt, daß 
Main Street 44 (Hauptsitz von Anglo 
American in Johannesburg; K.R. ) und 
andere Adressen dieser Art nicht all· 
mächtig sind. Wir haben eine Kraft- und 
Kampfentschlossenheit bewiesen, die sie 
ob ihrer Arroganz den schwarzen Arbei­
tern gegenüber überrascht hat. Wichtig 
dabei war auch, daß nicht nur NUM­
Mitglieder streikten, sondern wir auch 
-zig Tausende, die nicht unserer Gewerk­
schaft angehören, mobilisieren konnten. 
Dadurch wurde flir die Konzerne Harl­
bleiben zur Prenigefrage. Sie wollten 
uns, ihren Gegner, kleinkriegen - um 
jeden Preis. Im Stillen hatten sie doch 
gedacht, daß uns nach drei Tagen die 
Luft ausgeht und die Leute nicht me hr 
mitmachen", resiimierte der NUM­
Generalsekretär. 
Und in der Tat blies das Gruben-Manage­
ment erst am vierten Streiktag für seine 
Sicherh eitsmilizen in den Minen zum 
radikalen Angriff. Wobei das Standver· 
mögen der schwarzen Bergleute wirklich 
eine bisher nicht dagewesene Qualität 
erreichte, vergleicht man nur den l--akt, 
daß 1986 in Südafrika insgesamt 1,3 Mio 
sog. 1\bnn-Arbeiutage gestreikt wurde, 
während 1987 allein der NUM-Aufstand 
zusammen mit den kleineren Solidari­
tätsaktionen 4,5 Mio 1\lann-Arbeitstage 
ausmachte. 
Wie war dieser qualitative Sprung mög. 
lieh, fragte ich den Mann, in dessen per­
sönlicher Ausstrahlungskraft schon ein 

Die NUM 
hat jetz t 45% aJ ler 

sc hwarzer Kumpel Südafrikas 
in ihren Reihen vereint 

Teil der Antwort liegt. "Wir waren zwar 
nicht darauf aus, daß es schon in diesem 
Jahr zu einem solchen Kampf kom mt" , 
gestand Ramaphosa, "denn jetzt haben 
wir 45% alle r schwarzen Kumpel in der 
NUM vereint. E.s ist ein großer E.rfolg, 
verglichen mit den 40.000 Mitgliedern, 
die wir im Dezember 1982 hatten, als wir 
entstanden. Aber der Organisationsgrad 
muß noch wachsen. Dennoeh waren wir 
auf die Auseinandersetzung vorbereitet. 
Wir haben mit den Kumpeln in aller 
Offenheit gesprochen, ihnen gesagt, was 
wir wollen und auch was auf sie an per­
sönlichem Risiko zukommen kann." 
Was der in Lohnverhandlungen selbst­
bewußt agierende, aber unter Freunden 



überaus bescheiden auftretende Jurist 
verschweigt, ist die Tatsache, daß er 
selbst von Grube zu Grube gezogen ist. 
um mit den Leuten zu reden und die 
Urabstimmung zu organisieren, in der 
sich 95% der Bergmänner für den Stre ik 
aussprachen. Wieviel persönliche Ein­
satzbereitschaft der NUM-Führung not­
wendig war, um einen solchen Ausstand 
vor.:ubereiten und zu leiten, läßt sich 
vielleich t daran ablesen daß die Gewerk­
schaft insgesamt über 69 hauptamtliche 
Kader verfügt. 
Selbst seine Gegner müssen dem Anwalt, 
der im Norden von Transvaal studierte, 
Hochachtung zollen. Ein ,.hart arbei­
tender und außerordentlich fähiger Ge­
werkschafter, dervic1 rur seine Anhänger 
getan hat", meinte der Unterhändler der 
Bergwerkskammer. johann Liebenberg, 
nach den Tarifverhandlungen. 

Aber noch etwas ist bezeichnend rur den 
Enkelsohn eines Bergmanns aus Venda 
und den Sohn eines Polizisten aus Sowe­
lO - sein Verantwortungsgeruhl. Noch 
drei Tage vor Ende der Arbeitsnieder­
legung bekundeten die Streikenden ihre 
Bereitschaft, den Ausstand bis zur Errul­
lung ihrer Forderungen fortzusetzen_ 
Dennoch wurde nicht aufs Ganze gegan­
gen, sondern ein Kompromiß mit der 
Bergwerkskammer akzeptien und nach 

SOd.r.; k. ",..:h~ l!c'1!arb<i,er im Slre, k 

21 Tagen di<: Arbeit wieder aufgenom­
Ißen - im Interesse der Einheit, wie 
Ramaphosa sagte. "Wir sindjetz i stärker 
als zuvor. Damit ist die Grundlage gege­
ben für bedeutsame künftige Siege. Zu 
jenem Zeitpunkl war es wichtiger, die 
Geschlossenheit unserer Reihen für die 
Zukunft zu konsolidieren." 
Die Geschichte kennt viele mutige und 
heldenhaft gefühne Streikkämpfe. Doch 
nicht selten endeten sie mit Niederlagen, 
weil die Ausständischen und ihre Führer 
nicht zu erkennen vennochten, wie lange 
die Auseinandersetzungen durchgestan­
den werden konnten. Die NUM - auch 
ein Zeichen ihrer pOlitischen Reife - sah 
den Punkt, an dem das Höchstmögliche 
erreicht war. Realistisch betrachtete sie 
die derzeitige Kampfkraft auf beiden 
Seiten auch aus der Erfahrung heraus, 
daß ihre Gegner alle Register ziehen 
würden, um die Gewerkschaft in die 
Knie zu zwingen . So wurden z.B. - wis· 
send, daß gewerkschaft liche Streikkas­
sen in Südafrika gesetzlich verboten sind 
und die NUM deshalb auf jede Spende 
angewiesen ist - von der Reserve Bank 
auf "höheren Wunsch" hin die Konten 
der Gewerksehaft eingefroren.4 

Gle ich zu Beginn des Ausstandes waren 
außerdem über den Wohnlagern der 
Bergarbeiter gefälSchte Flugblätter abge-

worfen worden mit der Information, der 
Streik sei abgesagt. Außerdem häuften 
sich die Entlassungen_ 
Nachdem 40.000 der NUM-Mitglieder 
auf die Straße gesetzt worden waren, 
beschloß die Gewerkschaft, den Streik 
zu beenden_ Aufgrund der hohen Er­
werbslosigkeit in Südafrika und in den 
Nachbarstaaten, woher zum Beispiel die 
Hälfte aller bei Anglo Ameriean be­
schäftigten Bergleute kommt, standen 
vor den Rekrutierungsbüros schon neu e 
Arbeitskräfte Schlange, die nur darauf 
warteten, als Ersatz einspringen zu 
können. 
Hinzu kommt noch folgendes: "Die Ar­
beiter werden konfrontiert mit aggres­
siven Sicherheitskräften. Und das in 
Kombination mit ihrer Frustration kann 
mit zunehmender Streikdauereine Eska­
lation der Gewalt hervorrufen. Es wurde 
ohnehin schon davon geredet, daß das 
Management in den Saaiplaats-, Bracken­
und Leslie-Minen bewußt ethnische 
Spaltung und Kämpfe schürle. Die Ver­
suche von Anglo American, einen Ver· 
haltenskodex hinsichtlich der Gewalt­
anwendung während des Streiks auszu­
arbeiten, kamen ohnehin ziemlich spät ­
nachdem es schon zahlreiche Verletzte 
und Tote gab. Die Gewerkschaft hatte 
ihren Verhaltenskodex auf einem Flug­
blatt zusammen mit den Strei kregeln 
unter den Arbeitern zirkulieren lassen, 
um abzusichern. daß Zurückhaltung und 
Disziplin den Ausstand bestimmen . .,5 
Vielleicht wird sich der eine oder andere 
fragen, warum ich mich immer wieder 
auf Anglo American beziehe und nicht 
auf Unternehmen wie Gencor, die im 
allgemeinen noch unverfrorener und 
brutaler vorgehen. Nun. weil die Anglo 
American Corporation, die 40% der 
südafrikanischen Goldproduktion ab­
deckt und damit objektiv ein gewaltiger 
Pfeiler dieses Regimes ist, seit jahren 
versucht, sich der Welt als liberales, ein­
sicht iges Unternehmen zu präsentieren, 
das für ei ne Verfassungsreform eintritt 
und nur das Beste will für jedermann in 
Südafrika. 
Ohne Frage sind die ftihrenden Köpfe 
des Konzerns so klug zu begreifen, daß 
ihnen das Apanheidsystem zunehmend 
zum Nachteil gereichen wird. Das aber 
hält sie nicht davon ab, das Machtinstru· 
mentarium des Rassistenstaates auf ihre 
"Tarifpartner" zu hetzen. Der Streik war 
noch keine Woche alt, da schickte Anglo 
American als erSle zusammen mit dem 
Werkschutz reguläre Polizeieinheiten ge· 
gen die Arbeiter aus, und zwar in der 
Western Deep Levels Goldmine. Dies ist. 
nebenbei gesagt, die tiefste Goldgrube 
der Welt. 

Dabei muß ich daran denken, daß Mike 
Spieer, der Offentlichkeitsreferent der 
Anglo American, bei meinem Besuch in 
der johannesburger Konzernzentrale die 
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Interview mH COSATU-Generalsekretlir Ja, Naidoo 

Bilanz und Ausblick der Gewerkschaftsbewegung 
f RAGE: Was sehen Sie als die bedeutendste 
Errungenschaft des Verbandes (Kon!C"'6 Süd· 
afrikanischer Ge'o'>'crkschaften - COSATU, 
gegnindet im Novcmbtr 1985; d. Red.) in den 
\'crgangenenJahren - organisatorisch wie !XIIi­
tisch? 
J. NAIOOO, Wir haben injcdem Bereich umeT 
Ziel einer Ge .. ..,rkschaft in jedem Industrie· 
zweig erni<:h!, ausgenommen da.! Transport­
wesen. Da< hat uns in die Lage ,·<:rs<:\ZI, die 
Macht der Monopolunlcrnchmen wirkungsvoll 
herauszufordern. 
Zugleich haben wir erlebt, daß die COSA TU in 
fast allen Ort<'11 und Stadten in Erscheinung 
trat. Die Organisation hat sich außerdem auf 
dem Land und in den ländlichen Regionen 
etabliert. \..:nstrc Mitgliedschaft ist \'on 
450.000 im No\cmb ... 1985auf 1 Miozahlcn· 
der Mitglieder heute angewachsen. 
Außerdem haben wir eine Politik der Arbeiter· 
kla~se zum festen Bestandteil des Geschehens 
gemach!. Arbeiter haben an der Arbeit von 
Organisationen teilgenommen, die sich auf die 
WOhmiertcl gninden und zum Au!bau demo­
kratischer Struk turen beigetragen. ~Ioses 

~Iaydtiso, der Generalsekretiir der Nationalen 
Metallarbeitergewerk sdla ft Slidaf ri kas 
(NU~1SA), steht wegen seiner ~Iitarbeit in die· 
sen Organisationen vor Gcrieht. 
Die COSATU hat >ich weiterhin der Emwick· 
lung eines der Arbeiterklasse gemaßen Ver· 
st,mdnisse> dcr FRiheitscharta und der ~örde· 
run,\: einer Diskussion iioer Ikmokratie und 
Sozialismus in unseren Reihen sowie untet 
allen demokratischen Kräften gewidmet. 
Indem wir stiindigdie !'\ot"'endigkeit der Man· 
da15ertcilung durch die Basis und der Bericht· 
erstattung ~uri.idt an die Basis betonen, haben 
wir die Tendenz EinU'lner einge!lchriinkt, 
demokratische Kontrolle durch die einer 
Clique zu ersetzen. 
fRAGt:: Welches waren die s<:hwersten 
Ruckschl~gc und Schwachen und wie haben sie 
sich auf ditO Organi.lation ausgewirkt? 
J. NAIOOO, Einer der schwersten 
Rilckschläge traf uns 111 Form der Angriffe 
sei tens der Regierung - der Ausnahmezu· 
stand. Verhaftungen und die Zerschl..gung 'on 
Organisations~truktURn hotben '~e1e unserer 
Aktivisten ge"lwungen, in den Untergrund zu 
gchen. ( ... ) 

Wir brauche n eine 
E inheitsfrollt p olitik gegen 

Apartheid u nter dem :\touo 
"Eine I'erson - einc Sti m me" 

Diese Angriffe haben UJU erhchliche Energie 
gekostet und zur Schwikhung unserer Kam· 
pagnen gefuhn, e twa der Kampagn ... rtireinen 
Mindestlohn. In ,ielen Fällen "'-aren Koordina· 
tion unrl Sohdaritätsaktionen un;turcich ... nd. 
Wir waren infolgedessen nicht in der Lag.:, die 
örtlichen und regionalen Strukturen sowie ,·er· 
schiedene Unterkomilees ~u feuigen. die ul1.le· 
ren Kampagnen und dem Prinzip der Arheiter· 
kontrolle mehr Wirksamkeit ,erJiehen h,itten. 
Es 8"oIb auch Widerstanrl bei der Durchsetzung 
unsues Prinzips "Ein Industriezweig cine 
Gewerkschaft". Wir haben zwei Jahre ge' 
braucht statt der sechs Monate, die wir in dcm 
8eschluß unseRS Gnindungskongresscs '·orge­
oehen hallen, wa< dem Kapitdl mehr Raum rur 
Angriffe auf uns ,erschafft hat. Glei~hwohl 
haben wir bereits 31 örtliche Venrolucn.lcute-
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nite bilden können. Diese mussen sich injeder 
St .. dt und jedem Dorf entwickeln. 
Froktionsbildung bleibt. wenngleich wir auf 
dem Weg des Aulbaus von Organisation und 
politischer Einheit "'"eh vorangekommen sind, 
ein Problem. Nur indem wir d"'dn fe<thalten, 
l).:mokratie durchzusetzen und Diskuuions· 
foren zu entwiekeln, ",erden wir dieses Pro­
blem lösen können. Das erforden eine organi· 
satorische lIerangehenswei,;." die eint <tal! 
auseinanderzudividicren und zugleich am 
Grundsall der Mehrhei1<ento;.cheidung fest­
hält. ( ... ) 
FRAGf.: Welche Fortschritte sind beim Auf­
bau und der Konsolidierung einer Einheits· 
front gemacht worden? Es gab einige Verwir­
nmg daniber, welche Form dit"Se anm.-hmen 
sol! und welche Position und Rolle den ler· 
schiedenen Org-dnisationcn, d:,rullter der UOF, 
zukommen ~oH. Wie sieht die COSATU diese 
Frogen? 
J . NAIDOü; Die massenhafte Opposition ge­
gen Apartheid und Kapitali<mus hat zur Kon­
solidierung nationaler OTg"J.nisationcn mit ei­
ner Massenbasis unter Jugendlichen, Schillern, 
Frauen und anderen demokrdtischen Sektoren 
gefuhrt. die im Bündnis mit Arbeiterorga.üsa· 
lionen in der COSATU gehandelt haben. Oie 
COSATU ist dem Aufbau "on Bundnissen mit 
nationalen, nicht-rassischen, demokratio;.chen 
Organisationen in diesen Sektoren verpflieh­
tel, um sicherzustellen, daß die Arbciter eine 
aktive, fuhrende Ro11e in' Kampf gegen Au~' 
beutung und UnterdrtickunK ,pielen. 
~halb s<:hlagen wir ein Einheitsfrontbündni.l 
mit diesen nationalen und auf die Masse Hr· 
schiedener 8e'ölkerungssck toren gegründeten 
Organisationen vor mit dem Ziel, dauerhafte 
Strukturen auf lokaler, regionaler und natio­
naler Ebene zu schafen. Auf örtlicher Ebene 
\o!lzieht ~ich dies verschiedcntlich bereits 
Jugendliche. "rbeiter, Frauen und Arbeitslose 
schließen sich wr Verteidigung ihrer Organisa· 
tionen zusamm<'n. 
Diese Strukturen stellen keinen Versuch dar, 
die in der demokratischen Masscnbewegung 
bt"Stehenden Organisationen zu unterminie· 
ren. sondern ein Forum zu schaffen, in dem 
beauftragte Repräsentanten - 'erantwortlich 
den verschiedenen, mass..-n\"t"rankerten Grup­
pierungen - bestillldig ihre Amichttn aus­
tauschen und eine zusammenwirkende Stra· 
tegie entwickeln können. Die genaue Form, 
die sie annehmen sol1en. ist Gegenstand \"im 
Diskussionen .. ( ... ) 

FR"Gt:: Wie sehen Sie die Entwicklung des 
Kampfes an der politi,. hen Front im J"hr 
19a5? 

J . NAIOOO: Sta.:u und Kapital befinden sich 
in einer Kri.e bezuglich der Frage, wie der 
Status quo zu erhalten und der Massenwider· 
stand gegen Apartheid und K,.pitalismu.l l.U 

enuchitrfen sei. Aus der Erkenntnis her~us. 
daß es ~lassenwiderstand gcJten seine "Rc!'lr· 
men" gibt, hat ~ich der Staat auf RepressiOn 
,·erlegt. Die ItkdienreHriktionen, ~Ia!i>en\er. 
hartungen, die Rationalisicrung der Repres_ 
sion durch den Staatssi(hcrhcitsrat und die 
EinlJeliehung der Unternehmer durch dic Ge­
meinsamen Leitung,zentren Uoint ~1anJgc_ 
ment Cc:ntres) sind alle Teil dieser Reprenion. 
Unsere Verantwortung als COSATU wie als 
Teil der demokratischen Bewegung besteht 
darin. die Organi5ation Juf aUen Ebenen tU 

~t"rken und in sich geschlossene, zusammen· 

hängende politis..:he Strategien zu entwickeln, 
um dieser Entwicklungzu begegnen. 
FRAGE: Jetzt, da die COSATU die Freiheits· 
charta angcnommen hat, wic will der Verband 
I'orgehen, um die darin enthaltenen Ziel\"or' 
stellungen zu erreichen? 
J . NAI DOO: Wir haben Kampagnen zu diesen 
FordCTungen entwickelt. Die Forderungen 
nach einem ~I;ndestlohn und nach dem ReCht 
auf Unterbringung der Familie in der Nähe des 
Arbeitsplatzes, wic sie sich im Kampf der ~U~I 
(ßergarbeitergewerksehaft; d. Red.) gegen das 
Wohnheims}'slem niederschla~n, sind Teile 
dit"Ser Kampagne. Die Forderung nacb ein~r 
-IO·Stunden·Woche und einem Arbeitslosen· 
geld, das den Lebensunterhalt sicherstellt, sind 
direkt mit den Chana·Fordentngen ndch 
"Wohnung, Sicherheit und Wohlstand" ver­
bunden. 
W'r haben auch Organisationsarbeit geleistct 
flir das Recht auf Schulcn:iehung und Berufs­
ausbildung, die unSere Möglichkdten als ~len' 
Khe .. entwickeln statt uns zu Lohnskla"cn zu 
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I~"l<,'m"""h ",,' (OSI"TU·'lil~t,,·J~rn ~'jl<n di,!, 
m"'d",,~ <in<, (;""",~"·hJf,,.,k,,\ ,,',," m rOll 11".,~,·,h 

machen. Das Hrleiht der Charta-Forderung 
Na~hdruck, daß "die Turen zu l:Iildung und 
Kultur geöffnet werdensollen". 
Diese Kampagne haben wir durch die Einheit5' 
frOlll .mdem mit anderen Bcreich ~nvcrknul'ft 
und un~ dem Ruf angeschlossen: "Eine Pefion 

eine Stimmc in cinem einheithchen Süd· 
afrika."' 
FRAGt:: Worin besteht Ihrer Ansicht nach die 
größte Herausforderung rur die COSATU ,m 
Jahr 1985? 
J. NA IDOO: Darin, aUe Arbeiter unter dem 
Ranner der COSATU zU organisieren, eine 
nationale Gew~rkschaft der Arbeil$loscn auf­
zubauen. die ""'mpagne fiireinen ~ljndeSllohn 
lu "erstärken und ein zusammenhitngendes 
nationales Bilduttgsprogramm w formulieren, 
das 'On den Arbeitcrn kontrolliert wird und 
ihren 8ediirfnis.le entspricht. ( ... ) 

(QueUc: New Nation, JOhanneshurg, 
3.12.1987) 



hohe Todesrate in den südafrikanischcn 
Bergwerken auch mit der Tiefe der 
Minen und mit dem vergleichsweise nied­
rigen Mechanisierungsgrad dort unten 
begründete, "weil wir ausreichend billige 
Arbeitskräfte haben", wie er sagte. "Da­
durch, daß in anderen Ländern mehr 
Maschinen eingesetzt werden, kommen 
natürlich - wenn etwas passiert - dort 
auch nicht so viele Menschen ;n den 
Minen um wie bei uns in Slidafrika." 

Menschenverachtender kann man sich 
wohl kaum äußern. Cy ril Ramaphosa, 
dem ich davon en:ihlte, wunderte dies in 
keiner Weise. "Als 1983", erzählte er, 
"in einer Kohlengrube in Nord-Natal 
durch eine Gasexplosion 68 Kumpel um­
kamen, wurden die Besitzer wegen Ver­
letzung des Minen- und Arbeitsgesetzes 
zu 400 Rand Strafe verurteilt. Also ist 
unser Leben nicht einmal 6 Rand wert. 
Da kann man sich doch mehr Tote als 
Maschinen leisten. 
Und die Lebenden werden behandelt wie 

ein Stück Vieh. 99% der schwarzen Kum­
pel sind in den sog. Hostels, den Männer­
Wohnheimen, einquartiert, davon nur 
10% in den neuen, die wegen ihres zwei­
felsohne verbesserten Standards immer 
vorgezeigt werden. Aber neun von zdm 
Wanderarbeitern hausen eben nach wie 
vor in Lagern mit Räumen rur 20-30 
Leute, bewacht von Sicherheits kräften 
der r.linen, mit Kontrollen Olm Eingang. 
Weder in den Sälen noeh am Tor dürfen 
Besucher empfangen werden. 
Im Durchschnitt werden 4.000-5.000 
Männer in ein Lager gesteckt. Aber es 
gibt auch Zwei oder drei Camps, in denen 
9_000 Menschen eingesperrt sind_ Wenn 
man so dicht aufeinander hockt, keinen 
Quadratmeter 'private Luft' hat, da ent­
steht Aggressivität. Es kommt zu Streit 

und Gewalt. Viele versuchen, ihre Situa­
tion mit Alkohol zu neutrd!isieren. 
Und unter Tage sind wir die Kulis, müs­
Sen die Drecksarbeit machen, den Fels 
brechen, werden an die gefährlichsten 
Stellen geschickt. Die Weißen haben 
meistens die qualifizierteren Jobs oder 
machen die nachgeordneten Arbeiten. 
Daran wird sich auch durch die Ab· 
schaffung der 'job reservation'-Bestim­
mungen, die ohne Frage erfreulich sind, 
vorläufig nichts ändern. Nicht nur wegen 
der Zeit, die noch vergehen wird, bis 
auch afrikanische Bergleute eine ent­
sprechende Ausbildung absolviert ha­
ben, sondern vor allem wegen der Hinter­
türchen, die der Gesetzgeber den Unter­
nehmen offen ließ." 
Denn festgelegt wurde, daß bei einer 
Qualifizierung auch Sicherheitsem'ägun. 
gen, Sprachkenntnisse, die Staatsbürger­
schaft und einige andere Kriterien zu 
berüCksichtigen sind, was den Sprecher 
der NUr.I, Marcel Golding, dazu veran­
laßte, zu erklären, die Sicherheitsklausel 
sei ein "Persilschein". Damit könnten 
beispielsweise die Grubenbesitzer jeden, 
der einer Gewerkschaft angehört, zum 
SicherheitSrisiko erklären. Außerdem 
werden dadurch all jene ausgegrenzt, 
welche in den vier Bantustans an­
geheuert werden, die Pretoria zu Aus­
land erklärt hat. 
Und noch etwas macht die neue Rege­
lung annehmbar für die Bergbau-Chefs, 
meinte Cyril Ramaphosa. Bis jetzt hat· 
ten die Weißen in bestimmten Arbc:its­
bereichen eine MonopolsteIlung. Durch 
die jeuigen Festlegungen können auch 
sie besser an die Leine gelegt werden. 
Wenn's ums Geld geht, sind den Kon­
zemherren erfahrungsgemäß viele Mittel 
recht. 
"Das müssen wir immer im Hinterkopf 
haben. Besonders, wenn wir an die kom· 
menden Auseinandersetzungen denken. 
Zwar hat die Arbeiterklasse im vergan­
genen AuguSl ihre gewachsene Bewußt­
hc:it in nie dagewesenem Umfang unter 
Beweis gestellt. Und dies hat der gesam­
ten Gewerkschaftsbewegung einen unge­
heuren Auftrieb gegeben. Aber wir hat­
ten auch den Uberraschungseffekt auf 
unserer Seite, der unsere Gegner teuer 
(siehe Neue Zürcher Zeitung; K.R.) zu 
stehen gekommen ist. Und jetzt sind die 
Bergarbeiter in eine Avantgarde-Position 
gerückt, die uns auch die gesammelte 
Gegenwehr einbringen wird. Deshalb 
müssen wir unsere Durchhaltekraft und 
Geschlossenheit weiter stärken." 
Schließlich ist die NUM ja unter dem 
Dach der COSATU vereint mit anderen 
Gewerkschaften, die auch noch einiges 
an solidarischer Kraft in die Waagschale 
zu werfen haben, eiß Potential,das 1987 
noch nicht allzu sehr zum Tragen karns, 
aber vielleicht ein Schlüssel sein könnte 
zu neuen Erfolgen. 

Anmerkungen: 
I) Neue Zürcher Zeitung, Zürich, 29.I~O.ll. 

1987 
2) VgL \'Jorl< In Progn:~$, hsg. vom Southem 

African Research Service, JOhannesburg, 
Nr. 49,S. ~6 

~) Frank furter Rundschau, ~.9.1987 
4) Vgl. NUM·New5, official Ne,.,slelter ofthe 

National Union of Mineworkers, August 
1987 

5) Work In Progress,Nr. 49,S. ~6 
6) VgL Ne,., Nation, J ohannesbu rg, 3.·9.9. 
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JuUa Kühnert 

Inkatha und andere 
Die Bedeutung der MarioneHenpolitik für Pretoria 
Die Homelands (Heimatländer) oder 
BantustanS dienen der Minderheitsregie. 
rung in Pretoria in mannigfacher Weise. 
Ihren ursprünglichen Zweck, die Beseiti· 
gung aller Afrikaner aus den 87% des 
Landes, die als weißes Gebiet verstanden 
werden, k,mnten sie nicht erfüllen. Indu· 
strie und Dienstleistungsgewerbe sowie 
die Farmen konnten nicht auf die afrika· 
nischen Arbeitskräfte verzichten und 
werden es auch in Zukunft nicht kön· 
nen. Aber jene Teile der afrikanischen 
Bevölkerung, die nicht als Arbeitskräfte 
gebraucht werden, können in diese mar· 
ginalisierten Gebiete abgedrängt werden. 
Arbeitskräfte aus den Homelands gelten 
als "Fremde" im weißen Südafrika. Die 
Kosten für afrikanische Arbeitskräfte 
werden mit Hilfe der Homelands niedrig 
gehalten. 
Diese wirtschaft lichen Aspekte sind das 
Herzs tück der Homelandpolitik. Doch 
gibt es noch zahlreiche weiten: Gründe 
fUf die südafrikanische Regierung, die 
Idee der Hom elands hochzuhalten. 

:\Ienschen afrikanischer Abstammung 
werden in d iese Homelands gezwungen, 
Hunderttausende wurden gegen ihren er· 
klär ten Willen dorthin zwangsweise um· 
gesiedelt. Damit wird die afrikanische 
Bevölkerungsgruppe nach sog. Stam· 
meszugehörigkeiten getrennt, sollen alte 
Grenzen künstlich erhalten werden. 
Hier allerdings ging das Apartheidkon. 
zept nicht auf. Die Realität aller Afrika· 
ner, die in erster Linie durch rassistische 
Unterdriickung bestimmt ist, hat einen 
nationalen Widerstand gegen die Apart· 
heid entstehen lassen, dessen Wirken 

Inkathas Angriffe 
auf Aktivisten des Widerstands 

liegen darin begriindet, daß 
sie die Provinz Natal als 

ihr "Revier" beanspruchen 

durch die Homelandpolitik zwar er· 
schwert, aber nicht verhindert werden 
kann. Erste Ansätze dieser nationalen 
Einigung über alte, noch Ende des 
19. jahrhunderlS bestehende Grenzen 
hinweg zeigten sich schon vor jetzt mehr 
als 75 j ahren mit der Griindung des 
Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC). 

Als gewichtiger politischer Vorteil er· 
wies sich für das Minderheitsregime die 
Schaffung der Homeland-Regierung mit 
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ihren Apparaten. Letztendl ich vollkom­
men abhängig von Pretoria, haben sie 
sich als in der Regel brauchbare Instru· 
mente rur Südafrikas Poli tik erwiesen. So 
ist heute di e politische Gesttzgebung 
und vielfach auch die Repression in den 
Homelands noch schärfer als in den wei­
ßen Gebieten. Südafrikanische Gesetze, 
etwa zum Arbeitsrecht, die nichtras· 
sisc he Gewerkschaften wlassen, gelten 
in zahlreichen Homelands nicht. Dies 
trifft insbesondere frjr die in die angeb. 
liehe Unabhängigkeit entlasstnen sog. 
Nationalstaaten zu: Transkei, Bophu. 
talSwana, Ciskei und Venda. 
Die Homeland·Regierungen sind nur all· 
zu bereit, das schmutzige Geschäft für 
die südafrikanische Regitrung zu über­
nehmen. Und diese badet in Unschuld. 
Zu diesem Zweck haben sich die Home­
land-Chefs und Administr.ltionen Ge· 
setZ!.'; und Sicherheitsorgant geschafftn. 
Sog. Massenbewegungen, .deren 1\lit­
gliedschaft für viele Dinge wie einen Ar­
beitsplatz, Ausbildungs. und Schulplätze 
usw. Voraussetzung ist, sollen clit Bevöl­
kerung kontrollierbar machen und 
gleichzeitig die Homeland·Chefs als 
führer legitimieren. Hierzu gehört auch 
Inkalha. 

Reicht dies alles nicht aus, so hat fast 

jeder Homeland·Chef eine eigene 
Schlägertruppe, die seine Anspriicht mit 
Gewalt durchsetzt. Dabd lohnt es sieh, 
zur Homeland·Elite zu gehören. Pretoria 
läßt sich diese Puffer einiges kosten und 
finanziert gut honorierte Minister und 
Häuptlingsposten. 
"Die Ndebele waren eher glücklich, ' Ieer' 
au sgegangen zu sein. Weil es kein 'Home­
land' frjr sie gab, konnten sie 50 auch 
nich t einfach aus Südafrika abgeschoben 
werden. Doch eine Gruppe ehrgeiziger 
Ndebele.Häuptlinge wollte nicht länger 
zusehen, wie ihre Kollegen in den eta· 
blierten 'Homelands' mit Minister· und 
Präsidententitdn, entsprechenden Ge­
hähern, Dienstvillen und Autos ausge­
stattet wurden. So sprachen sie 'in eige. 
ner Sache' in Pretoria vor. ,,1 

Kein Wunder also, daß in der Bevölke­
rung Südafrikas, insbesondere unter den 
betroffenen Afrikanern, das Homeland· 
Konzept abgelehnt wird und die Führer 
mit wachsendem Widerstand konfron· 
tiert werden. Die Mehrheit in Südafrika 
hat kein Interesse an ei ner Teilu ng des 
Landes, sondern fordert immer lauter 
ein einheitliches Südafrika ohne Apart· 
heid. 
Diese Tatsachen sollten auch hiesigen 
Politikern bekannt sein. Dennoch ließ es 



sich der bayerische Mi nisterpräsident 
Franz-j osef Strauß nicht nehmen, dem 
Chef Bophutatswanas, Lucas Mangope, 
einen Besuch abzustatten_ Nicht einmal 
die dadurch erreichte fakt ische Anerken· 
nung der sog. Unabhängigkeit des Home­
lands und seiner Regierung reich ten ihm 
aus. Er forderte ausdrücklich die völker­
rechtl iche Anerkennung ßophutats­
wanas. 2 

Besuche dieser Art erleichtern es der Re­
gierung Botha, die Homeland- Führer als 
Ver treter der afrikanischen Bevöl kerung 
im Ausland zu verkaufen, sie als Alter­
native zu den weltweit bekannten und 
von der Bevölkerungsmehrheit aner­
kannten Führern des Widerstandes anzu· 
bieten. Strahlenster Stern am Satelliten· 
himmel ist der auch in der BR D hofierte 
Chef KwaZulus, Mangasutho Gatsha 
Buthelezi. Er hat es bestens verstanden, 
sich als gemäßigten, an einer "friedlichen 
Lösung" interessierten schwarzen FUh­
rer zu verkaufen. 
Seine 1975 gegrtindete Organisation 
Inkatha wird als größte politische Orga­
nisation der Schwarzen mit nun mehr als 
1,5 Mio Mitgliedern in der südafri kani­
sehen und internationalen Presse ge­
feiert. Doch was ist 1nkatha wirklich? 
Bereits während des "Aufstandes von 
Soweto" im j uni 1976 trat Buthelezi als 
Verbündeter der Sicherhei tsorgane ge­
gen die demonstrierenden Schüler auf 
den Plan. Inkatha-Anhänger wurden ak­
tiv in den Townships (Vorstädten) und 
gingen gewal ttätig gegen die Sc hüler vor. 
Als Gegenpan zu den Organisationen des 
Schwarzen Selbstbewußtseins (Black 
Conseiousness) wurde 1976 von Buthe­
lezi die Sc hwarze Einheitsfront als Koor­
dinatioruorgan der Homeland-Führer ge· 
gTÜndet. 1978 ging aus diesen Anfä ngen 
die Südafrikanische Schwarze AJlianz 
helVor, in der neben Inkathadie Indisc he 
Reformpartei und die Farbige Arbeiter­
partei vertreten sind. Beide Parteien be· 
teiligten sich an den Wahlen zu dem Drei· 
Kammern-Parlament im Sommer 1984. 
Bereits 1980 rief Buthelezi zur Grün­
dung schwarzer "Vigilanten"-Gruppen 
auf, d ie jene bekämpfen sollten, d ie be­
reit waren, "Eigentum zu zerstören". 
Das war Buthelez is Reaktion auf die er­
folgreichen Anschläge des Umkho nlO we 
Sizwe, des bewaffneten Flügels des ANC, 
auf die Kohleverflüssigungsanlage 
SASOL,3 

Heute liest sich das so: "Aber anderer­
seits geht die Gewalt von Schwarzen ge· 

Inkalha.Schll,ennopl'" und .ihre I'ötdeur .• Ddafrihni· 
><~~ Potllls .. n. 1><, ein~, Aluon In [)urban. 

gen Schwarze, die Gewalt zwischen 
schwarzen Organisationen, die vom ANC 
und der UD F (Vereinigte Demokratische 
Front) inspiriene Gewalt, in groBem 
Umfang weiter. Ich glaube, es wird oft 
vergessen, vor al lem in Europa, daß die­
jenigen, die mit der Gewalt begonnen 
haben und weiterhin Gewalt anwenden, 
dem ANC zuzurechnen sind und von sei· 
ner hiesigen Frontorganisalion, der 
UDF, unterstützt werden.,,4 

Diesen "Gegenangriffen" Inkathas fielen 
in den letzten j ahren zahlreiche Aktivi· 
stendes Widerstandes wm Opfer. 
In den letzten Monaten spitzten sich die 
Auseinandersetzungen zwischen den 
Widerstandskräften und Inkatha in der 
Provinz Natal derart zu, daß u.a. Erz­
bischof Desmond Tutu und weitere Kir­
chenfUhrer die Parteien aufforderten, 
sich an den Verhandlungstiseh zu setzen. 
Von An fang 1987 bis j anuar d.] . sind 
fast 300 Menschen dem Konflikt wm 
Opfer gefallen. Ausgelöst wurde die Zu­
spitzung durch eine In katha.Kampagne 
im letzten j ahr, mit mehr oder weniger 
Zwang neue Mitglieder für Inkatha zu 
rekrutieren. So sollte eine angebliche 
Massenzustimmung zu den Verfassungs. 
projekten Inkathas und Buthelezis 
demonstriert werden. 
Aktivitäten der UDF in dieser Provinz 
sollten außerdem unterbunden werden, 
da Buthelezi und seine Anhänger die Re­
gion als ihr Revier betrachteten. 
Ende 1987 trafen sich Führer heider Or­
ganisationen zu Verhandlungen über ei­
ne Beilegung des Konfli kts. Dennoch gab 
es auch in de n ersten Wochen des neuen 
j ahres weitere Auseinandersetzungen 
und Opfer. Vertreter von Kirchen und 
M ensc henrec htsorganisa tionen berich­
te ten zudem, daß Inkatha von der Polizei 
ungestört und zum Teil sogar unterstützt 
wirken könnte. 5 

Doch Buthelezi und seine Organisation 
werden in u nserer Öffentlichkeit noch 
im mer als Vertreter der Gewaltlosigkeit, 
des friedlichen übergangs usw. vorge­
stel lt. Gleichzei tig werden die Ausein­
andersetzungen unter Schwarzen als Be­
weis flir die Regierungsunfahigkeit der 
Schwarzen genannt. Ein Blutbad sei zu 
erwarten, wenn die weiße Minderheits­
regierung ihre Herrschaft an d ie Mehr· 
heit des .Volkes nach dem Prinzip "Eine 
Person - eine Stimme" (one person -
one vote) abgebe. 
Buthelezi ist sich einig mit seinen Freun­
den im Westen: Eine radikale Verände­
rung muß in Südafrika verhindert wer· 
den. Sie wissen aber auch, daß Verände­
rungen notwendig sind und hoffen, so 
eine weitere Zuspitzung der Auseinan­
dersetzungen in Südafrika verhindern zu 
können. Ihre Suche gilt "friedlichen 
Lösungen un terhalb von 'one man - one 
vote' " 6 , da nur so die von allen ernsthaf-

ten ßeobachtern der Situation in Süd­
afrika erwartete i\ lehrheit rur den ANC 
ausgeschlo$Sen werden kann. 

Eigens um hier ein Modell zu entwickeln, 
wurde fUr die Provinz Natal und das 
Homeland KwaZulu ein Verfassungsent­
wurf erarbeitet. Er sieht ein Zwei-Kam· 
mern-Parlament vor. Die Abgeordneten 
der I. Kammer werden durch Verhält­
niswahl ermittelt. Die 2. Kammerstellen 
je 10 Verteter der einzelnen Bevölke­
rungsgruppe und eine 4. Gruppe 'Ion 10 
Abgeordneten, die nicht an eine be­
stimmte Gruppe gebunden ist. Dieses 
Modell, das zunächst auf regionaler 
Ebene gelten sollte, wurde jedoch von 
der südafrikanischen Regierung und der 
herrschenden Nationalen Partei abge· 
lehnt. 
Entscheidend an diesem Vorschlag ist 
die 2. Kammer, deren Abgeordneten· 
gruppen mit weitgehenden Vetorechten 
ausgestatte t werden. Diese Kammer, das 
ist angesichts des Zahlenverhältnisses der 

f· 

einzelnen Bevölkerungsgruppen zuein­
ander gar nicht zu übersehen, garantiert 
einen erheblichen Minderheitensch utz. 
Dieser wird von kompromißberciten 
liberalen und konselVativen Kräften 
immer wieder als Voraussetzung fü r ihre 
Beteiligung an einem Wandel in Süd· 
afrika gefordert. 
Der vorgelegte Entwurf streb t ein 
"marktwirtschaftlieh ausgerich te tes" 
Gesellsehaftssystem an und 50][ "allen 
~-1eruchen Chancengleichheit zu­
sichern".1 Die Erarbeimng des Modells 
wurde tat· und finanzkräftig von der 
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Konrad- Adena uer·S tiftung gefördert. 
Dieser Weg des fried lichen Wandels. der 
Entwicklung von Altermltivvorschlägen 
ist ftir Buthelezi der einzig gangbare. Je­
doch versäumt er es in seinen Schriften 
aufzuzeigen, wie denn nun von der Re­
gierung unter Staatspräsident Pieter W. 
Botha Zugeständnisse erkämpft werden 
sollen. Auch sind seine Äußerungen zur 
Zukunft des Landes ausgesprochen 
dünn. 
Die Forderung nach Chancengleichheit 
für alle etwa kann angesichts der jahr­
hundertelangen Unterdrückung der gro­
ßen Mehrheit des Landes nur umgesetz t 
werden, wenn bestehende Verhältnisse 
gewandelt werden. Dies betrifft z.B. die 
Eigentumsfrage, das allerdings laut Inka-

Inkathas Angriffe 
auf Aktivisten des Widerstands 
liegen d ari n begrundet, daß sie 

die Provinz Natal als ihr 
" Revier" beanspruchen 

tha ausdrücklich geschützt und erhalten 
werden soll. 
Auch zu anderen Formen des Widerstan­
des, die heute in Südafrika angewandt 
werden, hat ßuthelezi keine posith'e Hal­
tung. Miet- und Schulstreiks, Konsumen­
tenboykott usw. lehnt er rurdie Gegen· 
wart ab. Die Zeit rur diese Aktionsfor­
men sei noch niCht reif. 8 

Besonderer Zustimmung im Westen 
kann sich Buthelezi sicher sein aufgrund 
seiner Ablehnung von Sanktionen und 
seiner Aufforderung zum "konstruk­
tiven Engagement". 
"Schwarze in diesem Land wissen, daß 
jene, die das Land mit Gewalt lahmlegen 
wollen, am lautesten nach Sanktionen 
und Disinve~ tment rufen.jene. die einen 
Bürgerkrieg Schwarze gegen Schwarze 
sc haffen wollen, si nd jene, die nach 
Sanktionen und Disinvestment rufen. 
J ene, die unser Land durch Gewalt un­
regierbar machen wollen, rufen nach 
Sanktionen und Disinvestment."g 

Diese wütenden Angriffe richten sich ge­
gen ANC und UD F. Doch auch But helezi 
und Inkatha können nich t an der Popula­
rität des ANC vorbei. 
Bereits Ende der 70er Jahre versuchte 
Buthclezi, Inkatha als NaChfolgeorgani­
sation der Ideale des alten ANC - also 
vor der Aufnahme des bewaffneten 
Kampfes - im Bewußtsein der Schwar­
zen zu verankern. Deutlicher Ausdn,lck 
sind die Farben seiner Organisation, die 
diese vom ANC übernahm. Auch fordert 
ßuthelezi die Freilassung Nelson Man­
ddas als Voraussetzung rur Verhand­
lungen. 
Buthelezi hat es während der 70er j ahre 
verstanden, sich einen Zipfel an Glaub­
würdigkeit unter größeren Teilen der 

südafrikanischen Bevölkerung aufgrund 
solcher Forderungen und der immer wie­
der vorgebrachten Ablehnung der Apart­
heid zu erhalten. Auch seine beharrliche 
Weigerung, KwaZulu in die sog. Unab­
hängigkeit zu ruhren, hat hierzu beigetra­
gen. Doch ist Roger Southall zuzustim­
men, der bereits 198 1 schrieb: " ... Buthe­
lezi hat sich jetzt so weit nach rechu im 
politischen schwarzen Spektrum be­
wegt, daß er sich jede Möglichkei t selbst 
untergraben pat, die er vielleicht vorher 
besessen hat, um wirklich eine Vermitt­
lelTolle einnehmen zu können. "10 

Im Zuge der zugespitzten Auseinander­
setzungen in Südafrika seit Anfang der 
80er jahre und der sich ausbreitenden 
Widerstandsaktivitäten aber stößt 
Buthcl ezi unter den Schwarzen auf weit­
gehende Ablehnung. Das. Motto des 
Widerstandes, Apartheid ist nicht refor­
mierbar, sie muß abgeschafft werden, ist 
mit seinen PolitikvoTSleUungen nicht zu 
vereinbaren. 
Doch noch immer hat Buthdezi unter 
den Führern der Homelands eine Sonder­
stellung inne. Dies ist nicht zuletzt dar­
auf zurückzuruhren, daß er von Anfang 
an Ansprüche auf eine nationale Füh­
rungsposition unter den Schwarzen er­
hoben hat. Andere Homeland-Führer ha­
ben sich mit ihren "zugewiesenen" Ge­
bieten zufriedengegeben. 
International wird Buthele-zi solange als 
Hoffnungsträger für eine sog. friedliche 
Lösung gefeiert werden, wie: er noch 
nicht hoffnungslos als Kollaborateur der 
Apartheid von der internationalen öf­
fentlichkeit gesehen wird. 

Anmerkungen: 
I) ,,!iomcland"·Zeitung, hrsg. vom Evange· 

lischen Missionswcrk (EMW), Hamburg 
1987. Die Zeilung kann kostenlos bezo­
gen werden bei: EMW, Mittelweg 143, 
2000 Hamburg 13 

2) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
29.1.1988 

3) Rand Daily Mai!, JohalUlesburg, 
14.4.1980 

4) Interview mit Häuptling Buthclczi, Präsi· 
dent der Inkatha-Bewcgung, Olm 
19.2.1987 in Ulundi, in: Eichholzbrief, 
Konniktherd Südafrika, hrsg. von G. 
Riither u.a. im Auftrag der Konrad· 
Adenauer-Stiftung, 2/8 7, Wesseling 1987 

5) Newsweek, New York, 11.1.1988. Siehe 
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6) Gustav Sonnenhol, in: Bayerische Lan. 
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8) Thomas Kruehem, Opposition in Süd· 
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Simbabwe 

Joachim Beeke, 

Die Vereinigung von ZAND und ZAPD 
Am 22. Dezember 1987 unterzeichneten 
Robert Mugabc:, Präsident der rc:gien:n­
den Afrikanischen Nationalunion Sim­
babwes/Patriotische Front (ZANU/PF), 
und Joshua Nkomo, Präsident der 
Afrikanischen Volksunion Simbabwes 
(ZAPU). ein vierseitiges Abkommen, das 
nach einer 24jährigen Geschichte der 
Kooperation und Konfrontation die 
Vereinigung der heiden nationalistischen 
Parteien besiegelt. 
Das Abkommen trägt eindeutig die 
Handschrift der ZANU/PF. die ver­
einigte Partei wird den Namen ZANU/ 
PF tragen und Rober! Mugabe zum Präsi­
denten haben. De tails über die Position 
der bisherigen ZAPU.Mitglieder in der 
"eucn ZANUtpF-Führung enthält das 
Vereinigungsdokument nicht. Kongreuc 
der beiden Parteien müssen dem Abkom­
men noch zustimmen. 1 

ZANU/PF und ZAPU beseitigten mit ih­
rer Vereinigung die wichtigste Hürde auf 
dem Weg zum angestrebten Einparteien­
staat. Nach dem Wegfall einiger Be­
schränkungen der Unabhängigkeitsver­
fassung im April 1987 waren bereits das 
Amt eineJ exekutiven Staatspräsidenten 
geschaffen und die parlamentarische 
Sonderpräsenz der Weißen, die selbst die 
konservative, der Geschäflswelt nahe­
stehende "Financial Gazeue" 
(28.8.1987) als "Anachronismus" be­
zeichnete, beendet worden. Die Abge­
ordneten, welche auf Vorschlag der 
ZANU/PF als Ersatz für die entfallenen 
weißen Sondersitze gewählt wurden, 
waren zur Hälfte Weiße, darunter meh-

rere sehr prominente Kapital"ertreter. 
Einen wichtigen Hinwds auf die Ziel­
setzung der Verdnigung der bdden Par­
tden liefert die im Vereinigungsdoku­
ment ausdrücklich eingegangene Ver­
pflichtung, "energische Schritte zu un­
ternehmen, um die im Matabc:leland ver­
breitete Unsicherheit und Gewalt zu be· 
seitigen".2 Die gespannte Situation im 
Matabeleland, der Hochburg der ZAPU 
aus der Zeit des Befrdungskrieges, hängt 
eng mit dem Konnikt zwischen den bei­
den nationalistischen Parteien zusam­
men, die sich in ihren politischen Grund­
positionen nicht unterscheiden, sozial 
ähnlich zusammengesetzt sind und 
während des Befrdungskampfes zeit­
weise verbunden waren. 
Zwar gingen ZANUjPF und ZAPU nach 
der Unabhängigkeit eine Koalition ein 
und fanden Ende 1980/Anfang 1981 
erste inoffizielle Vereinigungsgespräche 
stall. Aber das Verhältnis der bdden Par· 
teien, ohnehin schon durch alte persön­
liche Animositäten und die Schwierig­
keiten der ZAPU, sich in ihre Minder­
heiuposition zu finden, belastet, ver­
schlechterte sich dramatisch, als Sicher­
heiukräfte Anfang 1982 Waffenlager auf 
ZAPU-farmen entdeckten. 
Daraufhin entließ Premierminister 
Mugabe Nkomo und einige andere, aber 
nicht alle ZAPU-Minister. Ehemals 
führende Kader der ZIPRA, der Armee 
der ZAI'U im Befreiungskampf, wurden 
wie andere prominente ZAPU-Mitglieder 
festgenommen, angeklagt und nach ih· 
rem Freispruch weiter in Haft gehalten. 

Nach diesen Regierungsmaßnahmen 
nahmen die Aktivitäten bewaffneter 
Banden, "Dissidenten" genannt, im 
Matabeleland dramatische Ausmaße an. 
Bei den "Dissidenten" sind drei ~ate­

gorien zu unterscheiden: Ex-ZIPRA­
Kader, die in Opposition zur Regierung 
in den Busch zurückkehrten, wirkliche 
Banditen ohne politische Motivation, die 
unter dem Deckmantel der "Dissiden­
ten" operieren, und von Südafrika infil· 
trierte Gruppen, darunter auch Ex­
ZIPRA-Kader. 3 
Die ZANUtpF beschuldigte die ZAPU 
wiederhol! der Komplizenschaft mit den 
"Dissidenten". Als Partei hatte die 
ZAPU mit den "Dissidenten" jedoch 
nichts zu tun. Die Regien.lllg setzte, 
durch das Beispiel des benachbarten 
Mosambik gewarnt, sofort Militär ein. 
Dieses ging zunächst mit zu großer Härte 
vor und entfremdete die B~ölkerung im 
Matabeleland durch sein Vorgehen zu· 
sätzlich von der ZANU/PF-Regierung. 
Beobachtern drängte sich der Eindruck 
auf, die ZANU/PF.Regierung wolle im 
Windschatten der "Dissidenten"be­
kämpfung auch gleich die ZAPU-Hoch­
burg Matabeleland schleifen. Auch in an­
deren Teilen Simbabwes griff sie zu 
Repressalien gegen die ZAPU. 

ratsächlich konnte sie bei den Wahlen 
von 1985 die ZAPU auf deren Hochburg, 
das von Dürre und Wirtschaftskrise am 
schwersten betroffene Matabeleland, zu· 
rückdrängen. Dort gewann die ZAPU je· 
doch aUe Sitze (vgl. AlB 8·9/1985, S. 
15f.). Nach den Wahlen von 1985 ver· 
stärk te die Regierung den Druck auf den 
ZANU/PF.Rivalen ZAPU noch. Zeit· 
weise war gut ein Drittel der Parlaments­
fraktion der ZAPU in Haft. 
Im Oktober 1985 begann dann eine neue 
Runde der Vereinigungsgespräche. Die 
simbabwische Regierung hatte sich 3 
Monate zuvor verstärkt militärisch bei 
der Stabilisierung Mosambiks engagiert, 
muSte also an einer Beruhigung im Mata­
beleland sehr interessiert sein. Teile der 
ZANU/P F -Führung sahen das harte Vor­
gehen gegen die ZAPU als kontraprodu k· 
tiv an, Sicherheiuverantwortliche setz· 
ten sich flir die Vereinigung ein. "Die 
Dissidenten operieren im Namen der 
ZAPU und sagen, daß sie Nkomo und 
seine Partei unterstützen, so daß sie Hilfe 
von einigen Leuten bekommen, vor al­
lem in den ländlichen Gebieten (Mata­
belelands). Wenn die Einheitsgespräche 
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den Erfolg haben, die beiden Parteien 
zusammenzubringen, sollte das die Uno 
terstützung für die Dissidenten aus· 
trocknen. Dann könnten unsere Trup. 
pen die von Südafrika un terstÜUten Dis· 
sidenten besser bekämpfen", gab Sicher· 
heitsminister Emmerson Munangagwa 
seinen Hoffnungen 1985 Ausdruck. 4 

Die ZAPU hatte, durch die Repressions. 
maßnahmen und übertritte zur Regie. 
rungspartei arg geschwächt, ebenfalls ein 
Interesse am Erfolg der Gespräche. Die 
Regierung ent ließ schrittweise die 
ZAPU· Prominenz aus der Haft, darunter 
auch den früheren ZIPRA·Komman· 
deur, Lookout Masuku, und den frühe· 
ren ZIPRA·Geheimdienstchef, Dumiso 
Dabengwa. Anfang 1986 unternahmen 
Nkomo und der damalige Innen minister 
Enos Nkala, der für seine feindselige Hal· 
tung gegenüber der ZAPU bekannt ist, 
eine gemeinsame Tour durch das Mata· 
belcland, auf der sie ein Ende der "Dis· 
sidenten"aktivi täten forderten. Die 
ZA PU bereitete die Basis auf die Vereini· 
gung vor. 

überraschend gab Mugabe in seiner An· 
sprache zum 7. Jahrestag der Unabhän· 
gigkeit am 18. April 1987 den Abbruch 
der Gespräche bekannt: "In Bezug auf 
d ie Frage Bezichung ZANU·ZAPU tut es 
mir leid zu sagen, daß wir in der Frage 
der Einheit zu lange in der Sackgasse 
gewesen sind und das Zentralkomitee 
meiner Partei jüngst entschieden hat. daß 

'die Gespräche nicht fortgesetzt werden 
sollen, da sie keinem sinnvollen Zweck 
dienen.'·s Als Begründung für das Schei· 
lern der Gespräche gab Mugabe später in 
einem Interview mit dem " I-Ierald" an, 
die ZAPU habe ein inakzeptables 
SYlnbol für die vereinigte Partei vorge· 
schlagen, in dem Nkomo, dessen Name 
Bulle bedeutet, in Form eines Bullen 
habe verewigt werden sollen, und zuletzt 
wieder die Vereinigung in Form einer 
Front vorgeschlagen. 6 
Anscheinend gab es im Zentralkomitee 
der ZANU/I't- eine starke Opposition 
gegen die Vereinigung, gerade auch von 
bestimmten regionalen Cliquen der Par­
tei, die in den letzten Jahren beim 
Kampf kleinbürgerlicher Führungskräfte 
um den Platz an der Sonne eine zuneh­
mend wichtige Rolle bei innerpartei­
lichen Konnikten spielen. Schon 1984 
brachte Willie Musarurwa, früherer Chef­
redakteur der "Sunday MaiI ", die Wider­
stände gegen die Vereinigung auf diesen 
Nenner: "Nun, wir haben in.der ZAPU 
einige Leute. die keine Einheit wollen, 
weil sie fürchten, ihre gute Position zu 
verlieren. In der ZANU gibt es dieselbe 
Art von Leuten, hier ist die Angst vor der 
Einheit sogar stärker." 1 
Nach dem Gesprächsabbruch nahmen 
die "Dissidenten"aktivitäten im Mata. 
beleland und auch in der Midlands-Pro-
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vinz wieder merklich zu. Südafrika, das 
Simbabwes Armee nun durch übergriffe 
des Mosambikanisehen Nationalen 
Widerstandes (RNM ) und durch ein noch 
unbedeutendes, mit dem RNM liierte 
simbabwische Contra-Grüppchen auch 
im Osten des Landes fes tzunageln sucht 
(vgl. AlB 10/1987. S. 18), griff 1987 den 
"Dissidenten" im Matabele1and erneut 
unter die Arme. 8 Die Apartheidstrate­
gen wollen das starke militärische Enga· 
gement Simbabwes auf seiten der 
mosambikanisehen Regierung eindäm· 
men, da dies ihre regionalen Hegemonie­
best rebu ngen empfindlich stört. 

Die Repression gegen 
die ZAPU führte in ihrer 
Hochburg Matabeleland 

zum Entstehen 
bewaffn eter Banden 

Die "Dissidenten" finden jedoch auch 
bei der Bevölkerung im Matabeleland 
eine gewisse Unterstützung. Die Folgen 
der extremen Ungleichverteilung des 
Landes sind hier noch schwerwiegender 
als im Rest von Simbabwe. Im Matabe1e· 
land hat es praktisch keine UmverteiJung 
des Landes gegeben. ,.Dissidenten" grei­
fen diese Frage, die schon im nationalen 
Befreiungskampf zentral war, auf. "Es 
gibt eine Beziehung zwischen Squallern 
(illegalen Landbesetzern; J .B.) und den 
Dissidenten", gibt der frühere Innen· 
minister Nkala zu. 9 Auch die früheren 
Exzesse bei der "Dissidenten"·ßekämp. 
fung und die Repressalien gegen "ihre" 
Partei, die ZAPU, hat die Bevölkerung 
im Matabeleland nicht vergessen. 
Nun, da nach der l\Iachtdemonstration 
weiterer Repressionsmaßnahmen gegen 

die ZAPU und erneuten Verhandlungen 
die Vereinigung der beiden Parteien 
doch erreicht ist, bleibt zu hoffen, daß 
sich die Konflikte in der vereinigten Par­
tei nicht fortsetzen. 
Bei der Kabinettsumbildung, die l\lugabe 
Anfang Januar d.]. nach seiner Wahl in 
das neugeschaffene Amt des exekutiven, 
machtvollen Staatspräsidenten und nach 
der Unterzeichnung des Abkommens 
über die Vereinigung von ZANU und 
ZAPU vornahm, schob er Herber! 
Ushewokunze, der in mehrere Skandale 
verwickelt war, und Eddison Zvobgo auf 
ein Nebengleis ab. Beide hatten sich bei 
innerparteil ichen Auseinandersetzungen 
regionaler Cliquen profiliert. 
Joshua Nkomo wurde neben Bemard 
Chidzero (Wirtschaft) und Maurice 
Nyagumbo (politische Angelegenhei ten) 
einer von drei übergeordneten Ministern. 
Außerdem wurden zwei weitere Ex­
ZAPU-Leute zum Minister ernannt: 
John Nkomo zum Arbeits· und Joseph 
Msika zum Bauminister .10 

Von der neuen Regierung ist die Fort­
setzung der kapitalorientierten, struk­
turelle Reformen vermeidenden Wirt­
schaftspolitik und eine Fortsetzung der 
harten Linie gegen Südafrika zu erwar· 
ten. 

Anmcrk.un~n: 
I ) Vgl. The Timcs, London, 23.12. 1987 
2) Ebd. 
3) Vgl. J. Hanlon, Beggar Vour Ncighbours. 

Apartheid Power in Southern Africa, 
London/ Bloomington 1986,S. 178ff. 

4) AfricAsia. Pari" No\"t:mbcr 198~ 
~) Tht Sunday Mail,Harare, 19.4.1987 
6) Vgl. The Herald, Harare, 15.5. 1987 
7) informationldienst südliches arrika. 

Bonn. 2Nr. 7/1984 
8) Vgl. TheObscrvcr, Lolldon, 26.7.1 987 
9) TheTimes.26. 11.1987 

10) Vgl. ebd. , 4. 1.1 988; ZBC, 3.!.l988 und 
Le Monde, Pari,. 5.1. 1988 

AUSGEWÄHLTE NEUE LITERATUR ZUR 

ENTWICKLUNGSPOLITIK 
ANNOTIERTE BIBLIOGRAPHIE 

Suchen Sie ein aktuelles Buch über ein Dritte-Welt-Land? Oder zum Thema Ver­
schuldung oder Hunger oder Industrialisierung oder Frauenprobleme ... ? 

Um Ihnen die SUCharbeit zu erleichtern. br ingt die OFSE eine annotierte Biblio­
graphie heraus, in der die Neuerwerbungen der öFSE-Bibliothek' lca. ~OO bis 
1000 Bände jährlichl beschlagwortet und kurz beschrieben werden (geghedert 
In RegionaJ- und Sachbereiche). 

Die Bibliographie erscheint 2x jährlich. PreiS: S 50.- + Porto (im Abo S 100.-]. 
Zu beziehen bei der OFSE. Fordern Sie ein kostenloses Probeheft an! 

Die öFSE publiziert auch eine jährlich erscheinende Broschüre zur Entwicklungs­
hilfe und Entwicklungspolitik Österreichs. Die Ausgabe 1987 enthält: die öster­
reichischen EntwicklungshlJfeleistungen t980 - 1986; eine Analyse der bilateralen 
Projekthilfe für Afrika 1974 - 1985; eine Zusammenstellung österreichlscher Pu­
blikationen und Fachbeiträge über die Beziehungen Österreichs zur Dritten Welt 
(Preis S 50,-). 

osrEAAEICHISCHE FOASCHUNG5STIFTUNG FÜR ENTWICI<LUNGSHILFE 
J\·1090Wlen. TuO,ensu,ße 3/1U • ,. 0222/3401 SI 

• BlbUo,nok und Ooku_n"'lon p:ollnot 100 - Do II.~~ _ 17.00" 



Lateinamerika 

Peter Imbusch 

Verschuldungskrise nach Acapulco 

Von "bedeutsam" bis zu "wenig effi­
ziente Seebäderpolitik" reicht die Beur­
teilung des Acapulco-Gipfels, dem Gip­
feltreffen von ach tlateinameri kanischen 
Staatspräsidenten, das Ende Novem ber 
1987 im mexikanischen Acapu1co Slall­
fand. 
In einem 28seitigen Schlußdokument 
drückten die Präsidenten ihre Absicht 
aus, die politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Integration Lateinamerikas 
voranzutreiben. Außer der Verstärkung 
gegenseitiger Konsultationen wurden je­
doch keine konkreten Integrations­
schritte vereinbart. Aus diversen Erklä­
rungen der abschließenden Pressekonfe­
renz wurde jedoch der defensive Charak­
ter dieses Bündnisprojeku deutlich: der 
wichtigste "Integrationsmotor" sind 
"gewisse Bedrohungen von außen", die 
allen Ländern der Region zu schaffen 
machen. Hier stehen wirtschafts- und 
v.a. schuldenpolitische Aspekte im Vor­
dergrund, die zeigen, daß den Ländern 
der Wind immer noch ins Gesicht bläst. 1 

1987 stieg die Auslandsverschuldung der 
Dritten Welt um 4% auf 1,25 Bio $ an. 
Di e Schuldnerländer mußten 64 Mrd S 
an Rückzahlungen leisten, 13 Mrd S 
mehr als 1986. Das entspricht einer Stei­
gerung von 25%. Die ZinS"lahlungen er­
höhten sich auf 55 Mrd S, was einem 
Anstiegvon 10%entspricht. 
1987 betrugen zwar die Kredite an die 
Dritte Welt 90 Mrd S, das sind nominal 
18 Mrd S mehr als 1986. Real verringer­
ten sich die Zuflüsse gegenüber 1986 auf­
grund der Abwertung des $ um rund 
15%. Die 17 am höchsten verschuldeten 
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Länder zahlten 198729 Mrd S mehr an 
die Gläubiger, als sie von ihnen erhiel­
ten. 2 

Auch wirtschaftlich hat sich die Situa· 
tion nicht gebessert. Terms·of-Trade· 
Verluste und protektionistische Welt­
marktstrukturen haben nicht zur Erho­
lung der darniederliegenden Wirtschafts· 
struk turen gefUhrt. Allein im ersten 
Halbjahr 1987 mußten 70 Mrd S in nur 
vier Ländern (Argentinien, Philippinen, 
Venezuela, Chile) umgeschuldet Iwer_ 
den. 3 Die Inflation betrug in Argenti­
nien rund 200%, in Brasilien 350% und 
e!Teichte in Mexiko ISO%. 4 

Der Acapulco-Gipfel 
brachte keinen Fortschri tt 

für ein gemeinsames Vorgehen in 
der Schulden frage 

Die Wachstumsraten des Bruttosozial­
produkts sind in den Ländern, die 1986 
noch relativ hohe Steigerungsraten erzie· 
len konnten, stark zurückgegangen (in 
Brasilien von 8 auf 3%. in Argenlinien 
von 6 auf 2% und in Mexiko von 3,8 auf 
1%).$ In Lateinamerika mußten im ver­
gangenen Jahr 40% der Exporteinnah­
men für den Schuldendienst bereitge­
stellt werden.6 

Doch am schuldenpolitischen Konzept 
der Region hat sich auch auf der Konfe­
renz kaum etwas geändert. Perus Staats­
chef Alan Garcia konnte sich mit seiner 
Forderung nach einer Zusammenrassung 
der Schuldeninteressen in Form eines 
Kartells nicht durchsetzen. Und auch 

dem argentinischen Präsidenten Raul 
Alfonsin gelang es nicht, seine Forde­
rung nach Begrenzung der Altschuld­
zinsen auf 4% ins Schlußdokument ein· 
zubringen. 
Dagegen finden sich dort unverbindlich 
formulierte Forderungen nach mehr und 
günstigeren Krediten sowie nach Verklei­
nerung des Schuldendienstes parallel 
zum verminderten Marktwert der 
Schuldtitel. Außerdem sollen neue Kre­
dite nicht an Abkommen dieser Länder 
mit dem IWF gebunden werden. Ober­
haupt schien es so, daß trotz hoher Er­
wartungen über eine Wende in der latein· 
amerikanischen Schuldnerpolitik mehre· 
re Länder bemüht waren, das Schul· 
denproblem an den Rand der Aufmerk­
samkeit zu drängen und daß extremere 
Forderungen vom mexikanischen, ko­
lumbianischen und venezolanischen 
Präsidenten in Schach gehalten wurden. 
So wird denn auch von einigen Beobach­
tern der eigentliche Erfolg des Gipfels 
auf politischer Ebene gesehen. Er wird 
als Indiz einer Abkopplung Lateinanleri­
kas von den USA gewenet, da sich erst­
mals die Vertreter der wichtigsten latein­
amerikanischen Staate n ohne die USA 
trafen. Am Rande des Gipfels wurde die 
Gründung e iner lateinamerikanischen 
Organisation erorter t, der im Gegensatz 
zur Organisation Amerikanischer Staa­
ten (OAS) nicht die USA, wohl aber 
Kuba angehören könnten. 
Ihren Gegensatz zur US-Mitte1amerika· 
politik hatten die Gipfelteilnehmer be· 
reits in den Jahren zuvor deutlich ge· 
macht, indem sie in der Contadora- und 
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ihrer Unterslünergruppe, deren Zu~am­
mensctzung mit der des Gipfels überein­
stimmt, fur eine friedliche Beilegungdes 
Konflikts gewirkt hatten. Das Zustande­
kommen des Fricdensplans von Esquipu. 
las gegen den Willen Washingtons hat den 
Abkopplungsbestrebungen der Staaten 
südlich des Rio Grande vom "Koloß im 
Norden" neuen Auftrieb gegeben. 

Während also auf der einen Seite der 
Schuld.nfront wenig Spektakuläres pas­
siert. ist auf der anderen Seite einiges in 
Bewegung geraten. Hier werden die For­
derungen zunehmend als uneinbringbar 
bCll"dchtet. Nach neuesten Berech· 
nungen der Beraterfirmen Merryl Lynch 

und Shearson Lehman Bros. werden die 
Schulden auf dem sog .• ,Secondary US­
~1arkt" nur noch zu knapp 40% ihres 
ursprünglichen Werts gehandelt. 7 

Mit dem ne uen Mexiko·Plan von Ende 
Dezember 1987 haben die internationa­
len Banken bestätigt, daß die Schulden 
nicht rückzahlbar sind. Das neue Lö­
sungsrezept, das vom Federal Reserve 
Board (US-Schatzamt), dem Morgan 
Guarantee Trust und der mexikanischen 
Regierung ausgehandelt wurde, sieht fol· 
gendermaßen aus; Das mit 106 Mrd $ 
verschuldete Mexiko soll alte Kredite im 
ursprünglichen Wert von etwa 20 Mrd $ 
gegen sog. "Zero-Bonds" im Werte von 

10 Mrd S des "'ederal Reserve Board 
tauschen. Darlir gibt die mexikanische 
Regierung eine neue Anleihe mit 20 J ah· 
ren Laufzeit in dieser Höhe heraus, deren 
Tilgung eben durch jene "Zero-Bonds" 
garantiert wird. Diese wird gegen For­
derungen von Banken getauscht, wobei 

es offenbar d as Ziel ist, 100 S an For­
derungen mit einer Anleihe von 50 S 
abzugelten. 
Sollte Mexiko diesen Abschlagdurchsct­
zen können, reduzierte sich die Aus­
landsschuld um 10 f\lrd S. Für den Er­
werb der "Zero- Bonds" im Nominalwert 
von 10 Mrd S müßte Mexiko aufgrund 
der hohen Ent wertung zunäch.st aber nur 
2 Mrd USoS zahlen. 8 Im Falle eines 
50prozenligen Abschlags würde das 
Landüberdie Laufzeit berechn e t 18 Mrd 
San Zinszahlungen sparen. 
Förderlich für das Zustandekommen des 
neuen Schuldenplans dürfte ein. neues 
Austeritätspaket der mexikanisch.en Re­
gierung von Mitte Dezember 1987 ge­
wesen sein. Dieses sieht Preiserhöhungen 
bis zu 85% für öffentliche DienstleiSlUn­
gen wie Strom, Eisenbahn, Telefon und 
rur Waren wie Zucker und Düngemittel 
ebenso vor wie Lohnerhöhungen, die 
hinter der Inflationsra te zurückbleiben. 
Außerdem sollen die Staatsausgaben 
gekürzt, Importsteuem abgebaut und 
Privatisierungen gefördert werden. 

Neben dem Eingeständnis der Unbezah l­
backeit der Schulden enthält der Plan 
zwei weitere Neuerungen. Erstens fun­
giert die US-Regierung praktisch als Ga­
rant des Geschäfts und damit als Garant 
der Rückzahlung eines T eils der Schul­
den. Damit bekommt die Schuldenkrise 

2. Aktionskonferenz der IWFlWeltbank-Kampagne 
Die etwa 200 Teilnehmer der 2. Aktionslwn­
ferenz der I\\IF/Weltbank-Kampagne, die vom 
23.·24. J anuar d.]. in Bonn laglt, beschlossen 
einen Aktionsrahmen und eine Plattfonn. 
LetueTf: ist im wesentlichen mit der .,Fuldaer 
Erklärung" identisch, die auf dem 11. ßUKO 
entwicklungspolitischer Aktionsgruppen ver­
abschiedet wurde ("ol1u;indiger Text siehe: 
AI ß Juli /August 1987, S. 72). Ikr Tut wurde 
um eine Passage ergänzt, die auf die ökolo­
gische Zcut;;rung verweist, die durch die Ver­
schuldung und die IWF/ Wehbankpolitik vor­
angetrieben wird. 
Ikr Aktion"ahmen sicht u.a. \'or: 
• Aktionen "or dem FinanzminiHerium, dem 
ßundesministerium fur wirtschaftliche Zusam­
menarbeit und der Bundesbank anläßlich der 
Fruhjahrstagung \'on Weltbank und IW"'; 
• dezentrale Aktivitäten zum 1. Mai, um auf 
den Zusammenhang zwischen Verschuldung 
der Drillen Welt und Verelendung in den Me­
tropolen hinzuweisen; 
• die Aktionärs,'ersammlungen der drei 
größten bundesdeutschen Banken (I I .-27. 
Mai) werden für Aktionen genutzt. die sich auf 
die Städte konzentrieren sollen, in welchen die 
Tagungen stattfinden: 

34 

• während de, 12. BUKO (2.-5. Juni dJ_) 
finden Aktionen in Frankfurt statt; 
• im September werden in der gesamten Bun­
desrepublik dezentmle Mobilisierungswochen 
durchgefuhrt, die sowohl inhaltlich auf die 
JahTf:stagung als auch auf die Aktionen in 
Westberlin "orbereiten sollen. 
Konkrete Beschlusse zu den Aktionen in West­
berlin \'01' und während der IWFfWehbank­
Tagung wurden zwar bisher nicht gefaßt. Es 
wurde allerdings beschlossen. daß m der Wo­
che \'om 23.-30. September dJ_ eine Groß­
demonstration, ein Gegenkongrcß und/oder 
Tribunal sowie dezentrale Aktionen in der 
Stadlstattfinden soHen. 
Konkreti$i~rt werden soHen diese Vorhaben 
auf der 3. olk,tionskonferenz, die vom 22.-24. 
April in Westber1in nal1finden wirr!_ 

In r orm a tioosma tcrialien 

Vom Arbeitsausschuß der Kan'pagne wirr! ein 
Info-Dienst herausgegeben. Die erste Ausgabe 
(Nr. 0), die vom Arbeh~schwerpunkt "Welt­
wirtschaft und VersdlUldungskrise" des 
ßUKO (Nemstweg 32-34. 2000 Hamburg 50) 

erstellt wurde, enthalt Protokolle der Aus­
lchußsitzungcn sowie Positions papiere \'on 
BUKO. Gronen, SPD, dem Antiimperialisti­
schen Solidaritatskomitce (ASK) und Autono· 
men. Die nächste Ausgabe wirr! Konzepte zu 
den Ak lionen in Westberiin enthalten_ 
Das Publik-Forum, Zeitung kritischer 
Christen, hat eine achtseitige Sonderausgabe 
mit dem Titel "Die Schuldenbombe. {km 
Elend ein Ende" setzen herausgegeben. Das 
anspIl:chcnd aufgemachle Blatt enthält kurze 
und I'erstandliche Beiträge zu Ursachen und 
Folgen der Schuldenk rise, beschreibt Lösungs­
strategien und verweist auf Aktionen und Ma­
terialien_ 20 Exp!. kosten 15 m·1. 100 Expl. 40 
O.\t und 1.000 Exp!. 250 0.\1. Bezug: Publik­
FOTUm, Postfach 20 I 0, 6370 OberurseI. 
Das An(iimperialinische Solidaritatskomitee 
(ASK) hat ~ine Materialsammlung zu "Welt­
wirtschaft: Zusammenbruch oder Demokrati­
sienmg" herausgegeben_ Sie enthält 15 Arti· 
kel. Rede- und Buch3uszüge zu den Themen 
"Börsenkrach und Dollarkrise" sowie neuere 
Beiträge zu Lösungsansät:.<en der Schulden­
frage. Das 48seitige Material kann bezogen 
werr!en beim ASK, Hamburger Allee 52. 6000 
Frankfurl90, fur 3,50 0.\1. 



einen politischen Charakter. Zweitens 
können die Mexiko-Papiere gehandelt 
werden. Und es ist nicht auszuschließen, 
daß sich die Banken für das Geschäft 
beim Kauf dieser Anleihe (etwa auf dem 
secondary-Markt) selbst unterbieten, 
wenn es darum geht, einbringbares Geld 
einzutreiben. Das Ganze funktioniert 
aber nur dann, wenn Mexiko einen Teil 
seiner WährungsreselVen dafUr verwen­
det und wenn die Banken bereit sind, 
einen Teil ihrer Kredite abzuschreiben. 
Doch die Banken sind gespalten. Diejeni­
gen, die in den letzten jahren hohe Ab­
schreibungen und Wertberichtigungen 
vorgenommen haben, neigen eher dazu, 
mit einem einmaligen Verlust aus dem 
Umschuldungskarussell auszusteigen. 
Dazu zählen Morgan Guarantee Trust, 
Bankers Trust und Citicorp ebenso wie 
die Deu tsche Bank, deren Sprecher Herr­
hausen dem Mexiko-Plan positiv gegen­
übersteht und ein Vordenker eines teil­
weisen Schuldenerlasse ist. Andere, wie 
die Bank of America, die Dresdner Bank, 
die Deutsch-Südamerikanische Bank und 
japanische Banken lehnen den ausge­
handelten Schuldenplan ab9 und wollen 
lieber mit neuen Krediten dafür sorgen, 
daß wenigstens die Zinsen bezahlt wer­
den. Sie fUrchten eine Signalwirkung auf 
andere Dritte-Welt-Länder. 
Diese werden aber wahrscheinlich schon 
aufgrund ihrer geringen Währungsreser­
ven nicht für den Plan in Frage kommen. 
Und eine durchgreifende Besserung der 
Verschuldungssituation kann selbst im 
mexikanischen Fall nicht erwartet wer­
den: nur etwa ein Fünftel der gesamten 
Schulden ist betroffen und es gibt ohne 
Refonn des Weltwinschaftssystems kei­
nerlei Garantien dafür, daß die Verschul­
dung nicht weiter ansteigt. 
So ist dieser neue Plan vielleicht nur ein 
Versuchsballon, um zu testen, wie gut 
sich Schulden titel verkaufen lassen. Zu­
dem ist er seitens der USA nicht uneigen­
nützig: Verschiedene US-Multis klagen 
immer häufiger über Umsatzeinbriiche in 
Mexiko, und eine weitere Verschärfung 
der Wirtschaftskrise könnte die politi· 
sehe Stabilität des südlichen Nachbarn 
erschüttern. Es hat also seinen Grund, 
warum abermals Mexiko als Testkandi­
dalausgesucht wurde. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Neue Zürcher Zeitung, Zürich, 

2.12.1987 
2) Angaben nach: Gramna, Havanna, 21.12. 

1987 
5) VgI.South,London,Juli 1987 
4) Vgl. Intemational Herald Tribune (IHT), 

Paris,SO.12.1987 
!I) Vgl.ebd. 
6) Vgl. EI Pais (EP).Madrid, 23.12.1987 
7) Vgl.Granma,9.12.1987 
8) Siehe: EP, 51.12.1987; IHT,St.l2.1987/ 

1.1.1988 und 2.f~.1.1988 und Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 31.12.1987 

9) Vgi. IHT, 12.l.t988 und Frankfurter 
Rundschau,21.1.1988 

Nicaragua 

Nlco Blver 

Dämpfer für Reagan 

Noch Ilun die ('on".".""",lIn, ... ile.: im Janua. d. J, ab,osthos .. n< 0(.'.6, 

Weder Kompromißangebote noch das in· 
tensive: Bearbc:ite:n unenuchlosse:ner 
Abge:ordneter konnten die Re:agan-Ad­
miniSlration schlußendlich vor der Ab­
stimmungsniede:rlage bewahren. Am 3. 
Februar d.]. le:hnte: das US-Re:präsentan­
tenhaus mit 219 gegen 211 Stimmen ein 
neues Hilfspaket des Weißen Hauses für 
die: Contras in Höhe: von 36,25 Mio S ab. 
Urspriinglich wollte Re:agan bereits nach 
Unterzeichnung des miltelamerikani­
schen Frie:densabkommens vom 7. 
August 1987 insgesamt 270 Mio S be:an­
trage:n. Um nicht gleich c:ine Nie:derlage 
zu riskieren, mußte er jedoch die: Ab­
stimmung auf die: Zeit nach de:m Gipfel 
der mittelamerikanischen Präsidenten 
am 15. Januar d.]. verschiebe:n und die 
Summe erhe:blich re:duzie:re:n. In der Zwi­
schenze:it lie:ß e:r sich, nach dem Auslau­
fen der 1986 bewilligten 100 Mio S, vom 
Kongreß me:hre:re Uberbrückungshilfen 
be:willigen, die je:doch am 29. Fe:bruar 
d.J. ausliefe:n. 
Kurz vor de:r Abstimmung bot Re:agan 
an, den Antc:il an reiner Waffen- und 
Munitionshilfe: von 3,6 Mio S bis zum 
31.3.1988 einzufrieren 'und die Ergeb­
nisse de:r Waffenstillstandsverhandlun­
ge:n zwischen der Contra und der nicara­
guanischen Regie:rung abzuwarte:n. Noch 
am Tag vor de:r Abstimmung hatte: er die 
Folgen einer Ablehnung der Contra-Hil­
fe in schwärzesten Farben gemah. 
In einer Fernsehansprache, deren über­
tragttng die drei größten Sender wegen 
der altbe:kannten Litanei abgelehnt hat-

ten, beschwor e:r die: Gefahr de:r "kom­
munistischen Flut", die sich bis nach 
Me:xiko ergießen würde. Der durch die 
US-Hilfe ermöglichte militärische Druck 
der Contras habe Nicaragua an den Ver­
handlungstisch gebracht und müsse da­
he:r fortgesetzt we:rden. 1 

Nach der Abstimmung machte man 
nicht nur im Weißen Haus, sondern auch 
bei der Contra lange Gesichter. "Offen­
sichtlich werden die Sandinistc:n, die 
jetzt unsere Schwäche: kennen, sich nur 
mit eine:r vollständigen Niederlage:, mit 
einer Aufgabe unserer Truppen zu­
frie:de:ngeben", erklärte Contra-Führer 
Alfonso Robelo. 2 Ein Spre:cher derCon­
tras versicherte, daß "dieje:nigen, die ftir 
die: Demokratie kämpfen, sowohl im be:­
waffne:te:n Widerstand als auch in der 
zivilen Opposition, durch diese Entschei­
dung demoralisiert" würden. 3 

J edoch ist die Abstimmungsniederlage 
Reagans allenfalls ein "Votum der Hoff­
nung" wie es der nicaraguanische Prä­
sident Daniel Ortega formuliene, denn 
noch zeichnet sich kein Ende des Krieges 
,b. 
Die Contras we:roen auch in Zukunft 
noch über Einnahmequellen verfügen, 
selbst we:nn diese we:niger ergie:big spru­
deln sollten. Nach der l ran·Contra-Affä­
re dürfte e:s der Reagan-Adminisuation 
schwerfallen, eine illegale Finanzierung 
der Contras zu betreiben, wie es in den 
Jahre:n 1984-86 geschah. als der Kongreß 
die: militärische Unterstützung für die 
Contras untersagt hatte. 
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Die Reagan-Administration erklärte sich 
jedoch lediglich bereit, eine Finanzie­
rung durch Drittländer oder Private 
nicht zu fördern. Verhindern will sie sie 
nicht. Ex-General John K. Singlaub, Ex­
Chef der Antikommunistischen Weltliga, 
der bereits in der Vergangenheit Privat­
hilfe rur die Contras organisierte, kündig­
te die Ausgabe von Kriegsanleihen rur die 
Contras an. 

Auch dürften die lukrativen Drogenge­
schäfte der Contras weiterhin rur regel­
mäßige Einnahmen sorgen, die zum Waf· 
fenkauf verwendet werden. Für das leib­
liche Wohl der" Freiheitskämpfer" wol­
len ergänzend die Demokraten sorgen, 
die beabsichtigen, eine "humanitäre Ilil­
fe" in Höhe von ca. 10 Mio S vom Kon· 
greß bewilligen zu lassen. 

Mit der Niederlage Reag-J.ns wird jedoch 
die Verhandlungsposition der Contras 
geschwächt, zumal das sich abzeichnen­
de Scheitern der Contra-Politi\.t auch an­
dere ihrer Gönner abschrecken wird. Der 
Druck auf Honduras, jetzt ebenfalls von 
der Unterstützung der Contra abzulas· 
sen, dürfte anwachsen. 
Die Politik der Sandinisten, im Rahmen 
des mittelamerikanischen Friedensab­
kommens weitgehende Zugeständnisse 
an die innere Opposition zu machen, um 
ein Ende des Contra· Krieges zu errei­
chen, beginnt sich auszuzahlen. Die Ab­
lehnung der Contra-Hilfe war die direkte 
Folge erneuter einseitiger Konzessionen 
der Nicaraguaner auf dem Gipfel der mit­
telamerikanischen Präsidenten am 
15./16. J anuar d.]. in Costa Rica. 
Daniel Ortega erklärte die Bereitschaft 
Nicaraguas, den Ausnahmezustand so­
fort aufzuheben, direkte Verhandlungen 
mit den Contras über einen Waffenstill­
sta nd zu fUhren und alle seit 1982 ver­
hafteten Contras und Somozisten frei­
zulassen. Außerdem wird Nicaragua an 
den Wahlen zum mittelamerikanischen 
I'arlament teilnehmen und noch vor den 

36 

Präsidentschaftswahlen 1989 Kommu­
nalwahlen durchführen. 
Nicaragua hatte vorher die Aulbebung 
des Ausnahmezustandes und die Freilas­
sung weiterer Gefangener an ein Ende 
des Contra.Krieges geknüpft (siehe AlB 
1-2/1988, S. 32ff.). Der Ausnahmezu­
stand wurde kurz nach dem Treffen auf­
gehoben. Das Erscheinen von zwei Zeit­
schriften und die Wiederaufnahme VOll 

Nachrichtensendungen mehrerer Rund­
funkstationen wurde gcstattet. 
Die Freilassung der Gefangenen soll nach 
Vereinbarung eines Waffenstillstands er­
folgen. Sollte dies nicht erreicht werden, 
wcrden die Gefangenen nichtsdestotrotz 
freigelassen, wenn andere Staaten sie 
aufnehmen wollen. 

Ohne diese Zugeständnisse Nicaraguas 
wäre eine Fortsetzung des Friedenspro­
zesses auf dem Gipfel in Costa Rica ge­
scheitert. Die anderen Vertragsparmer 
hatten den Bericht der internationalen 
überprüfungs' und Kontrollkommis­
sion, bestehend aus den Außenministern 
der millelamerikanischen Länder, der 
Contadora- und ihrer Unterstützergrup­
pe sowie den Generalsekretären der 
UNO und der Organisation Amerikani­
scher Staaten (OAS), über die ErfUllung 
des Friedensabkommens abgelehnt. 

Einzig bei Costa Rica halte der Bericht 
die Erfüllung des Abkommens festge­
stellt, während Nicaragua bescheinigt 
wurde, es habe sich "aufrichtig" darum 
bemüht. Den anderen drei Staaten wurde 
vorgeworfen, das Abkommen nicht er­
Wllt zu haben. Dies gilt besonders für 
Honduras, das die Contras weiterhin un­
terstützt und sich weigene, die Kommis­
sion dies vor Ort überprüfen zu lassen. 
Vor dem Kongreßvotum hatte der hon· 
duranische Präsident gar darum ersucht, 
die Contra· Hilfe fortzusetzen. 
Angesichts der Objektivität der Kommis­
sion bzw. ihrer "Voreingenommenheit 
gegenüber Nicaragua", wie es die ande-

ren mittelamerikanischen Präsidenten 
ausdrückten, wurde ihr Auftrag nicht 
weiter verlängert. Ihre Aufgabe solljetzt 
die sog. Exekutivkommission, bestehend 
aus den Außenministem der ftinf mittcl­
amerikanischen Staaten, übernehmen. 
Diese suchen zum Zweck der Kommis· 
sionsbildung "die Zusammenarbeit mit 
Staaten innerhalb und außerhalb der Re­
gion oder Organisationen, die für ihre 
Unvoreingenommenheit und technische 
Kapazität bekannt sind", nach. 4 Bei ei­
ner Westeuropareise Ende Januar dJ. 
konnte Oaniel Ortega die Regierungen 
Spaniens, Italiens, Norwegens und 
Schwedens dafür gewinnen, bei der Kon­
trolle der Vertragserfüllung mitzuwir­
ken. 

Anfang Januar d.J. hatte der Sicherheits· 
berater Reagans, General Colin L. Po­
weil, bei einer ~littelamerikarundreise 
die Führer Banduras', EI Salvadors, Gua­
temalas und COsta Rieas aufgefordert, 
Nicaragua öffentlich der Nichterfüllung 
des Abkommens anzuklagen und sich rur 
eine Fortsetzung der Contra-Hilfe einzu-



setzen. Im Falle eines Scheiterru der 
Fortsetzung der Contra-Hilfe drohte er 
unverblümt Kürzungen der US-Hilfe an. 

Zwar sprach sich dann nur Costa Rica 
öffentlich gegen die Contra-Hilfe aus, 
doch der Versuch, den Friedensprozeß 
mit Verweis auf die Unnachgiebigkeit 
Nicaraguas en tgiiltig scheitern zu lassen, 
schlug fehl. Dank der einseitigen Zuge­
ständnisse Ortegas wurde der Zeitraum 
ftir die Erflillung des Abkommens ver­
längert und schließlich die Contra-llilfe 
gekippt. In einer gemeinsamen Er­
klärung verpflichten sich die Präsiden­
ten, "einseitig und bedingungslos" alle 
eingegangenen Verpflichtungen zu erfül· 
len_ Bisher ist dies jedoch lediglich in 
Nicaragua gescnehen. 

Nach der Aufhebung des Ausnahmezu­
standes und der damit verbundenen 
Maßnahmen kam es am 28_129_ Januar 
d.J. in Costa Rica zu ersten direkten 
Gesprächen zwischen Vertretem der 
nicaraguanischen . Regierung und. der 
Contras. Ergebnisse wurden dabei noch 
nicht erzielt, weil beide Parteien die Ab­
stimmung im Kongreß abwarten wollten 
und die jeweiligen Positionen sich aus· 
schließen. 

Nicaragua besteht weiterhin darauf, wie 
im Abkommen vorgesehen, lediglich 
über einen Waffenstillstand zu verhan­
deln, während die Contras quasi die 
Rücknahme der Revolution fordern_ 
Nicaragua bietet einen Waffenstillstand 
vom 15_3_-15.4.1988 und die Zusam­
menfassung der Contras in drei Gebieten 
von insgesamt 10.800 qkm an. Die Con­
tras sollen dann ihre Waffen niederlegen 
und sich am politischen Leben beteili­
gen. 
Die Contras hingegen verlangen als Vor­
bedingung für einen Waffenstillstand die 
Auflösung der Sandinistischen Ver­
teidigungskomitees (CDS), die Abschaf­
fung der Wehrpflicht und die Entmilita­
risierung der Kooperativen. Während des 

Waffenstillstandes soll über eine gemein­
same Abrüstung und den Zusammen­
schluß der beiden Armeen verhandelt 
werden. 
Ob sie diese Linie auch nach der Ent­
scheidung des Repräsentantenhauses 
aufrechthalten können, werden die ur­
sprünglich für den 11 ./12. Februar anbe­
raumten und inzwischen von den Con­
tras verschobenen Gespräche in Guate­
mala zeigen_ Alfonso Robelo, einer ihrer 
Führer, hat jedenfalls schon die Aus­
sichtslosigkeit des Contra-Krieges be­
griffen und ist nach der Abstimmungvon 
seinem Amt zurückgetreten. 
Eine Einbeziehung der 14 Oppositions­
partei::n, die bisher getrennt in einem 
Nationalen Dialog mit der Regierung 
eine Abänderung der Verfassung verlang­
ten, in die Verhandlungen, dürfte jedoch 
nicht nuram Widerstand der Sandinisten 
scheitern. Diese Forderung wird auch 
nur von dem Teil der Opposition unter­
stützt, der sich ohnehin als ziviler Arm 
der Contras versteht und immer offener 
mit ihnen kooperiert. ~litte Januar d.J. 
waren mehrere OppositionsfUhrer nach 
Guatemala geflogen, um dort mit den 
Contras ein gemeinsames Vorgehen lU 

beraten. Sieben von ihnen waren deshalb 
bei ihrer Rückkehr für 48 Stunden fest­
genommen worden. 
Aus dem Zusammenspiel von Contra 
und einer ohne Einschränkungen agie­
renden, von außen unterstützten, inne­
ren Opposition gehl jetzt die größte Ge­
fahr rur die nicaraguanische Revolution 
aus. 

Die Opposition profitiert von der Unzu­
friedenheit, die durch die katastrophale 
wirtschaftliche Lage erzeugt wird. Diese 
hat sich in den letzten Monaten sogar 
noch weiter verschärft_ Eine Dürre hat 
im landwirtschaftlichen Bereich zu Ver­
lusten in Höhe von 100 ~Iio S geruhrt. 
Aufgrund gestiegener Nachfrage, Ersatz­
teilmangel bei Kraftwerken und Sabo­
tage der Con tras hat sich zudem die 
Stromknappheit verstärkt, so daß Ende 
Januar d.J. neue Stromsparmaß nahmen 
beschlossen wurden_ Neben täglichen 
Stromsperren, wird die Produktion von 
15 Industriebetrieben eingeschränk t und 
die Arbeitszeit der staatlichen Ämter auf 
5 Stunden reduliert. 
Erst wenn es gelingt, den Contra-Krieg 
zu beenden, wird eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage und eine verstärk­
te politische Auseinandersetzung mit der 
inneren Opposition möglich_ Deshalb 
versprechen sich die Sandinisten erst 
langfristig Vorteile von der inneren libe­
ralisierung. 
In der Zwischenzeit sind sie jedoch zu 
einer gefährlichen Gratwanderung ge­
zwungen. Maßnahmen gegen die innere 
Opposition sind heu tc nur noch um den 
Preis einer internationalen Isolierung 
und einer verstärkten Intervention der 

USA durchsetzbar. Die Ablehnung der 
Con tra-Hilfe durch das Repräsentanten­
haus leigt jedoch, daß Chancen für den 
Erfolg der sandinistischen Strategie be­
Slehen. 

Anmerkungen: 
I) Vg!. EI Pai s (EP), Madrid, 4.2. 1988 und 

Frankfuncr Rundschau, 4.2.1988 
2) International Ikrald Tribune, Paris, 

5.2.1988 
3) EP, 5_2. 1988 
4) Dcclaracion conjunta de los Presidentes de 

C_A_, in: Inforpress Centroamericana, 
Guatemala·Stadt, 2 I _ 1.1988 
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Pater Garcla 

"Rectificacion" (I) 
Berichtigung von Fehlern in Kuba 
Cenau wie die Sowjetunion ist heute 
auch Kuba von tiefgreifenden Verände­
rungen erfaßt. Während aber "PeTe­
stroika" (Umgestaltung; d. Red.) in un­
serer Presse bereits zum Schlagwort WUT­

de, findet Kubas Prozeß der Berich­
tigung von Fehlern weit weniger Auf­
merksamkeit. 
Auf den ersten Blick gleichen sich die 
Probleme in beiden Ländern: mangelnde 
Motiva tion und Eigeninit iative, wenig 
Bereitschaft zur Ubernahme von Verant­
wortung, Korr uption, Schlendrian, Ver­
schwendungvon Gütern und ArbeilSzeit , 
ungerechtfertigte Aneignung von Prä­
mien, zu niedrige Leistungsnormen, nie­
drige Produktivität und Ineffizienz. 
Kubas "Rectificacion" unterscheide t 
sich jedoch in einem wesentlichen Punkt 
von der "Perestroika" in der Sowjet· 
union: Dort geht es um die Umgestal. 
tung der gesellschaftlichen und wirt· 
schaftlichen Strukturen (Perestroika = 
Umbau), in Kuba um die Korrektur von 
Fehlern (rectificacion = Begradigung). 
Nach Michail Gorbatschow ist in deI 
Sowjetunion eine radikale Wirt· 
schaftsreform im Sinne des "übergangs 
von einem übermäßigztntralisienen und 
weisungsgebundenen Leitungssystem zu 
einem demokratischen System (not­
wendig) .. . Ein solches System setzt eine 
bedeutende Erweiterung der Selbstän­
digkeit von ... Betrieben, ihre Um· 
stellung auf volle wirtschaftliche Rech­
nungsführung und Eigenfinanzierung 
sowie die Ausstattung der Arbeits· 
ko llektive mit allen dazu nötigen Rech­
ten voraus."l 
In Kuba geht es im Gegensatz dazu nicht 
um eine Änderung des Systems der Wirt-
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schaftslenkung, wie aus Fidel Castros 
folge nder Definition deutlich wird: "Be­
richtigung von Fehlern bedeutet, das 
System und die Mechanismen, über d ie 
wir jetzt verfUgen, korrekter einzuset· 
zen , ei n System der Leitung und Planung 
der Volkswirtschaft, das - wie wir auf 
der' Betriebstagung sagten - ein Pferd, 
eine Schindmähre, lendenlahm, mit vie­
len Sattelwunden ist ... J elzt ist angesagt, 
mit diesem Pferd weiterzumachen, wo 
wir die Unarten des Pferdes kennen, sei· 
ne Gefahren, sein Ausschlagen, seine 
Bockigkeit, und zu versuchen, dieses 
Pfen:! in unsere Richtung zu lenken, so 
daß wir nicht dorthin reiten, wohin das 
Pferd will."2 
Auch in einem weiteren Aspekt unter­
scheiden sich "Perestroika" und Rect i· 
ficaci6n". Dazu noch einmal M. Gorbat· 
schow: "Die Demokratisierung ist das 
Herzstück der 'Perestroika' und davon, 
wie die Demokratisierung vor sich gehen 
win:!, hänget) ... ,die Zukunft des Sozia­
lismus als Ganzes ab ... Die Aufgabe be­
steht darin, die Menschen dazu zu erzie­
hen, daß sie ... Selbständigkeit und Ver· 
antwortung an den Tag legen . .. "3 

Daraus, daß ähnliche Aussagen aus Kuba 
fehlen, wird oft versucht, einen Gegen­
satz zwischen " Perestroika" und "Recti­
ficaci6n" zu konstruieren. Der Fehler 
dabei ist der, die Methoden vom Zid zu 
trennen. In beiden Ländern geht es 
grundSätzlich darum, den E.inzelnen zu 
bewegen, einen gröBeren Teil der Ver­
antwortung am Aufbau des Sozialismus 
zu übernehmen, sich in stärkerem Maße 
mit diesem Prozeß zu identifizieren. 
Kuba versucht - entsprechend seiner 
wirtschaftlichen Unterentwicklung - , 

das gleiche Ziel auf einem eigenen Weg 
zu erreichen: durch die Rückbesinnung 
auf die revolutionären Methoden der 
Vergangenheitund das Beispiel Che Gue­
varas, durch die Bekämpfungder Menta· 
litä.t, rur jede Leistung Geld haben zu 
wollen, und durch die gesellschaftliche 
Aufwertung desjenigen, der zu freiwilli­
ger und kostenloser Arbeit in seiner Frei· 
zeit bereit ist, der selbständig neue Pro· 
blemlösungen erarbeitet und nicht auf 
Anweisungen von oben wartet. 
Folgendes Zitat aus einer Rede Fidel 
CastrOS vom Oktober 1987 illustriert ei­
nige Aspekte dieser Kampagne: "Wenn 
man d em ehe gesagt hätte, daß es eines 
Tages so flaue, so schlaffe und so uno 
moralische Leistungsnormen geben 
würde, daß sie in einigen Fällen von fast 
allen Arbeitern doppelt und dreifach er­
füllt würden, wäre es dem Che kalt über 
den Rücken gelaufen. Wenn man dem 
ehe gesagt hätte, daß das Geld eines 
Tages auf dem Weg sein würde, sich zum 
Hauptmo!ivationsinstrument des Men­
schen zu enhvickeln, wäre es ihm,derso 
oft davor gewarnt hatte, kalt über den 
Rücken geiaufen ;daß die normale Tages­
arbeit nicht verrich tet würde und daß 
Millionen von überstunden anfa llen 
würden; daß sich die Moral unserer AI­
beiter korrumpieren würde , und daß die 
Menschen immer öfters in Pesos denken 
würden ... Wenn man dem ehe gesagt 
hätte, daß eines Tages Präm ien und noch 
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mehr Prämien und Prämien aller Art 
gezahlt wün:!en, ohne daß sie noch in 
einem Zusammenhang mit dem Produk­
tionsergebnis stünden, wäre es dem ehe 
kalt über den Rücken gelaufen . .. ·' 
Und an einer anderen Stelle derselben 
Rede: "Die Menschen, die Heldentaten 
vollbringen, müssen wir zu Vorbildern 
machen; wir würden sagen, daß diese 
Menschen die Losung 'Wir wen:!en wie 
der Che sein' erfüllen. Sie arbeiten wie 
der Che, sie arbeiten, wie der Che arbei­
ten WÜrde.,,4 

Als Beispiele hatte Fidel AIbeiter ge­
nannt, die täglich 12 bis 14 Stunden im 
Einsatz waren, sowie Menschen, die frei­
willig und kostenlos ihre Freizeit opfern 
_ und sie auf eine E.bene mit den Arzten, 
Lehrern und Technikern gestellt, die auf 
intemationalistischen Missionen in An· 
gola, Nicaragua u nd anderen Ländern ihr 
Leben riskieren. 
Kubas Revolution hat eine andere Ge­
schichte, andere Traditionen, als die der 
Sowjetunion . In Kuba geht es auch nich t 
- wie oben au s der Gorbatschow· Rede 
zitiert - um die Zukunft des Sozialismus 



als Ganzes. Wohl aber geht es darum, wie 
sich das Entwicklungsland Kuba mitsei· 
nen begrenzten Ressourcen weiterhin 
eine Gesellschaftsordnung leisten kann, 
die seinen Bewohnern mehr Menschen· 
rechte erfüllt als manches Indu strieland. 
Allen Bewohnern der Insel sind die Ver· 
sorgung mit billigen Gnmdnahrungs· 
mitteln, kostenlose Schulbildung, vor· 
bildliche Gesundheitsfiirsorge, soziale 
Sicherheit und das Recht auf Arbeit 
garantiert. Die Mehrheit der Bevölke· 
rung in den anderen Entwicklungslän. 
dem kann davon nur träumen. Auch was 
den Ausbau der Infrastruktur in länd· 
lichen Regionen und kleineren Städten 
betrifft, um die Abwanderung in die 
Großstädte zu verhindern, ist Kuba vor· 
bildhaft - selbst für ein Industrieland 
wie Japan. 
Der Staatshaushalt für 1988 sieht u.a. 
folgende Ausgaben vor: Bildung 23%, 
Sozialversicherung 14%, Gesundheits· 
wesen 12% - also fast die Hälfte ruf 
Soziales. Dabei sind z.B. nicht berück· 
sichtigt; die Mittel rur die Unterstützung 
des Wohungsbaus oder die Grundnah· 
rungsmiltelsubventionen (360 Mio 
Pesos). Demgegenüber entfallen auf Ver· 
teidigung und Innere Sicherheit nur 18% 
des Haushalts. 5 
Um die Probleme Kubas und seinen be· 
sonderen Weg der überwindung dieser 
Probleme, die "Rectificacibn", erfassen 
zu können, muß man sich von der sehe· 
matischen Auf teilung der Welt in ein 
"sozialistisches" und ein "kapitalisti· 
sches" Lager trennen, muß man erken· 
nen, daß das Land zum unterentwickel· 
ten Teil der Welt gehört. Alle wichtigen 
wirtschaftlichen Indikatoren beweisen, 
daß Kuba ein - wenn auch sozialisti· 
sches - Entwicklungsland ist. 
1983 erwirtschafte Kuba ein gesell. 
schaftliches Gesamtprodukt pro Kopf 
der Bevölkerung von 2.416 Pesos - also 
nur etwa ein Siebtel von dem der DDR.6 
Kubas ExponstrukmT ist mit Zucker, 
Zitrusfrüchten, Nickel und Tabak ähn· 
lieh einseitig wie die der meisten Ent· 
wicklungsländer. Der Anteil des Zuckers 
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und der Zuckerderivate am Exporterlös 
ist sogar von 1970·83 deutlich angestie· 
gen: von 75%auf87%.7 Auchheuteliegt 
der Anteil trotz drastisch gefallener 
Weltmarktpreise immer noch bei ca. 
80%. Das bedeutet, daß sich - als Folge 
der Winschaftspolitik der kubanischen 
Regierung - die Exportabhängigkeit 
vom Zucker noch verstärkt hat. 
Auch die Importstruktur ist typisch Hh 
ein Entwicklungsland: Maschinen, Fahr· 
zeuge, Stahl, Chemikalien, Dünger und -
trotz erheblicher eigener Exporte von 
Agrarprodukten - Nahrungsmittel zur 
Befriedigung der Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung. Obwohl Kubas Eigenpro. 
duklion seit 1964 rasant angestiegen ist 
(z.T. bis zu 940%), mußte das Land al· 
lein 1985 Lebensmittel im Wert von 873 
Mio Pesos importieren, darunter Weizen 
(der in Kuba nicht wächst) rur die Mehl· 
und Brotherstellung, Reis, Fleisch, Kon· 
densmilch, Käse, Fischkonserven, Zwie· 
beln und Bohnen. 8 

Auch in anderen Bereichen sind die Pro­
bleme typisch: Inzwischen konnten 
zwar 85% der Wohnungen des Landes an 
das Stromnetz angeschlossen werden; 
die Wasserversorgung und das Woh· 
nungsproblem sind jedoch trotz gewal. 
tiger Anstrengungen immer noch nicht 
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befriedigend gelöst. Zu gewissen Stun· 
den wird das Wasser abgestellt - bei 
Trockenheit in manchen Gegenden fast 
den ganzen Tag. 
In vielen Wohnungen drängen sich meh· 
rere Generationen auf wenig Raum. 
Auch die Altbau.Sanierungschreitet nur 
schleppend voran. Ein Extrembeispiel iSi 
die Altstadt Havannas: Von 51.000 
Wohneinheiten sind 72% in schlechtem 
oder mäßigem Zustand, wobei es zu 333 
teilweisen oder vollständigen Einstiir2en 
kam. Diese Einstürze hatte allein 1987 
fünf Todesfälle zur Folge; weitere 12 
Menschen wurden verletzt. 9 
Unter diesen für Entwicklungsländer 
typiSChen Merkmalen könnte man auch 
noch den Industriesektor nennen, der in 
Kuba fast zur Hälfte auf die Produktion 
und Weiterverarbeitung von Lebensmit· 
teln, Zucker, Tabak und Getränken aus· 
gerichtet ist. Der Maschinenbau hat an 
der Gesamtproduktion der Industrie ei· 
nen Anteil von weniger als 10%. 
Schließlich ist da noch die hohe Aus· 
landsverschuldung Kubas - wenn man 
die gegenüber den sozialistischen Län· 
dern mitzählt. Ende 1987 schuldete 
Kuba in westlichen Hartwährungen über 
6 Mrd Pesos (entspricht etwa gleicher 
Summe in S). Über die Höhe der Schul· 
den gegenüber den sozialistischen Län· 
dern gibt es von kubanischer Seite keine 
erschöpfenden Angaben. In westlichen 
Medien werden sie zwischen 8,5 Mrd S 
und 23 Mrd S geschätzt. 10 

Damit kommen wir zu einem weiteren 
Aspekt, der Kubas Position als wenig 
entwickeltes Land unterstreicht - und 
gleichzeitig einem der Vorteile seiner en· 
gen Beziehungen zu den sozialistischen 
Industrieländern. Die Kredite der So· 
wjetunion, die den Großteil darstellen, 
haben niedrige Zinsen und sehr flexible 
Fälligkeitsdaten: Bisher sind sie immer 
wieder großzügig umgeschuldet worden. 
Auch neue Kredite nießen trotz der ho· 
hen Verschuldung weiter. 
Die finanzielle Hilfe der Sowjetunion 
wird jedoch nicht nur in der Form von 
Darlehen gewährt. Seit Jahren kauft die 
UdSSR große Mengen kubanischen 
Zuckers zum roof· bis sechsfachen 
Niveau des Weltmarktpreises und liefert 
Erdöl zum Billigtarif nach Kuba - nicht 
nur zum Eigenverbrauch, sondern auch 
zum Wiederverkauf auf eigene Rech· 
nung. 
Insgesamt ist die Unterstützu ng so erheb· 
lieh, daß die Sowjetunion für Kuba eine 
Art "soziales Netz" geschaffen hat - mit 
allen Vor· und Nachteilen. Zu den Nach· 
teilen gehört die Art und Weise, in der 
manchmal mit den Hilfsgiitern aus der 
UdSSR umgegangen wird: Maschinen 
und Fahrzeuge, die verrOsten, ohne je· 
mals eingesetzt worden zu sein; andere, 
die nicht repariert w erden usw. Man 
kann nur spekulieren, ob der leichte Zu· 
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gang zu dieser Unterstützungsich immer 
förderlich auf die Eigenanstrengungen 
ausgewirkt hat. Zumindest sind über­
höhte Zuckerpreise kein Anreiz für die 
Überwindung einer einseitig auf Zucker 
ausgerichu:ten Wirtschaftsslruktur_ 
Trotz.der massh·en Hilfe der sozialisti­
schen Länder ließ sich eine ZUJpiu.ung 
der wirtschaftlichen Probleme nicht \·er­
hindern. 1986 erreichte Kuba ein Wirt­
sc haftswachstum von 1,4% - zu wenig, 
um der Lösung der drängenden struk­
turellen und koniunkturellen Probleme 
des Landes nähcrzukommen_ Cleich­
zeitig mußte Kuba 1986 gegenüber den 
weSllichen Cläubigeriändern ein Zah­
lungsmoralOrium erklären. 
Für die Verschlechteru ng der gesamt­
wirtschaftlichen Situation im j ahr 1986 
waren hauplSächlich die folgenden 
externen Faktoren verantwortlich, 
denen Kuba aufgrund sei ner Unterent­
wicklung weitgehend ausgdiefert war: 
Erstens lag wegen des Hurricans " Kate" 
und der anschließenden Trockenperiode 
die Zuckerernte um 1,24 Mio t unter den 
geplanten 8 Mio t. Dadurch verlor Kuba 
160 Mio Pe50S in Ilartwährung. Zweitens 
betrug der Zuckerpreis am wenlichen 
Weltmarkt auch 1986 mit 0,06 S/Lb 
(US-amerikanisches I' fund) nur ein Sieb­
tel des Preises von 1974. die Produk­
tionsk05len lagen aber durchschnittlich 
bei 0,12 S/Lb, so daß Kuba wiederum 
einen Wert\'erlust von mehreren 100 Mio 
Pesos hinnehmen mußte. 

Drillens schmälerte der Olprcisverfall 
Kubas ErlÖse aus scin en Reexporten so­
wjetischen Erdöls um 55% bzw. 320 Mio 
Pesos in I-Iartwährung. Viertens verteuer­
te die Aufwertung der anderen lIarlwäh­
rungen gegenüber dem Dollar die Im­
porte um 120 Mio Pe50s. Dies ist d ie 
direkte Folge des US-Boykotts, der es 
Kuba nicht erlaubt, in den USA zu kau-
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fen, während seine Exporte in die west· 
lichen Länder in Dollar abgerechnet wer­
den. 
Ebenfalls Folge des US-Boykotts ist 
auch der fUnfte Faktor. Kubas Schulden 
gegenüber dem Westen bestehen aus 
D~I·, Yen-. Franc· usw. -Beträgen, da das 
Land keine S-Kredite aufnehmen kann. 
Ende juni 1986 war der Peso 2,70 DM 
wert, ein j ahr später nur noch 1,80 DM. 
Durch die Abwertung des Dollar mußte 
Kuba einen immer größeren Anteil sei­
ner Exporterträge rur den Schulden· 
dienst aufwenden - bis daftir keine Devi­
sen mehr da waren. Von März 1986 bis 
Män 1987 war das Land gezwungen, 
allein zum Ausgleich der Kursdiffercn­
zen I, I Mrd Pesos auf den Buchwert der 
Auslandsversch uldung gege nüber dem 
Westen aufzuschlagen. ll 

Diese Situation blieb nicht ohne Konse· 
quenzen für den Lebensstandard der 
kubanischen Bevölkerung. 1986 mußten 
die Importe Kubas aus den westlichen 

Ländern auf ca. 600 Mio Pesos gekürzt 
werden - etwa die Hälfte denen, was das 
Land normalerweise benötigt. 1987 wur­
den diese Importe nur wenig auf ca. 700 
Mio Pesos erhöht und auch rur 1988 
sieht der Wirtschaftsplan nur eine un­
wesentliche Steigerung auf 740 Mio 
Pesos \'or. Das bedeutet aufgrund des 
schwachen Dollars und damit der Ver­
teuerung der Importe aus japan, der 
BRD usw. noch nicht einmal notwen· 
digerweiseeine reale Zunahme. 
Die Halbierung der notwendigen im­
porte ftjhrte durch fehlende Ersatzteile 
in einigen Fällen zur Stillegung von I'ro­
duktionsanlagen und zur Verknappung 
des Warenangeb ots. Eine noch unmittel· 
barere Wirkung hatte die Reduzierung 
der Mi1chpulverimporte aus der EC: Die 
Milchzuteilung rur die Kinder mußte von 
einem auf einen halben Liter herunter· 

gesetzt werden. 
Es blieb nicht bei dieser Kürzung. Auf 
ihrer Sitzung im Dezember 1986 be· 
schloß die Nationah-ersammlung 2 7 wei­
tere Sparmaßnahmen: V.a. wurde der 
Nah\'erkehruarif von 5 auf 10 Centavos 
erhöht, der Strompreis \'on 6,5 auf 9 
Centavos pro Kilowattstunde; das Kan­
tinenessen in den Verwaltungen wurde 
nicht mehr kostenlos gereicht; die 
"Merienda", ein Nachmittagsimbiß, 
wurde gestrichen; die Sonderzuteilungen 
von Zucker, Reis, J-' Ieisch und Textilien 
in den Behörden wurden abgeschafft; die 
Benzinzuteilung rur Fahrzeuge der 
öffentlichen Verwaltungen wurde um 
20% gekürzt ; die Zuteilung von Koch­
benzin (Kerosin) wurde allgemein ver­
ringen; und schließlich wurde die täg­
liche Fernsehzeit um 5 Stunden in der 
Woche und um 2 Stunden am Wochen­
ende gekiirzt. 12 Außerdem wurde be· 
schlossen, die Löhne der Leistung anzu­
paSien, d.h. sie faktisch zu senken. 

Die Folgen der Importbeschränkungen 
und Sparmaßnahmen schlugen im ersten 
Halbjahr 1987 besonders spürbar durch. 
Die Wiruchafuleistung schrumpfte ge­
genüber dem gleichen Zeitraum des Vor­
jahres um 3,6'Yo- Die Arbeitsproduktivi­
tät nahm um 5% ab. Die zivile Bautätig­
keit im öffentlichen Bereich ging sogar 
um 19%zuriick. 
Das Durchschnittseinkommen der Be­
schäftigten im staatlichen Bereich (fast 
drei Viertel aller Beschäftigten) nahm 
um 4,2% ab. Der Durchschnittsmonau­
lohn pendelte sich bei 190 Pesosein, d.h. 
13 Pesos unter dem Niveau der en tspre­
chenden Periode des Vorjahrs. 1J 

Diese Senkung des Lohnr.iveaus iu eine 
direkte Folge der "Rectificacion". Sie 
ersparte dem Staat dringend benötigte 
Pelos im Wert von 17 5 Mio und wurde 
hauptsächlich durch den Abbau von un­
berechtigten Prämien und unnötigen 
Überstunden sowie durch gerechtere 
Leistungsnormen erreicht. 
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Wolfram Geier 

Reiseeindrücke aus Kuba 
Zwischen Revolution 

und Massentourismus 
Die aktutlk politische Lage in Mitte!· und 
Südamerika ist sicherli<;h ein Grund dafür, daß 
die Berichterstattung über Kuba l.ugunsten 
von Nicaragua oder aber Chile in den fort­
schrittlichen Medien auf einen hinteren Platt 
goerutscht ist. Mitverantwortlich dafür mag 
aber auch das im Unterbewußnein verankerte 
Wiuen um die Standfestigkeit des revolutio­
nänn Systems in Kuba sein. 
Fidel Castro, Erneno Che Guevara, Schweine­
bucht, Karibische See ... Kuba scheint nach wie 
'-or für viril! Linke in der Bundesrepublik und 
in vergleichbaren Ländern der Inbegriff gdun· 
gentT revolutionär<:r Bewegung, sozialistischer 
Umgestaltung, schlichtweg die Manifestation 
des hil!f oft versagten politischen Erfolges 
revOlutionären Kampfes zu sein. Wenn dazu 
noch die Vorstellung dts Blaus der Karibik 
sowie des !chönen Klimas der RanQtropen 
kommt, kann sich aus der hiesigen Feme in der 
Phantasie allzuleicht ein politisches und sozia· 
les Wunschgebilde entwickeln, das dann den 
Vergleich mit der Realität in Kuba nicht mehr 
aushält. Dies hat in der Vergangenheit schon 
bei manchem Kuba-Besucher zU einem Frust· 
erlebnis geführt. 
Kuba hat wie jedes Land, sozialistischer wie 
kapitalistischer Prägung, viele Gesichter, wo· 
bei die Mehrzahl dank der hinorischen Ent· 
wicklung auf Kuba dem Besucher freundlich 
entgegenblickt. Anläßlich meiner Kuba·Reise, 
die sich im wesentlichen auf den Westteil der 
Insel be!chränkt, möchte ich im nachfol· 
genden \1.a. auf die soziale Situation in Kuba 
eingehen. Sehr interessant waren auch die 
zahlreichen Gespräche mit kubanischen 
Jugendlichen, die nach der Revolution gebo­
ren wurden und rur die sich das Leben auf 
Kuba in manchem anders dargestellt als fiir die 
Rcvolutionsgeneration. 
Meine Kuba·Reise, teils im Rahmen von indio 
viduell gestalteten PKW· und Busfahrten 
(Autoverleih) und teils in Form von seiten du 
staatlichen Tourismushüros organisierten 
Rundreisen, führte mich von der Hauptstadt 
Havanna über die Badestrände der Playas del 

Este nach Westen durch die beiden PTovinzen 
La Habanna und PinaT dd Rio. 
Der geographische und ökologische Kontrast 
kann kaum größer sein, wenn man aus der 
Millionenstadt Havanna an der flachen Nord· 
küste in die Tabakanbaugebiete Pinat dei Rios 
kommt. Während !lich Havanna hektillch· 
modem als internationale Großstadt präsen· 
tiert (schließlich leben hier iiler 20% aller 
Kubaner), umgeben einen von zahlreichen 
Karsthöhlcn durchzogene Kalksteiofeben 
majestätisch ruhig im nur 200 km entfernten 
Vinales·TaI. Die Vegetation der Randtropen 
(Königspalme, Pinien, Eukalyptus usw.), der 
Anbau von Tabak für die berühmten "Havan· 
nas" sowie die weiten Zuckerrohrfe1der Mittel­
Kubas, tun ihr übriges, um den großartigen 
Eindruck dieser Landschaft zu ventärken. 
Ober allem schweben lautlos rothalsige Raben· 
geier, die staatlich geschützte Hygien",-Polizei 
des Landes. 
"Kuba zählt nach wie vor zU den armen und 
am meisten vcochuldeten Ländern d"'r Welt. 
Das lateinamerikanische Land gehört zur soge· 
nannten Dritten Welt, ist Entwicklungshilfe· 
land." Diese Feststellung aus dem Reiseführer 
muß icb mir immer und immer wieder wäh· 
rcnd meines Aufenthaltes auf Kuba in Erinne· 
rung rufen, dann was ich hier an sozialen und 
kulturellen Errungenschaften zu sehen bekom· 
men, läßt mich o.g. Tatsachen immer wieder 
vergessen. 
Man mag vom sozialistischen Wohnungsbau 
halten was man will, meist ist er sicherlich alles 
andue als anheimelnd und gemütlich. Tat· 
sache jedoch ist,daß auf Kuba im Gegensatz zu 
anderen Ländern Lateinamerikas keine Slums 
und keine Obdachlosen mehr existien:n. Die 
großangdegten Wohnungsbauprogramme uno 
mittelbar nach Stabilisierung der Revolution 
zielten in erstn Linie auf die Be!leitigung der 
Slums als Getthos der Armen, als kriminellem 
Sumpf und gesundheitlichem Risiko. 
Dies ist der Regierung unter Castro mit den 
entstandenen Großsiedlungen um die Zentren 
der großen Städte vollständig gelungen. Ab 

zusätzliche Resozialisierungsmaßnahmen fti:r 
die ehemaligen Siumbewohner waren diese 
\'on Anfang an in die Baumaßnahmen (sowie 
die gleichze itig laufende Alphabetisierungs­
kampagne) miteinbezogen. 
Diese Erfolge der ReVOlutionsregierung kön· 
nen auch nicht durch die permanenten An· 
spielungen auf den teils sebr schlechten bau· 
lieben Zustand der Altnadt \'on Ha"anna weg­
diskutiert werden. Tatsächlicb liegt im Henen 
der Hauptstadt aus ökonomischen wie bau· 
technischen Grunden, aber auch durch das 
kolonial·spanische Erbe bedingt, vieles im 
argen. Das groß angelegte Regierungspro­
gramm, das in Zusammenarbeit mit der 
UNESCO durchgeführt wird, kann hier erst in 
Jahren effektiv Breitenwirkung zeigen. 
Anders als die "Habaneros" , aber ebenso 
sicher mit einem Dach über dem Kopf, lebt die 
Landbevölkerung. Hier herrscht der Typ Ein. 
familienhaus, Backstein mit Ziegeldach oder 
Holz mit Palmwedelbedeckung, '·or. Aber egal 
ob traditionelle "bohio" (eigentlich Schilf· 
rohrhütte) oder Steinhaus, im Vergleich zu den 
Nachbarn in Haiti, der Dominikanisehen 
Republik oder Venezuela, leben die Kubaner 
auch hier modem und bequem: 83% der Woh­
nungen verfügen über Stromanschluß, 70% 
über fließendes Wasser. Von 100 Haushalten 
besitzen 83 ein Radio, H ein Fernsehgerät, 6:. 
einen Kühlschrank und 36% haben Zugang zu 
einer Waschmaschine. 
Der Aufbau eines flächendeckenden Bildungs· 
systems, von Schulen und Internaten in Stadt 
und Land, hat in den Jahren nach 1961 (Bil· 
dungsceform) bis zum Anfang der 80er Jahre 
dazu geführt, daß Kuba der~itüber eine Anal­
phabetenrate von nur noch knapp 3% verfügt 
(Haiti 80%; Mexiko 18%; BRD unter 1%). 
Neun J ahre Schulpflicht für alle Kubaner so­
wie inzwischen über 40 Hochschulen in allen 
Landesteilen haben den sonst üblichen Stadt· 
Land·Gegensatz gerade im Ben:ich der Bi!· 
dungs- und Kulturpolitik sehr stark ni.'ClIiert. 
Vlele Studenten erhalten Auslandsstipcndien 
in befreundeten Staaten Europas (CSSR, 
DDR), um durch den Austausch an technologi· 
schem Wissen die Entwicklung der kubani· 
schen Industrie und Exporlwirtlchaft zU for­
eicren. Nach dem starken Verfall der Zucker· 
preise seil 1980 bemüht sich Kuba mehr denn 
je, neue Zweige des Exports zu erschließen. Als 
Beispiel kann hier der geplante Aufbau einer 
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importunabhangigen und später exportfahigen 
Kcramikinduslrie auf der .,!sla de la JU"en­
lud", einer bislang wirlSchaftlich sehr unter­
entwickeIlen Karibikinsel vor der Südküste der 
kubanischen Hauptinsd, dienen_ Das tech­
nisch notwendige Know.How liefer! U.a. die 
DDR ("Meißner PoneHan"). 
Besonderes Augenmerk habe ich aus derzeit 
beruflichen Gründen auf die GesundheilSfÜf­
sorge auf Kuba gelegt. Selbu im Vergleich zu 
manchen lndustricländem Europas oder den 
USA hat das Entwicklungsland. Kuba hier 
Enormes geleistet_ 
Angefangen bei der Grundversorgung durch 
rund um die Uhr geöffnete und beratende 
Apotheken in jeder Stadt und jedem etwas 
größeren Dorf, besitzt Kuba eine Ärztedichte 
von I Arzt auf 600 Einwohner_ Die Insel hat 
damit fasl bundesrepublikanischen Standard 
elTeicht (Haiti: 1:12.600; Mexiko: 1:1_829). 
In den ländlichen Gebieten sorgen mindestens 
Gesundheiuposten und LandarzlStellen, meist 
aber ambulante Polikliniken und Landkran­
kenhäu~r für das medizinische Wohl der Be­
völkerung. Provinzkrankenhäuser mit Maxi· 
malversorgung und Universitätskliniken hefin­
den sich in allen Provinzhaupmädten und Uni· 
"crsitätUlandorten. 
Die gesundheitlichen Kosten sind für den Ein· 
zeinen vergleichsweise gering. Vorsorge wird 
auf Kuha groß geschrieben. Nicht ohne Grund 
beträgt di.· durch$Chnittliche Lebenserwa.r. 
tung derzeit n bzw. 77 Jahre und liegt lomit 
höher als in al1en andeun Entwicklungslän· 
dern. 

Daß alle Einwohner Kubas heute von dieser 
Entwicklung profitieren, liegt vor al1em an der 
verglcichsweix langen Etablierung dn RCl'Olu· 
tion seit mittlerweile 29 Jahren auf dieser 
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Insel. Trotz maniver Störungen und trotz des 
Wiruchaftsboykotu durch die USA, trotz exil­
kubanischer Batista·Anhänger, Kalten Krieges 
und Kuba-Krise konnte sich die I'on allen 
Bc.·ölkerungsgruppen irl'tragene Revolution 
behaupten und ihr soziales und politisches 
Entwicklungsprogramm in diesem ehemaligen 
Armenhaus erfolgreich l'ollziehen. 
Wen würde es dabei nicht wundern, daß sich 
3uch in Kuba Probleme, Schwierigkeiten und 
Widerspruche in der Entwicklung auftun. die 
mir vor allem im Bereich des Tourismus auf­
fielen. Der ökonomische Zwang zur Devisen· 
erwirtschaftung und der Verfall der Zucker­
preise haben d<t5 Land zu einer starken Off­
nung für den westlichen Massentourismus ge­
trieben. Mit etwa jährlich 300.000 Touristen 
aus Westeuropa und vom amerikanischen Kon· 
tinent (vor allem Kanada) soll der Tourismus 
zur zweitgrößten Devi~nquelle wcrden. 
Schon jetzt landen wöchentlich alleine aus der 
BRD zweimal "Urlaubsbomber" von "Hertie­
KaufhoC' - und anderen hiesigen Reisegesell· 
schaften. Der Cocktail bundesrcpublikani· 
scher Touristen i.t dabei auf Kuba inzwischen 
so berauschend wie 3n den mediurranen Ur· 
laubsparadiesen Europas. Dabei braucht der 
Costa·l:\rava- oder Ibiza-gcwohnte Bundes· 
bürger auf fast keine touristische Annehmlich· 
keit mehr zu \'er~.ichten: die kuba nischen Ur­
laubszentren an den Playas dd Eue, den Bade­
stränden von Varadero oder den FKK-Gelän· 
den auf der Karibikinsel Cayo Largo unter· 
scheiden sich in fau nichts mehr Ion ihren 
europäischen Vorbildern. 
Leider. !Xnn hier. wo jährlich neue groß· 
dimensionierte Hotel- und Freizeitanlagen für 
Touristen entstehen, wO sich europäischer Jet· 
Set und westeuropäische Urlauhsmentalität 
Platz veuchaffen, geht typische kubanische 
Lebensweise, Gemütlichkeit und Freundlich­
keit verloren. Dazu tun die überall vorhan. 
denen, de"isenbringenden .. Intourläden" , die 
den Einheimischen verschlossen sind, sowie 
die für Westler fuigehaltenen Nobelrestau· 
rants und Nachtc!ubs ihr übriges. 
Gerade diese flir Kuba ökonomisch sicher 
wichtige Entwicklung bringt meiner Meinung 
nach für das gesellschaftliche Zus.a.mmenleben 
viele Probleme mit sich. Dies gilt vor allem für 
die Jugend und ihr Verhältnis zur Revolution. 
Nicht selten wurden mein Reisebegleiter und 
ich von kubanischen Jugendlichen auf unsere 
Konsummöglichkeiten im Westen angespro· 
chen. Und nicht selten wurde unteuchwellig 
vorwurfsvoll auf unsere Privilegien in Ihrem 
Land, z.B. beim Einkauf in .,lntour·Läden" 
oder dem Besuch von Restaurants, Shows und 
Nacht·Bars hingewiesen. 

In Gesprächcn U.a. mit Studenten aus verschie­
denen Landesteilen Kubas wurde uns deutlich, 
daß die von uns so bewunderten sozialen Er­
rungenschaftcn des Landes im Vergleich zu 
anderen Entwicklungsländern als normaler 
Standard bzw. teilweiiiC als Mangelwirtschaft 
begriffen werden. Als normal wurde beispiels· 
weise auch das fast völlige Fehlen von Gewalt· 
und Wirtschaftskri minalität angesehen. 
Begehrenswert dagegen erschienen den Ju· 
gendlichen die "Privilegien" der WesnouriSien 
auf Kuba ("Intourläden" und dergleichen) so· 
wie ihu gesamte Lebensart, was bei der Klei­
dung und den Zigaretten anfing und den vOm 
Hörensagen bekannten HiFi· und Video­
Anlagen zuhause aufhörte. In manchem Ge­
spräch wurde deutlich, welches ungetrübte 
und durch enupuchende Westlouristen \/Cr­
buitete Hochglanzbild V.a. der llRD in den 
Köpfen junger Kubaner steckt. 
Der Kauf "on Luxusgütern. uneingeschränkter 
Konsum sowie neue, westliche Arten des Ver· 
gnügens, aber auch Reisen in alle Weh, wurden 
uns als Wünsche zumindest eines Teils der 
kubanischen Jugend übermittelt. Gleichzeitig 

mit dieser Wunschliste konnten wir cine zu· 
nehmende Distanz zu dem als \/Crkrustel und 
jugendfeindlich bezeichneten System Kubas 
vermerken. Die "Alten", gemeint wa.ren Eltern 
und Großeltern, so wurde uns gesagt, seien 
genügsam und schwelgten zuviel im Revolu· 
tionspathos. 
Hier offenbart sich das schon sehr wohlbe· 
hütete Aufwachsen einer nacl1revolutionären 
Generation, die das Elend der Zeit .. da\'Or" 
und die harten Kämpfe um die endgültige [ta· 
blierung der Revolution zum Glück nicht mehr 
erleben mußte. Zum einen werden nun neue 
Bedürfnisse von einem wesentlich höheren 
Lebcnsstandard aus formuliert, was durchaus 
folgerichtig ist. Zum andeun werden jedoch 
gerade durch das unvorbereitete Aufeinander· 
treffen I'öllig verschiedener Welten durch den 
entstandenen Massentourismus manche Be· 
dürfnisse künstlich erzeugt und durch das Ver· 
halten der Touristen enhcheidend verstärkt. 
Dicses teils falsche Konsumstreben wird durch 
ungeeignete Maßnahmen im Touristikbeuich 
("Intourläden" usw.) sowie das völlig uno 
reflektierte massenweise Einströmen von 
Touristen der gesamten politischen Bandbreite 
flankiert. Die unvorbeuitete Konfrontation 
beider Gruppen ist somit für die teilweise ent­
standenen "Minderwertigkeitskomplexe" bei 
der kubanischen Jugend gegenüber (gerade 
jugendlichcn) Westtouristen \'CranlwortHch. 
E.in völlig anderes Verhalten konnten wir gc· 
genüber Touristen bzw. derzeit in Kuba leben­
den Personen aus der DDR beobachten. 
Diese Probleme und Widerspruche sind natür­
lich in der Lage, die Autorität des sozialisti· 
sehen Staates zu untergraben. Der seit 1985 in 
FloridafUSA installierte und I'Crstärkt tätige 
Propaganda-Sender rur Kuba tut hierzu ein 
übriges. 
Trotz dieser Probleme, die aber gerade eben 
menschliche und gesellschaftliche Realität 
widerspiegeln, stehen die enormen sozialen, 
kultuullen und politischen Leistungen Kubas 
eindeutig im Vordergrund. Großartigstes Er· 
lebnis für mich war, kurzzeitig in einem Land 
sein zu können, dessen Bevölkerung unter­
schiedlichen Rassen angehört, in dem aber alle 
Gruppen miteinander in Fuundschaft und 
Frieden leben. CastrO sagle einmal darauf an· 
gesprochen. daß es auf Kuba keine bestimmten 
Volksgruppen, Weiße, Schwarze oder Misch· 
linge gäbe, sondern alle Kubaner Mischlinge 
seien. 
Weiße, Schwarze, Asiaten, Mischlinge haben 
gleichermaßen die Ausbeutung vOr der Revolu· 
tion erlebt. Gemeinsam haben sie das Kuba 
von heute geschaffen. Gerade bei zunehmen­
dem Rassenhaß und sich verschärfender Aus· 
länderfcindlichkeit hierzulande wa.r es ein 
Hoffnungsschimmer, dieses uaJ existierende 
Beispiel \'On Zusammenleben, gegenseitiger 
Achtung und Toleranz aller Menschen auf 
Kuba '~u erleben. 

Tr~dition.lI. Untrrhallung in einem Ca'. in H .. ·anna, 



Georg Diederichs 

Verschärfung des 
Asylrechts geplant 

Eine Verschärfung des Ausländerrechts 
und eine weitere Aushöhlung des Grund­
rechts auf politisches Asyl als "poli tische 
Hauptaufgabe flir 1988" kündigte Bun­
desinnenminister Friedrich Zimmer­
mann (CSU) Anfang Januard.J. an. Dies 
hat heftige Proteste bei demokratisf;:hen 
Organisationen und Gewerkschaften so­
wie eine neue Auseinandersetzung in der 
Bonner Regierungskoalition ausgelöst. 
"Bundesinnenminister Zimmermann be­
ginnt das neue J ahr, wie er das alte be­
endet hat: Mit unfriedlichen Gesetzes­
forderungen. diesmal zu Lasten von Aus­
ländern", erklärte die Bundesgeschäfts­
ftihrerin der SPD, Anke Fuchs. Jochen 
Riehen, rur ausländische Beschäftigte 
zuständiges Mitglied im geschäftsführen­
den DGB-Bundesvorstand, forderte Zim­
mermann auf, "seine unhaltbaren Vor­
stellungen zur Verschärfung des Auslän­
delTechts endlich aufzugeben". 
Für den innenpolitischen Sprecher der 
FDP-Bundestagsfraktion Burkhard 
Hirsch ist mit der Ankündigung Zimmer­
manns sogar die "Schmerzgrenze" der 
FDP elTeicht. Zimmermann strapaziere 
die Zusammenarbeit in der Regierungs­
koalition in "sehr unangenehmer 
Weise", so Hirsch. Ähnlich hatte sich 
zuvor schon sein Fraktionskollege und 
Vorgänger Zimmermanns im Amt des 
Bundesinnenminsters, Gerhard Baum, 
geäußert. 
Die bundesweite Flüchtlingsorganisation 
Pro Asyl, in der Experten aus Kirchen, 
Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbän· 
den zusammenarbeiten, mahnte schließ­
lich, daß 1988 kein "schwarzes jahr für 

Flüch tl inge" werden dürfe. Im übrigen 
wies der Sprecher der Organisation, Pfar­
rer lIerbert Leuninger, die Behauptung 
Zimmermanns, 90% der Flüchtlinge 
kämen aus rein wirtschaftlichen Grün­
den in die Bundesrepublik, als falsch zu­
rück. Zimmermann gehe dabei einzig von 
der Anerkennungsquote für Asylbewer­
ber aus, die in den letzten jahren "dra­
stisch und auf künstliche Weise" gesenkt 
worden sei. 
Um die zahlreichen Proteste einzudäm­
men sah sic h die Unionsfraktion wenige 
Tage später veranlaßt, ihre innenpoliti· 
sehen Sprecher Gerster (CDU) und Fell­
ner (CSU) feststellen zu lassen, daß nicht 
etwa eine Verschärfung des Asylrechts 
beabsichtigt sei, wie Innenminister Zim­
mermann "bedauerlicherweise mißver· 
standen" worden sei, sondern daß es 
"nur" um eine Änderung des Ausländer­
rechts gehe. 
Doch an ein "Mißverständnis" oder an 
"verbale Ungenauigkeiten" in den 
Äußerungen Zimmermanns zu glauben, 
wäre ziemlich naiv. Wahrscheinlicher is t 
da schon die Vermutung, daß es sich um 
einen Versuchsballon in Richtung FDP 
handelte. Beim kleineren Koalitionspart­
ner ist die durch Burkhard Hirsch und 
Gerhard Baum formulierte Ablehnung 
der Zimmermann'schen Plän e derzeit 
zwar noch Mehrheitskonsens. Doch das 
Umfallen der FDP bj!i der Verschärfung 
des Demonstrationsrechts hat deutlich 
gemacht, daß auf die .,Iiberalen Positio­
nen" dieser Partei kein Verlaß ist. 
Auch die zur Beschwichtigung gedach­
ten Äußerungen der Unionspolitiker 

Gerster und Fellner sind allzu vorder­
gründig. Denn die Behauptung, daß Asyl­
recht und AusländelTecht zwei ganz ver· 
schiedene Dinge seien und nichts mitein­
ander zu tun hätten, stimmt so nicht. 
Zwar ist tatsächlich keine größere Ver­
änderung des Asylrechts geplant, wohl 
aber eine Veränderung des Paragraphen 
14 des Ausländergese tzes, der in erster 
Linie Asylbewerber betrifft. 
Am 8. Dezember 1987 hat nämlich die 
Bonner Kabinettsrunde den Bundes· 
innenminister beauftragt, e inen Gesetz­
entwurf vorzulegen, der - neben einigen 
geringfUgigen Anderungen des Asylver· 
fahrensgesetzes - den besagten Paragra­
phen 14 des Ausländergesetzes neu 
regeln soll. Dieser Paragraph gab bisher 
Ausländern - und hier vor allem abge­
lehnten Asylbewerbern - einen gewissen 
Schutz vor Abschiebungen . 
Ein Ausländer darf nicht in einen Staat 
abgeschoben werden, in dem sein Leben 
oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, 
Religion, Zugehör igkeit zu einer sozialen 
Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugung bedroht ist, heißt es in die· 
sem Paragraphen, der in den letuenjah­
ren immer mehr zu einem letzten Ret­
tungsanker für abgelehnte Asylbewerber 
etwa aus dem Iran, Sri Lanka oder dem 
Libanon geworden ist. Darüber hinaus 
bot dieser Paragraph des Ausländerge. 
setzes auch all denen Schutz, die aus 
persönlichen Grunden keinen Asylantrag 
stellen wollten ~weil sie z.B. Repressio­
nen gegen ihre Angehörigen im Heimat­
land befürchteten ) oder deren Asyl· 
anträge von \'ornherein keinen Erfolg ge­
habt hätten, weil sie vom zuständigen 
Bundesamt aus rein formalen Gründen 
als "unbeaehtlich" eingestuft worden 
wären. 

Auf Grundlage der Vorschläge einer 
Bund/ Länder-Kommission zum Asyl. 
und Ausländerrecht soll jetzt seitens des 
Bundesinnenministeriums ein Gesetz­
entwurf vorgelegt werden, der vor allem 
die beiden letztgenannten Personengrup­
pen einer strengeren Regelung unter­
zieht. Außerdem sollen Ausländer, die 
sich auf einen Abschiebeschutz nach 
Paragraph 14 des Ausländergesetzes be­
rufen, denselben Lebensbedingungen 
wie Asylbewerber unterworfen werden. 
D.h. auch sie sollen zu einem Leben in 
Sammellagern mit gekürzter Sozialhilfe 
gezwungen werden und ebenfalls einem 
ftinfjährigen Arbdtsverbot unterliegen. 
So gesehen wird denn auch die "Gesamt· 
problematik des Ausländerrechts", in 
deren Zusammenhang Innenmin ister 
Zimmermann seine reaktionären Absich­
ten verstanden wi~en will, deutlich : Ihm 
geht es sowohl um die Verschärfung des 
bisherigen AusländelTechts als auch um 
die weitere Aushöhlung des im Grund­
gesetz verankerten Rechts auf Asyl für 
politisch Verfolgte. 
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Kultur 

Poler Schütt 

Westöstlicher 
Diwan in Prosa 

Kein Kulturkreis erscheint uns derzeit 
fremder und ferner als der Iran, der vor 
acht Jahren von einer elementaren 
Volkserhebung in seinen sozialen, politi­
schen und kulturellen Grundfesten er­
schüttert wurde und seither einen ebenso 
langen wie erbarmungslosen Glaubens­
krieg gegen den Nachbarstaat Irak führt. 
Revolutionsführer Khomeini ist, über 
seinen tatsächlichen Anteil an der irani­
schen Gegenwartstragödie hinaus, zu 
einem Schreckbild für alle Gemeinheiten 
des Orients geworden. Und das seit dem 
Umbruch im Iran mit System aufgebaute 
Feindbild von den "fanatischen Schii­
ten" stellt jedem SruckenschJag zwi­
schen westlicher und islamisch-irani·. 
scher Kultur nahezu unüberwindliche 
Mauern des Vorurteils gegenüber. 
In dieser Zeit der Mißverständnisse ist es 
sinnvoll, daran zu erinnern, daß sich ge· 
rade Deutschland und Persien in frühe· 
ren Epochen geistig und kulturell we­
sen tl ich näher gekommen und gewesen 
sind. Es gab Zeiten in unserer klassisch­
romantischen Periode zu Beginn des 
19. Jahrhunderts, als sich die besten 
Köpfe deutscher Kunst und Literatur 
von den großen Dichtern der persischen 
Blütezeit inspirieren ließen. 
Julius von Hammers "Geschichte der 
schönen Redekünste Persiens" und 
Friedrich Rückens Ubersetzung des 
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Torkan 

KALTUND 
It'alfsdtale Ssard 

perfpol-verlog 
Homburg 

Schah Nameh und Firdusi gehörten da­
mals zum geistigen Besitz der gebildeten 
Deutschen. Goethes bedeutendste lyri­
sche Dichtung, der westöstliche Diwan, 
ist dem Altmeister des iranischen 
Orients, Hafis, nachempfunden. Und in 
Heinrich Heines "orientalischen" Balla­
den sind persische neben arabischen und 
alt jüdischen Anregungen und Motiven 
allgegenwärtig. 
Noch zu Beginn dieses Jahrhunderts wa· 
ren so unterschiedliche Dichter und Den· 
ker wie Hermann Hesse und Friedrich 
Nietzsehe von persischer Philosophie 
und Ästhetik beeinflußt. Heute dagegen 
prägen Machwerke wie der Bestseller 
Peter Scholl·Latours "Allah ist mit den 
Standhaften" die Vorstellungen vieler 
Bundesbürger vom Terrorstaat Iran , der 
offizieller Verdammung zum Trotz einer 
der wichtigsten Handelspartner der Bun­
desrepublik in der sog. Dritten Weh ge­
blieben ist. 

Den von beiden Seiten gepredigten Haß· 
tiraden gegenüber haben es alljene Stirn· 
men, die um Verständigung und Aus· 
gleich bemüht sind, gegenwärtig sehr 
schwer. Zu ihnen gehören vor allem die 
in der Bundesrepublik lebenden Exil­
schriftsteller. Einige sind schon zur 
Schah-Zeit in unser Land geflohen, wie 
Said Abdolreza Madjderey und die Er­
zählerin Torkan. Die meisten anderen 

haben dagegen erst die F.luchl vor Kho· 
meini ergriffen. Einige, Mani, Reza 
Machsadi, Fredun Tonekaboni und 
Fahime Farsaie, die hierzulande Asyl ge­
fu nden oder beantragt haben, zählten in 
der Zeit der Revolution in ihrer Heimat 
zu den bekanntesten Sprechern der de­
mokratischen Bewegung. 
Hierzulande sind die meisten von ihnen 
bisher nahezu unbekannt geblieben. Nur 
Torkan ist es gelungen, aus dem kleinen 
Kreis der Exilgemeinden herauszutreten 
und eine breitere deutschsprachige Öf­
fentlichkeit anzusprechen. Das. hängt 
auch damit zusammen, daß sie sich in 
ihren Werken nicht auf die klassische 
Exilthematik beschränkt, sondern Er­
fa hrungen vermitteh, die jedem und je­
der zu fühlen und zu denken geben, 
gleich welchen Geschlechts, welchen 
Lebensalters, welcher Nationalität, Kul­
tur und Weltanschauung. 
Torkan verzichtet dabei auf den sarkasti­
schen oder sentimentalen Gnmdton, der 
die hiesige Gastarbeiter· oder Gastdich­
terliteratur im allgemeinen kennzeich­
net, und nimmt das Thema des Heimat­
verlus tes vor allem als Gleichnis f'Ur die 
Verlorenheit und Einsamkeit des mo· 
demen Menschen nach der Vertreibung 
aus dem angenommenen Paradies der gu­
ten, alten Zeit. Zugleich ist sie in ihren 
Büchern mit viel Phantasie. und Kunst­
sinn bestrebt, Brücken zu schlagen, zwi­
schen Abend· und Morgenland,,,"wischen 
Iran und Deutschland, zwischen Islam 
und Christentum. Sie geht dabei ohne 
missionarisches Eifererturn zu Werke, 
sondern spricht am liebsten durch die 
Blume der Metap her und der Poesie. 
In ihrem ersten deutschsprachigen Buch 
"Tubn - Brief an einen islamischen Bru· 
der" schildert sie aus der Sicht einer im 
Exil lebenden iranischen Frau den Alltag 

Die Exiliranerin Torkan 
beschränkt sich nicht auf 

die Exilthematik und verzichtet 
auf den sarkastischen oder' 

sentimentalen Grundton, der 
der Gastdichterliteratur 

sonst eigen ist 

einer zwischen Tradition und Fort­
schritt, zwischen Anpassung und Aufleh­
nung, zwischen Verzweiflung und Hoff­
nung zerrissenen persischen t"amilie. Sie 
geht einer Familientragödie auf den 
Grund, deren eigentliche Ursache außer­
halb des privaten Bereichs zu finden 
sind, in dem schmerzhaften sozialen und 
kulturellen Umbruch, in dem sich die 
iran ische Gesellschaftsordnung nicht 
erst seit der islamischen Revolution be­
findet. Ein Jahrtausende altes gesell­
schaftliches GefUge mit vorgegebenen 
Rechten, Pflichten und Regeln für jedes 



einzelne f amilienmitglied zerfä ll t, ohne 
daß die Grundlagen für ein e humanere 
Alternat ive erkennbar sind . So b leibt a ls 
Grundstimmung die Trauer über den 
Verlust der Geborgenheit in den bewähr­
ten Armen der generationen- und klas· 
senübergreifenden Groß fami lie. 
In " Kaltland ", ihrem zweiten Erzäh l­
werk, das die geläufigen abend ländi­
schen Gattungsbegriffe sprengt, refle k­
tiert Torkan den Alltag der ausländi· 
schen frau im bundesdeutschen Exil, 
aber im Gegensatz zu der geläufigen Emi· 
gran lenliteratur geht es ihr wen iger um 
die Anprangerung der tagtäglichen Dis­
kriminierungen, sondern um die Ver­
gegen wän igung der Widersprüche, die 
eine aus dem Orien t kommende frau in 
den großen Einsamkei ten unserer west­
lichen Metropolen erfähr t. Sie be­
schreibt dieses Leid ohne fa lsche Senti­
mentalität und ohne die trügerische 
Hoffn ung, daß eine Rückkehr zu den 
alten Werten und Bindungen möglich 
oder sinnvoll wäre. 
Ihre Haltung zum westöstlichen Kul tur­
konflikt gleicht der von Ayse\ Ozakin 
(siehe Beitrag in: Ai B 7/ 1986; d . Red.) , 
der in der Bundesrepublik lebenden und 
schreibenden türkischen Exilautori n, in 
deren Romanen, Erzählungen und 
Poemen sich ebenfalls das j ahrhunder t­
thema der fra uenbefreiung mit dem 
westöstlichen Gegensatz vermischt. 
Beide Autorinnen gestalten die Berüh· 
rung und Vermischung zweier wider­
streitender Kulturen in einer Person oder 
in einer Familie nicht als unabwend bare 
Tragödie, sondern zugleich a ls Chance, 
den Gesamtcharakter unseres Zeitalters 
im Umbruch der Werte, Kul turen und 
Gesellschaften zu begreifen. Dem Wan­
del in der fami l.iären und gesellschaftl i­
chen Stellung des anderen Geschlechts 
kommt dabei beiden aus dem Orient 
kommenden Exilschriftstellerin!len die 
Schlüsselrolle zu. 
Das dritte Buch Torkans, " All nacht " , ist 
in diesen Tagen erschienen. t-.l ir scheint, 
es ist ihr bisher rei fstes und sc hönstes 
Werk, irgendwo zwischen Roman und 
Erzählung, zwischen Tagebuch und 
Essay, zwischen Lyrik und Prosa angesie· 
deli. Es ist ein Buch der Liebe im Wider· 
streit zwischen gesellschaftlicher Norm 
und individuel!em Glücksanspruch, im 
Spannungs feld zwischen ~ntsagung und 
Erfli llung, zwischen orientalischer 
Mystik und abendländischem Rea lismus. 
Torkans lyrische Novene ist ei ne Art 
westöst licher Diwan in Prosa, ein 
psychologisch einfUhlsam erdichtetes 
Filigran·Werk aus Refle xionen und im· 
pressionen, ein kunstvoll ineinander ver· 
flochtenes T eppichgewebe, in das orien· 
talisehe Legenden, Kindheitserinnerun · 
gen , Märchenelemente und Weisheiten 
aus dem Koran, dem Alten und dem 
Neuen Testament hineinverwoben sind : 

die Bibel bewährt sich bei d iesem Ver­
fa hren als westöstliches Geschichtsb uch. 
Torkans "Allnacht" setzl Abend- und 
Morgenland in ideelle Beziehungen zu­
einander, vergleicht die Wel t- und Men­
schenbilder beider Kulturen miteinander 
und versucht dabei, beiden Seiten ge­
recht lU werden. Der Ku lturkon ni kt 
wird mit dem Mantel der Liebe um hüllt, 
ohne daß dabei die Gegensätze der Ge­
sellschaften, der Genera tionen und der 
Geschlechter zugedeckt werden. 

Besondere Aufmer ksamkei t gilt der ver­
borgenen Kultur der f rau im Orient. 
T orkan macht den Mythos der J ungfräu. 
lichkeit begreiflich und den kt über das 
Geheimn is der Mu tterschaft nach, nicht 
aus biologischer oder femi nistischer 
Sichl , sondern aus der Sichtweise einer 
Gesellschafukultur, in der Ehre und 
Würde Leitbegriffe geblieben sind . 
Die a lte groß familiäre Ordnung ist uno 
wiederbringlich verloren im Iran auf die 
Dauer, nicht anders als hierzulande, 
nich t zuletzt darum. weil sie unvereinbar 
ist mit dem Rech t au f individuelle 
Selbstverwirklichung. Trotzdem wirft 
Torkan zumindest zwischen den Zeilen 
ihres Erzäh l- und Gedan kenleppichs die 
f rage auf, ob wir in unsere modeme 
Gesellschaft nicht mehr von dem geisti­
gen und emo tionalen Erbe des überliefer-

lell f amilienzusammenhangs aufneh­
men soll ten. 
Offenkundig sind weder die staatliche 
Fürsorge noch der Solidaritä tsgedan ke 
der unterdrüc kten Klassen und Schich· 
ten geeignet, uns jenes Maß an Geborgen· 
hei t zu gewähren , das in den alten f am i· 
lienbanden zum seel ischen I-Iaushaltsvor­
rat zu gehören schien. T orkan romanli· 
sien die orienta lische Liebe keineswegs. 
Sie verurteilt d ie Polygamie o hne \\enn 
und Aber und gehl mit den islamischen 
formen der Frauenunterdriic kung ent­
schieden ins Gericht, ohne dabei die 
westlichen Varianten zu übersehen. Sie 
beklagt zugleich die GefUhlskälte und 
Lieblosigkeit hiesiger "Beziehungen". 

Dennoch sagt sie der Liebe kein Lebe­
woh l. In der Liebe von Mann und Frau 
sieht sie immer noch den einfachsten 
Weg zum Verstehen der Geschlech ter, 
der Generationen und der Kult ure n. Die 
Geschlechterliebe schafft dabei keine 
hei le Welt und keine insel seliger T räu· 
me', aber sie setzt in den Menschen 
Kräft e und Hoffnungen fre i, die sie be­
fa higen, au f den anderen zuzugehen und 
der Mühsal der "Allnacht" ,des tagtägli. 
ehen Leidensdrucks, standzuhalten . 
Torkan, Allnacht. Roya und Alp-Traum, 
perspol·Verlag, Hamburg 1987,96 Sei­
ten, 18 DM 
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Ökologie 

Tbomas Hax/Georg Hanecke 

Die Vernichtung des 
Amazonas-Regenwaldes aufhalten! 
In kaum einer anderen Region dieser 
E.rde sind d ie Folgen der Weltmarkt krise 
so deutlich zu spüren wie im Großraum 
Amazonien. 
In Brasilien, der achtgrößtcn Industrie­
macht der Welt, lebt etwa die Häfte der 
Bevölkerung in Armut und Elend, ein 
Viertel der Arbeilsfahigen ist arbeits los 
oder unlerbeschäfligl, und von den 50,2 
Mi o Beschäftigten e rh alten 13% gar kei­
nen Lohn und 30% weniger als den staat­
lich festgesetzten Mindestlohn. Die bis­
lang sektoral erreichten ökonomischen 
Erfolge Brasiliens haben keine Ober­
windung des Elends breiter Massen be­
wirken können, und auch in Zukunft ist 
die gesellschaftliche Entwicklung durch 
die Verschuldungskrise gefährdet. 
Eine unreflektierte Ausbeutung bzw. 
Gefährdung der Region Amazonien 
durch Großprojekte bei der Erzförde­
rung und-verhÜllung und in Land-, Vieh­
und Forstwirtschaft ist die Folge dieser 
hohen Schuldenlast, wobei die Industrie­
nationen in .doppelter Hinsicht profitie­
ren: Zinsen und Rohstoffe ! Darüber hin_ 
aus sind die sozialen Probleme (Landver­
treibung/ Bedrohung der letzten India­
nerstämme) und die ökologischen Zer­
stÖrungen von jahr zu jahr spektakulä­
rer. 
Von den tropischen Regenwäldern , die 
Ende der 70er j ahre laul UN ESCO welt­
weit etwa 700 ~lio ha bedec ken , befin­
den sich fast drei Viertel im Amazonas­
becken und davo n über die Hälftr in 
seinem brasilianischen Teil, nämlich ca. 
360Mio ha_ 

Der Feuchtwald ist aber nicht nur Res­
source für die Holzverarbeitung, er ist 
auch Grundlage und Produzent des re­
gionalen und des globalen Klimas, ein 
bedeutender Lebensraum für eine viel­
fältige Flora und Fauna, ein unverzicht-' 
barer genetischer Speicher. Die Abhol­
zung des Regenwaldes führt zu einer Zer­
störung des Lebensraumes für Menschen, 
T iere und Pflanzrn, das Klima wird ver­
ändert. Durch die Verbrennung von 
Brennstoffen und die Entwaldung ist die 
C02-Menge in der Atmosphäre um 15% 
angestiegen; daraus resultiert in diesem 
j ahrhundert noch keine merkliche Auf­
heizung der unteren Schichten der 
Atmosphäre , wohl aber ist hiermit für 
den Beginn des kommenden jahrhun-
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derts zu rechnen. 
Nach einer Berechnung von Fearnside 
( 1982) kann bei einer andauernden Ab­
holzung des amazonischcn Regenwaldes 
seine vollständige Vernichtung nicht 
ausgesc hlossen werden. Er prognosti­
ziert bei ungebrochener Fortsetzungdes 
Holzschlags, daß der Regen wald schon 
1991 nicht mehr (regional) ex istieren 
wird. In Rondönia, Goias und Mato 
Grosso wäre der Feuchtwald schon 1988 
oder 1989 zerstört, im Staat Amazönas 
im j ahre 2003, in Para 1991. Wenn es 
auch and~rslautende Stimmen gib t, so 
läßt sieh eine massive Bedrohung nicht 
leugnen. 
Die u.a. vom 8MZ (Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbei t ; d. 
Red.) so gelobten Wiederaufforstungs­
programme halten weder quantitativ mit 
der Hol zeinschl agsrate mit noch ersetzen 
sie das komplexe, vie lfaltige System des 
Regenwaldes. Mit ihnen werden lediglich 
monokulturell e " Holzfabri ken" ge­
schaffen. Während nach einer Studie aus 
dem j ahre 1980 die Wald- und Holzteser· 
ven der Industridänder auch im Jahre 
2000 noch ungefahr erhalten sein wer­
den, schrumpfen die Bestände in der 
Dritten Welt rapide: allein in Amazonien 
stieg die abgehollte Fläche zwischen 

1'1'01 .. 1 legen d,~ Abl>ollunl d .. R.g.n"alda. 

1975 und 1980 von 2,8 auf 12,4 Mio ha. 
Beate von Deviviere (1984) bemängelt, 
daß Teile des östlichen und des südlichen 
Amazonasgebietes (Para, Mato Grosso 
und Rondönia) bis 1990 durch Vieh­
zuch t, Siedler und Waldwirtschaft weil­
gehend und mit großer Geschwindigkeit 
umgewandelt werden, daß Teile derbra­
silian ischen Amazonaswälder (Tiefland­
regenwälder) hauptsächl ich in Amapa, 
Acre (en tlang der Transamazoniea) 
durch Siedler, Waldwirtschaft, Rinder­
zucht und Holzabbau bis 1990 in mäßi­
ger Geschwindigkeit umgewandelt wer­
den. 
Wenn auch das Bundeswirtschaftsmini­
sterium betont, Brasi lien spiele derzeit 
als Holzlieferant eine untergeordnete 
Rolle, so ist nicht zu verkennen, daßzurn 
Beispiel auch der "Verein Deutscher 
Holzeinfuhrhäuser e.V." in seinem Jah­
resberich t 1986 in Brasilien einen kom­
menden Markt sieh t. In Verbindung mit 
den bereits erwähnten Gründen fur eine 
Ausbeutung Amazoniens (Rohs toffel 
Viehwirtschaft) dürfte die mehr und 
mehr einsetzende Holzausbeutung der 
Region (soweit möglich) ein weiterer 
Störfaktor sein. Letztlich ist auch die 
Anlage sog. Baumplantagen (Regenwald­
gebiete werden für die Pflanzungen 
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schnellwüchsiger Baumarten geopfert ... ) 
ein emstzunehmender Faktor, denn 
Plantagenwirtschaften unterliegen den 
gleichen Naturgesetzen wie alle anderen 
Monokuhuren: sie ziehen Krankheiten, 
Schädlinge an; der nährstoffarme Ur­
wald wird durch die setzlinge noch 
ärmer, riesige Mengen von Dünger sind 
erforderlich, um die gewünschte Produk­
tivität zu erzielen (z.B. Baumplantagen 
zur Gewinnung von Zellulose zur Papier. 
herstellung). 
Das Fazit ist niederschmetternd. Auf 
vielfältige Art und Weise tragen die Ver­
treter der Industrienationen zur Zerstö­
rung der Regenwälder bei: Europa ist 
mit 40% des Weltverbrauchs an tropi­
schem Hol:!: der zweitgrößte Verbrau­
cher, gleich nach j apan mit 48%; mit 
jedem Biß in einen Hamburger zerstören 
wir ein Stück Regenwald, denn schließ­
lich machen "fast-food"-Ketten wie Me 
Donald's u.a., die von großen Rinderfar­
men in Lateinamerika und andernorts 
ihr Fleisch beziehen, auch bei uns immer 
größere Gewinne, wenn auch hiesige 
FJeischklöpse aus deutschem Fleisch 
hergestellt werden, wobei die EC-Rind­
viecher fleißig mit brasilianischem Soja­
schrot gefüttert werden. 

Die Abholzung 
des Feuchtwaldes bedeutet: 

Zerstörungeines Lebensraumes, 
eines genetischen Speichers und 
bedrohliche Veränderungen des 

globalen Klimas 

Und zur Krönung profitiert die EG auch 
ganz gewaltig von dem Großprojekt 
Carajas, wo in den Bergen, einige hun­
dert Kilometer südlich des gigantischen 
Staudamms Tucurui, die größten Eisen­
erzvorkommen der Erde lagern. Eine 
Eisenbahn bringt das Erz über 880 km 
nach Nordosten in den neuen Tiefsee­
hafen bei Säo Luis an der Atlantikküste. 
Von dort erfolgt eine Verschiffung in 
alle Welt. Das 5-Mrd-S-Projekt wurde 
bzw. wird von Brasilien und einer Anzahl 
ausländischer Geldgeber mit finanziert, 
dabei vier japanische Finanzunterneh­
men, verschiedene amerikanische Ban­
ken, die Weltbank und die Europäische 
Gemeinschaft, die 7 bzw. 10% der 
Kosten finanzieren. Als "Entschädi­
gung" für das EG-Darlehen soll die euro­
päische Stahlindustrie in Zukunft Eisen­
erzlieferungen zu garantierten Vorzugs­
preisen bekommen, die von brasiliani­
schen Oppositionspolitikem mit vollem 
Recht als "Bananenpreise" bezeichnet 
werden. 
In vielen Bereichen nimm t die Schulden­
sklaverei Brasiliens beängstigende Aus­
maße an, wobei es nicht selten an der 
Engstirnigkeit der "entwickelten" Welt 
liegt, daß Änderungen unmöglich schei-

nen. 
Zum großen Carajas-Projekt gehören in 
Zukunft bis zu 30 andere Bergwerke so­
wie metallverarbeitende Industrien, Was­
serkraftwerke, forst-, vieh- und landwirt­
schaftliche Projekte; 10 neue Städte 
müssen fur die Arbeiter und Zuwanderer 
gebaut werden. Einen entscheidenden 
Faktor in diesen gigantischen Ausbeu­
tungsvorhaben im Großraum Amazo­
nien stellt die Energiefrage dar. Einer­
seits will Brasilien sich langfristig von 
den hohen und zudem teuren Öleinfuh­
ren unabhängiger machen, andererseits 
wurden ausländischen Geldgebern zur 
Unterstützung der internationalen Eisen­
erz- und Bauxitindustrie hohe Steuerver­
günstigungen, großzügige Importquoten 
und Strom zu verbilligten Preisen zuge­
sagt, die etwa 30% unter dem Normal­
preis liegen. 
Wenn auch Brasiliens Stromverbrauch 
im jahre 1981 um 10% sank, anstatt­
wie prognostiziert - um 14% anzustei­
gen, ist man bei der Elektrizitätsgesell­
schaft ELEKTRONORTE zuversicht­
lich, daß am Amazonas schlechthin jeder 
S.taudamm wirtschaftlich sei, wenn man 
bedenke, daß das Land "nichts" koste ! 
Der einzige Preis ist eben der für die 
Umwelt! 
Das Amazonas-Flußsystem speichert 
etwa 40% des hydroelektrischen Ge­
samtpotentials Brasiliens, nämlich ca. 
48.700 MW/jahr von insgesamt 106.570 
MW!Jahr; Schätzungen besagen, daß der 
neue Reichtum, den Amazonien expor­
tieren kann, nicht zuletzt seine großen 
hydroelektrischen Energien sind, ob­
wohl der Transport von Strom noch be­
kanntermaßen große Probleme mit sich 
führt. Wenn auch Wasserkraft eine 
Schlüsselrolle in der Ausbeutung des 
Amazonasraumes einnimmt (Erzeugung 
von Wärme/die Prozessierung der Roh­
stoffe, ... ), so sind die Auswirkungen in 
ökologischer und sozialer Hinsicht kata­
strophal. Bei dem Bau des Staudamms 
TUCURUI wurden diese sehr früh pro­
gnostiziert bzw. wenig später auch schon 
beklagt: Indianer verloren iht Gebiet, 
Fäulnis der nicht geräumten Biomasse 
führte nach der Flutung zu einer Gefahr 
durch Freisetzung toxischer Gase; die 
Wasseroberfläche wurde mit Wasser· 
hyazinthen überwuchen, so daß mit der 
reduzierten Lichtdurchlässigkeit die Bil­
dung von Phytoplank ton verringert wur­
de; die Nahrung fti.r die Fische ging zu­
rück, und die Anwohner verloren eine 
wichtige Proteinquelle! 
Die maximale Ausschöpfung des Ener­
giepotentials ist in Brasilien noch längst 
nicht erreicht, weitere Wasserkraftwerke 
mittleren und großen Ausmaßes sind ge­
plant. Es steht zu befürchten, daß mit 
der Vergabe eines zweiten Energie­
sektorkredits der Weltbank für Brasilien 
e ine dramatische Zuspitzung des hier 

Mil der Ers<:hli<llung des Amuon~SBeb'~les wird die Ab­
holzung ,orber<:;l<l. 

grob skizzierten Trends in verschiedenen 
Bereichen erzielt wird. Nicht zuletzt 
durch die hohe Auslandsverschuldung 
und das daraus resultierende rege In­
teresse der brasilianischen Regierung, 
das ausländische Kapital zu hofieren, 
fti.hnen dazu, daß auch in Zukunft bei 
den ohnehin überflüssigen Staudamm­
projekten (denn sie dienen lediglich der 
Vernichtung eines der wichtigsten 
Naturgebiete unserer Erde!) ökologische 
undsoziale Gesichtspunkte wenigbeach­
tet werden. Wenn man auch aufgrund 
wachsenden Drucks im In- und Ausland 
mittlerweile zu Minimalbekenntnissen 
gelangt ist, so bleibt es doch fraglich, ob 
ein überleben von Mensch und Natur in 
Amazoniengesichert wird. 
Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit im Deutschen Bundestag mel­
dete bereits gegen den ersten Energie­
sektorkredit der Weltbank für Brasilien 
arge Bedenken an, während man im BMZ 
behauptete, Ökologische Notwendig­
keiten und der Schutz indianischer Min­
derheiten wären auch hier schon eine 
Selbstverständlichkeit gewesen. Am 
9.12.1987 beratschlagte der Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
unter dem Vonitz von Prof. Dr. Uwe 
Holtz (SPD) über den zweiten Energie­
sektorkredit der Weltbank, wobei auf 
eine telefonische Anfrage der Kampagne 
schon deutlich wurde, daß die gerühm· 
ten Kontakte des BMZ mit ökologie­
Kommissionen in Brasilien wohl eher als 
Wortgeklinge1 zu deuten sind. Denn die­
se sind überaus regierungsfreundlich, 
also im besten Sinne schlußendlich ex­
portorientiert. 
Den Mitgliedern der Kampagne "MAN­
DACARU: Widerstand gegen tödliche 
Hilfe " geht es in erster Linie um eine 
breitgefacherte Sensibilisierung an der 
Basis. Der Schutz und die Erhaltung! 
Rettung Amazoniens können nur er-
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reicht werden, wenn sich über eine dünne 
Schicht Wissender hinaus e ine breite Be· 
wegung formiert. die durch praktisches 
Handeln im All tag dokumentiert, daß ihr 
das Schicksal Amazoniens (und natürlich 
auch anderer Regenwaldgebiete der 
Erde) am Herzen liegt. 
Einen solche n Umdenkungsprozeß kann 
man nach Ansicht der Mitglied er von 
Mandacaru auf verschiedenen Wegen er· 
re ichen. Diese seien hier nur grob skiz­

ziert; 
a) Proklamation des generellen Ver­
zichts auf tropische Hö lzer, die bei uns 
u_ a_ in der Möbelindustrie und in der 
Bauzimmerei Verwendung find en. 

b) Konsequenter Boykott aHer "fast­
food"- Ketten, da diese durch ihre inter­
nationale Politik zur Vernichtung des 

Regenwaldes b eitragen. 

cl Beständige Interven tion bei al len 
polit ischen Instanzen, um eine sen siblere 
Vorgehensweise zu fordern, den Ver­
zicht auf tropische Hölzer anzuregen, 
um das Auftreten in den internationa len 

Kommissionen langfristig umzugestal­
ten. 
d) Brieniche Proteste beim BMZ gegen 
eine erneute Manifestation des Vernich ­
tungstrends in Amazonien durc h d ie vor­

schnelle und u nreflektierte Z ustimm ung 
zu einem zweiten Energiesektorkred it 
flir Brasilie n , einhergehend mit der For­
deru ng nach einem genere llen Verzich t 
auf das hydroelektrische Pr ogram m. 
e) Stetige Hinweise auf d en hohen Grad 

von Handlungsmöglichkeiten der Bun­
desrepublik Deutschland innerhalb der 
Weltbank, wenn auch vom BMZ immer 
behauptet wird, bei e inem Stimmrechts­
anteil von 5,49% seien die Handlungs­

möglichkeiten gerin g! 
Das erste Ziel mu ß es sein, gegen d ie 
droh enden Tendenzen , die m it e inem 
zweiten Energiesektorkredit der Welt­
bank verb unden sind, lau tstark zu pro­
test iere n ! 
Hierzu bedarf es einer Intcrvcn tion bei 
allen Parteien, allen aufgeschlossenen 
Politikern, bei der Bundesregierung und 
b ei d er Weltbank! Wir fordern somit alle 
Gruppen, Privatpersonen und Verbände 
auf, diesbezüglich die Ini t iative zu ergrei­
fen. Erst im März 1988 soll endgültig 
über den Kredit e ntschieden werden; es 
bleibt also noch Zeit! Zudem bitten wir 
um eine Thematisierung der grundSätz­
lichen Problematik. Mit dem Wald stirbt 
der MenS(:h, verhindern wir de n Tod 
Amazoniens, noch könnte es früh genug 
sein! 

Kontalltadresun: AK 3. Welt SI. Peter, clo 
Thomas Hax/Georg HIlI1e1<e, Kirchpla/z 4, 
4350 Recll/inghßl.IJen, TeL: 023611 26825,-
0242 1/ 55178: und fiir den Bereich "last­
lood": Oliver Weilandt, Fast Food Inlo- und 
Koordino.tionsbüro, c/o Dritte-Welt-Haus, 
Friesengfuse 13, 6000 Frankfurt/a.M. 90, TtL: 
069/704487 
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Sudafrika 

U-Boot-Affäre 
nicht vom Tisch 
Per Verfugung vom 11. Januar dJ. $teilte die 
Kieler Oberfinanzdirektion (OFD) ihr Ermitt­
lungsverfahren gegen die staatlichen Howaldts­
werke - Deutsche Werft AG (HDW) und das 
Ingenieurkontor Liibeck (IKL) "wegen des 
Verdachts der ungenehmigten Lieferung von 
U-Boot-Blaupausen (Fertigungsunterlagen) in 
die Republik Südafri ka" ein. Angeblich, so 
OFD-Präsident Hansen tags darauf, "reichen 
die gelieferten Blaupausen nicht aus, um damit 
ein U·Boot oder wesentliche Teile davon :tu 

bauen". 

Ein entsprechendes Verfahren hatte bereits im 
Ju li 1987 die Kieler Staatsanwaltschaft einge­
stellt (siehe Al B 10{1987, S_ 49). Mit dem 
nunmehrigen Entscheid der OFD, die linniger­
weise als Behörde Bundesfinanzminister Stol­
tenberg (CDU) untersteht, sprach lich dieser 
~uasi selbst erst einmal vom Verdacht der Mit· 
täterschaft frei . Gegen Stoltenberg und Bun­
deswirtschaftsminister Bangcmann (FDP) 
konzentrieren sich nämlich inzwischen die 
Verdachtsmomente der Mi twisser- bzw, Mit­
täterschaft, Die Anti-Apartheid-Bewegunghat 
gegen beide Bonner Minister, gegen HDW, IKL 
und weitere Finnen am 18.12.1981 bei der 
Staatsanwaltschaft Bonn Strafantrag wegen 
Beteiligung an einem illegalen Waffengeschäft 
gestellt. 

Die OFo.Unterlagcn wurden mittlerweile dem 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
zur U-Boot·AWire in Sonn übergeben_ Dieser 
brachte Ende Januar dJ. einen neuen Fakt ans 
Tageslicht, nämlich, daß Ende 1986 über das 
Drittland hrael ein HDW-U-Boot-Modell 
(Kostenpunkt 2,6 Mio DM) nach Südafrika 
verschifft worden ist. Auch verdichten sich 
Hinweise darauf, daß bundesdeutsche In­
genieure längst an der U-Boot· Fertigung auf 
südafrikanischem Terrain nutwerkeln. 
Das AU$5chußmitgiied Uschi Eid (GRüN E) 
tippt darauf, daß der Stapellauf des ersten 
~·Bootes in Durban im J ahr 1990 zu erwarten 
ist und schlußfolgert: "Alle bisher vorlie­
~nden Fakten deuten darauf hin, daß das 
U-Bool·Geschäft mit Billigung der Regierung 
'~lammheimlich fortgefiihrt wird_ Es sieht so 

aus, ab würde in Südafrika mit Hilfe deutscher 
Techniker gegenwärtig an der Fertigstellung' 
von viel' U·Booten des Typ' 1650 gearbeitet." 

Mosambik 

Kampagne 
gegen Südafrikas Krieg 
Die Kampagne "Beendet Südafri kas Krieg ge­
gen die Nachbarstaaten - Apartheid tötet 
auch in Mosambik", die u.a. von telTe des 
hommes, denGRONEN,dem Koordinierungs­
heis Mosambik, medico international und der 
inform31ionutt:l.le südliches afrika (ISSA) ge­
tragen wird, beginnt mit einem Hearing der 
"G RONEN im Bundestag" am 14.{ 15. Män 
dJ.-
An diesem Hearing werden Vertreter der Fre­
limo-Regierung, Augenzeugen des Krieges in 
Mosambik und Vertreter von Entwicklungs· 
hilfeorganisationen, die in Mosambik arbeiten, 
teil nehmen. Es soll nicht allein um Informatio­
nen über den Krieg gegen Mosambik, sondern 
auch um mÖgliche Gegenmaßnahmen gehen, 
Das Hearing soll von einer großen Kulturver· 
anstaltung mit Künstlern aus Mosambik beglei­
tet werden. 
Nach dem Hearingwerden die Frelimo-Vertre· 
ter im Rahmen einer Rundreise durch die BRD 
für lokale Veramtaltungen zur Verfügung ste­
hen_ Bis lum Herbst sind Filmprogrnmme mit 
mosambikanischen Spiel· und Dokumentar· 
filmen sowie eventuell ein Solidaritätskonzert 
einer bundesdeutschen Musikgrup~ in 
Mosambik geplant. Begleitend zur Kampagne 
werden Broschüren, Infoblätter und Plakate 
erstellt. 
In ihrem Aufruf forden die Kampagne u,a. die 
Verhängung umfassender und bindender Sank· 
tionen gegen Südafrika, die "materielle und 
politische Unterstützung der Befreiungsbewe­
gungen Südafrikas und Namibias". die Unter· 
bindung jeglicher Unterstützung der Contra­
Organisationen aus der BRD, eine umfassende 
wirtschaftl iche Unterstützung Mosambiks 
sowie eine politische und wirtschaftliche Un­
terstütlung der Koordinationskonfereru: zur 
Entwicklung des Südlichen Afrika (SADCC)_ 
Kontak t: ISSA, Blücheutr. 14, 5300 Bonn I , 
Tel 0228-213288 

EI Salvador 

Weihnachtskonvoi 
für Flüchtlinge 
Als Zeichen der Solidarität mit den von Hon_ 
duras nach EI Salvador fÜckgesiedelten 
Flüchtlingen und zum Zweck der direkten 
materiellen Unterstützung besuchten 100 
westeuropäische Delegierte über die Weih· 
nachtsfeiertage Wiederansiedlungsprojekte in 
GuajibJArcatao, San Jose de las Flores in DIa­
latenango und in den Provinzen Morazan und 
Usultan_ Trotz der Behinderungsverruche sei· 
lens der zuständigen Militärbehörden, die offi· 
zielle Durchlaßbescheinigungcn verweigerten, 
gelang es dem von der Christlichen Initiative 
Romero (Kardinal-von-Galen·Ring 45, 4400 
Münster) koordinierten "Konvoi für EI Salva­
dor", an dem sich U.a. die Europaparlamen­
tarier Boesmans (Belgien), Gutierrez·Div. 
(Spanien) und Sakelariou (BRD) beteiligten, 
Lebensmittel und Medikamente im Wert von 
100.000 D~t zu überbringen. 
Seit Anfang 1986 unterstützen kirchliche In-



stitutionen und private Gruppen \·tntärkt die 
F\üchtlinse bei Witdttansiedlungen und dem 
Aufbau ihrer Dörfer. Diese sind pennanmt 
dem Druck du Milit;o.n ausgesetzt, wal \'onder 
hiufigen Blockierung der Lth<'nsmindhilfe 
bis zu Verhaftungen der B~ohner und der 
Militarilierung der Orte reichLlm Rahmen du 
mi tlelamerikan; sehen Friederuab kommen, 
kehnen im Oktober 1987 4.500 Salvadorianer 
aus lionduras in ihre Heimat zulÜck. Sie becKit· 
fen nun der aktiven H~fe auch au, dem Au" 
land, um ihr Recht auf sdbstbestimmte 
Rücksledlu", geSen den Widentand dei Mili· 
täll durehsetzen.tu können. 

Chile 

Bonner Gefälligkeiten 
In einem offenen Brief wandte sich du Chile· 
Komitee Munster an Bundeskanzler Kohl und 
bat um eine Stellungnahme zu den jünpten 
Ent$cheidungen der Bonner Chilepolitik. 
Neben der noch immer fehlenden Zunge, den 
15 von der Todesstrafe bedrohten poliu"hen 
Hiftli~n in der BRD Asyl zu gewähren (vgl. 
Al B 9/1987 , S. 5f.), prangerte du Komitee 
Kohl, Wirt.schafllhilfe fur Pinochet an. 

Mit Untentiitzung der Bundesregierung bane 
die Wellbank Mille Januar d.J. eInen drillen 
Kredit zur Strukturn:fonn der chileniso::hen 
Wirt.schaft gebilligt. Während ,ich Italien und 
die skandinavi"hen Länder gegen diesen 
neuen Kredit aunprachen, sich weitere euro­
päische Länder und. sogar der US·amerika· 
ni.sehe Vertreter der Stimme enthielten, gab 
80nngriincs Licht rur die 250 Mio $. 
Kohl sprach von einer Kteditvergabe nach 
"aullchlie6lich finanziellen und wirt· 
Khaftliehen Kriterien". In einem gleichzeitig 
an Pinoehet gerichteten Schreiben ersuchte er 
un\ocrbindlich um eine "Verbesserung im Be­
reich der Meruchenrechte", zumal die Enl' 
scheidung in der BRD mll "voßem Emu" 
diskutiert worden sei. Weiter wandte lieh der 
CDU·Politiker an den Diktator mit der Bitte, 
"den in Gangbefindlichen Demoltratisierunp· 
prozeß ~ora~utreiben ... " 
Die Gewährung der dritten Tranche führte bei 
den GRÜNEN und der SPD zu scharfer Kritik. 
Uwe Holtz (SPD), Vorsitzender des Bundes· 
tagJausschUSM:1 für wirtschaftliche ZU$llmmen· 
arbeit, sprach von einem "entJar."enden Skan· 
da l". 
In den Reihen der Koalition herrschte Uneinig' 
keit. Genscher und Blüm äußerten ihre Beden. 
ken gegenüber CSU·Entwicklungshilfemini$tef 
Klein. Geißler befürwortete eine Vertagung 
des Krediu bis turn Herbst dJ. Doch trotz 
ihrel Votum, wagte keiner d~r \'onnall in 
Sachen Menschmrechte nach Olile gereisten 
Koolitionspolitiker, für ein hartes Nein der 
Bundesregierung mauiv einzutreten. 

In Schweigen hüllt sich die Bundesregierung 
auch im Falle der Dwtsch·Olilenin Karin 
Eitel. Die Studentin war Anfang November 
1987 im Zusammenhang mit der Entführung 
des Obe"ten CalTeilo in Santiago verhaftel 
und der Mitgliedschaft in der Patriotischen 
Bdreiungsfront Manud Rodriguez (FPMR) 
bcs<:huldigt worden. Mitarbeiter der chileni· 
schen Oppositionszeitung Analisis, dk Frau 
Eitel im Gerangnis besuchten, h<'richteten von 
Folterspuren. Unter Folterund mit Isolatioru· 
hdt erpreßten die Behörden Geständnisse de r 
jungen frau. 
Noch fehlt eine breite Solidaritäubewegung, 
die wie im Falle '1'01'1 Beatriz Brinkmann, zur 
FreHUlung Karin Eiteli fUhren könnte. 

Korea 

Wahlerfolg der Diktatur 
Der Kandidat der JÜdkoreanil<:hen Diktatur, 
Roh Tae Woo, konnte am 16.Dcumber 1987 
mit 55,9% der Wähleruimmen die Prisident· 
schaftswahlen für lieh mucheiden. Auf die 
beiden führer der bürgerlichen Opposition, 
Kim Young Sam und Kim Dae Jung. entfielen 
27,5% bzw. 26,5%. Der rechte Kandidat Kim 
Jong Pil, ein ehemaliger Geheimdienstchefund 
Premierminister dei Diktators Park ehung 
Uee, elTeichte einen Anteil \'on 7,9"- Diese 
erstmalI direkten Prisidentschduwahlen, an 
dmm sich 89,7'" der Wahlberechtigten betei· 
ligten, waren der Diktatur durch die M.usen. 
bewegung im Juni 1987 abgerungen worden. 
Die beiden Oppositiorukandidaten warfen der 
Regierung Wahlbetrug yor. Neben offenkun­
digen Fäbchungen nutzte der Regierunpkan­
didat den gesamten Staauapparat rur seine 
Wahlkampagne und ließ die 600.000 Soldaten 
u,nter Aufsicht der Offiziere zu seinen Gunsten 
abstimmen. Proteste gegen diese Manipulatio­
nm blieben jedoch schwach, wei l die Unfahii" 
keit der bürgerlichen Opposition, lich auf ei. 
nen Kandidaten zu einigen, ihre Niederlage 
mit"erunacht bat. Zuu.mmen konnten sie 
54%dcr Stimmm auf sieh "ereinigen. 
Eine neue Chance, die ~lachl des Prlisidcnten 
zumindest einzuschranken. ergibt sich rur die 
Opposition bei den Parlamentswahlen, die 
spätestem bis Ende April dJ. stattfinden sol· 
len. Um eine Mehrheit zu emngen, wirdjedoch 
eine Einigung der Oppotition und eine Verän· 
derung des Wahlsystems notwendig .sein. Bei 
den letzten Parlamentswahlen im J~hr 1985 
konnte die Diktatur mit lediglich 37,5'11> der 
Stimmen eine saite Mehrheit der Sitze elTei· 
ehen. 

Zum Wahlsieg Roh Tae Woos durfte lIuch eine 
Kampagne beigetragal haben, bei der die 
Volksdemokrati!lChe Republik Korea für den 
Absturz eines siidkoreanischen Flugzeugs am 
29. 11.1987 über Burmll \'enmtwortlich ge. 
-nacht wurde. Dah<'i kamen 11 5 Menschen 
UIT1!l Leben. Eine mutmaßliche Atlentliterin 
war am 15.12.1987 "on 83hrain 3n Sudkorea 
ausgeliefert worden. Am 15.Januar d.J. wurde 
ler Presse in Seaul eine angeblich nordkoreani· 
fehe Agentin \'orgeführt, die uklarte, zusam' 
men mit einem anderen Agenten, der in 
BlIhl1lin Selbstmord beging, das AUentat auf 
\nweisung \'on Kim Jong 11, dem Sohn des 
n"!rdkoreanischen StaatschefJ Kim 11 Sung, 

Kurzinformationen 

durchgefUhrt zu haben. 
Ziel des Anschlags sei es gewesen, so die süd· 
korelUliso::hcn Behörden, die Wahlen zu stören 
und Länder yon der Teilnahme an den olym. 
pischen Spiden abzubringen. Gegen diele Ver· 
sion Sllrechenjedoch mehrere Indizien. Sosind 
die Methoden des südkoreanischen Geheim· 
dienuCl, Geständniue tU erpressen, allgemein 
bekannt. Und die Behauptung, die angebliche 
Agentin habe nach einer Rundreise in Seoul 
erkannt, daß die nordkorcanischc Propaganda 
lüge und dann ein Geständnis abgelegt, klingt 
mc:hr als unwahrscheinlich. Japanische Presse­
mddungen berichten außerdem, daß die auf 
der Pressekonferenz "orgefllhrte Frau keine 
Ähnlichkeit mit der Frau hahe, die in Bahra;n 
gefangengenom men wurde. 

Gegen die nordkoreanischeTäterschaft spricht 
auch, daß der politische Nutzen allein Süd· 
korea zukommt. Neben der Wahlkampfmuni. 
tion, die der Flugzwgabsturz lieferte, gelang es 
zudem, Nordkorea weiler in die politi$Che iso­
lation zu treiben. So be,chloß Japan diploma· 
t;,che Sanktionen und die USA nahmen Nord­
korea in Reagans Hitlistc der Terroristenstaa· 
ten auf, mangels anderer Sanktionsmöslichkei­
ten. Die Forderung Nordkoreas, einen große· 
ren Anteil der Olympischen Spiele im Norden 
stattfinden zu lassen, wurde damit endgilltis 
aufs Abstellgleis geschoben. 

Kamputschea 

Rücktritt Slhanouks 
Prinz Norodom Sibanouk pb.am 30. Januar 
dJ., während eines Besuche, in Beijing, seinen 
Rücktritt "om Vorsitt der antivietnamc:siso::hen 
Koalition des "Dcmokrati.sehen Kamput· 
schca" bekannt. Bereits im Mai 1987 haue lich 
Sibanouk ,'on diesem Amt beurlaubt, um ge. 
gen den Willen seiner Koalitionspartner Kon· 
takte mit der kampul5Cheanischen Regierung 
kniipfen zu können. Dieses Bestreben ruhne 
Anfang Dezember 1987 zu einem Treffen mit 
dem kampuucheanischen Ministerpräsidenten 
Hun Sen in der Nähe von Pari, (siehe AlB 
1·2/1988, S. 6.!1ff.). Seinen Rücktritt begrün· 
dete Sibanouk mit der unveränderten Ableh· 
nung der Fritderubemiihungen durch die 
Roten Khmc:r und die Nationale Befreiungs· 
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front des Khmer-Volkes (KPNLf)_ Die Koali­
tion habe sich w einem "Monster" entwickelt, 
das den Interessen Kamputscheas und se iner 
Bevölkerung nicht gerecht werde. Zudem habe 
sich Son Sann, der Führer der KPNLF, gegen­
über ihm und seiner Fraktion "extrem feind­
selig" v<:rhalten. 
Sihanouk kündigte an, daß er auch die Frie· 
densgcspräche mit Hun Sen abbrechen werde. 
Die KPNLF äußerte in einem Kommuniqu~ 
Bedauern über die Entscheidung Sihanouks 
und forderte diesen auf, seinen Schritt:w über­
denken. 
Am 20./21. Januar d.J. hatte in Saint-Ger· 
main·en uye, wenIich von Paris, ein zweites 
Treffen zwischen Sihanouk und Hun Sen Statt· 
gefunden, bei dem es in Einzdfragen zu einer 
Annäherung der Standpunkte gekommen war. 
Hun Sen hatte angeboten die vietnamesischen 
Truppen in drei Phasen bereits innerhalb von 
24 Monaten abzuziehen, danach Wahlen abzu· 
halten sowie eine neue Regierung zu bilden. 
Sihanouk forderte dagegen die Auflösung der 
Volksrepublik Kamputschea und die Bildung 
einer Obergangsregierong noch vor den Wah· 
len. Diese sollte die Wahl en vorbereiten, wel· 
che nach der zweiten Phase des vie tnamesi· 
sehen Truppenabzuges stattfinden und von 
einer internationalen Friedenstruppe über· 
wacht werden sollten. 

Persischer Golf 

UNfür 
Sanktionen gegen Iran 
In Gesprächen des UN-Sicherheitsrates über 
zusätzliche Maßnahmen zur Realisierung sei· 
ner Friedensresolution 598 vom Juli 1987 
(entsprechend Punkt 10, Wortlaut in: AlB 
9/1987, S. 23) kam t5 im ~zember 
1987/Januar 1988 zu einer Annäherong der 
Positionen. 
Angesichts der Tatsache, daß Teheran auf sei­
ner Ablehnung eines Waffenstillstands be­
harrte und die Vermiltlungsbemühungcn von 
UN-Generahekretär Pern de Cudlar als ge· 
scheiten anzusehen waren, stimmten nunmehr 
auch die UdSSR, die VR China und japan der 
US-Forderung nach einem einseitigen Waffen_ 
embargo gegen den Iran zu. Die Forderungwar 
von ihnen zunächst mit der Begründung abge· 
lehnt worden, daß die diplomatischen Wege 
einer Konfliktlösung erst auszuschöpfen seien 
und daß die Einhaltung eines Waffenembargos 
nur schwer zu überprüfen sei. 
Die sowjetische Zustimmung ist alle rdings ver· 
knüpft mit der Forderung nach dem Abzug 
aller fremden Kriegsschiffe aus der Golfregion 
und nach Entsendung von UN·Truppen in das 
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Krisen8"biet. Damit soll einer e rneuten Eska· 
lation USA-Iran vorgebeugt und ein Waffen· 
embargo einer wirkung$vollen internationalen 
Kontrolle unterzogen werden. Während dieser 
Vorschlag sowohl \"on den Nichtpaktge· 
bundenen als auch "on den arabischen Staaten 
in wachsendem Maße untennützt wird, pocht 
Washington (so Verteidigungsministe r Car­
lucci am 6. Januar dJ.) darauf, daß man die 
NATO·Präsenz in der Region allenfalls zu re­
duzieren gedenke. 
~r lran drohte indeijScn für den FaU der 
Anwendung des Waffenembargos die Sperrung 
der Straße von Hormus sowie die Zerstörung 
aller Häfen der Region an. 

Kenia-Uganda 

Konflikt um 
Rebellenaktivitäten 
Am 28.12.! 987 kamen der kenianische Präsi· 
dent Daniel kap Moi und Ugandas Staatschef 
Yoweri Museveni in MaLaba (Kenia) zusam­
men, um den Konflikt zwischen den beiden 
ostafrikanischen Staaten, der sich Mitte 
DezembeTl.ugespitzt halle, beizulegcn. 

Die Regierung Muscvenl, die 1986 durch den 
Sieg der Nationalen Widerstandsarmee die 
Macht in Kampala übernommen hatte, sah sich 
im letzten Jahr von einem wachsenden Wider­
stand bewaffneter Rebellengruppen bedroht. 

China 

Diese operieren vor allem im Norden und 
Osten des Landes, im Grenzgebiet zu Kenia. 
Uganda hatte mehrmals er1tlärt, die Rebellen 
"iirden von kenianischem Territorium aus ins 
Land eindringen. Umdies zu v<:rhindem, hatte 
Uganda im Oktober 1987 seine Troppen an der 
gemeinsamen . Grenze verstär1tt. Daraufbjn 
sprach die kenianische Regierung von Kriegs· 
vorbereitungen gegen ihr Land. 
Mitte DezemQer kam es schließlich zu Gefech­
ten zwischen Gruppen ugandischer Soldaten, 
die auf keruanisches Gebiet vorgedrungen 
waren, und kenianischen Sicherheitskräften, 
wobei mindestens 15 Personen getötet wur­
den. Daraufhin wies Kenia den ugandischen 
Botschafter aus und schloß die libysche Bot­
schaft. ~n Libyern wird vorgcworfen, sich in 
die inneren Angelegenheiten Kenias einzu· 
mischen und Uganda zu unteutützen. 
Scharfen Protest rief in Kampala die faktische 
Schließung der Grenze durch Kenia hervor. 
Dies kam einer Winschafublockade gleich, 
denn das Binnenland Uganda ist zur Abwick· 
lung seines Außenhandels auf den keniani· 
schen Hafen Mombasa angcwiesen. 
Ein von Muscveni berurwortcter Schlichtungs­
versuch durch die Organisation für Afrikani· 
sche Einheit (OAU) bzw. Tansania wurde von 
Nairobi nicht für notwendig erachtet. Nach 
dem Gespräch vom 28. Dezemher haben sich 
die Beziehungcn jedoch wieder normalisiert. 
Uganda zog seine Truppen von der Grenu 
zurück. Der Grenzverkehr wird nicht mehr 
behindert. 

Tod des taiwanesischen Staatschefs 
Im Alter von 77 jahren verstarb Olm 13.Januar 
dJ. der Präsident Taiwans, ChiangChing-Kuo. 
Chiang Ching-Kuo war der Sohn des früheren 
Präsidenten und Führers der Kuomintang 
(Nationale Volkspartei; KMT), Chiang Kai· 
Shek. 
Mit seinem Tod ging eine Ära zu Ende : Sein 
Vater hatte 1928·48 an der Spitze der Repu­
blik China gestanden und war 1949 mit etwa 2 
Mio Anhängern vor der Volksbefreiungsarmee 
Mao Zedongs auf die dem chinesischen Fest­
land vorgelagerte Insel geflohen. Sie brachten 
ihren gesamten Regierongsapparat und das 
Kriegsrecht mit nach Taiwan. 
Danach durften auf der Insel für die "Dauer 
des kommunistischen Aufstands", wie es im 
Sprachgebrauch der allcinregierenden KMT 
hieß, keine landesweiten Parlamentswahlen 
mehr ausgerufen werden. Partti·Neugriindun­
gen waren verboten und der Kontakt zur VR 
China stand unter Strafe. Chiang Kai-Shek 
regierte Taiwan bis zu seinem Tod 1975 im 
Stile eines Militärdiktators. Chiang Ching·Kuo 

war sein direkter Nachfolger im Präsidenten­
amt. 
In der Amtszeit Chiang Ching-Kuos mußte die 
Regierung in Taipeh JChwere diplomatische 
Rückschläge hinnehmen, als die USA und an· 
dere westliche Staaten ihre Beziehungen ab· 
brachen und Bouchafter nach Beijing entsand· 
ten. Andererseits Jtand der Name Chiang 
Ching·Kuos gerade in den letzten beidenjah· 
ren rur eine schriuweise Liberalisierung des 
heute 18 Mio Einwohner zählenden Schwel­
lenlandes. So konnte sich 1986 die oppositio· 
nelle Demokratische Fortschritupartei (DFP) 
gründen. Im juli 1987 wurde nach 37 Jahren 
das Kriegsrecht auf Taiwan abgeschafft. Seit 
November denelben Jahres sind gar Familien­
beJuche in der VR Chinaerlaubt. 
Verhandlungsangebote aus Beijing über eine 
Wiedervereinigung hatte Chiang Ching·Kuo 
allerdings zeitlebens abgelehnt. Der von ~ng 
Xiaoping ersonnenen Formel "Ein Land -
zwei Systeme" haue die K.'vIT·Führong auf 
Taiwan stets eine Politik d~s strikten Antikom· 



muni.mus und d~s Alleinvertretungiarupruch. 
fUf ganz China entgegengesetzt. 
In einem ungewöhnlich rC'Spekh'ollen Beileids­
telegramm würdigte die Kommunistische Pat­
tei Chinas das Festhalten des Verstorbenen an 
einem einheitlich<:n China und !.Cine "gewissen 
Anstrengungen. die Spannung zu ve!Tingern". 
Offensichtlich sieht man in Beijing jetzt grö. 
ßere Möglichkeiten, eine Annäherung mit den 
MaChthabern in Taiwan voranzubringen. 
Mit dem zwischenzeitlich tum neuen Präsiden­
ten Taiwans nominie"en 65jährigen Li Dcng· 
hui übernimmt erstmals ein gebürtiger Tai­
wanese dieses Amt. Der bisherige Vizepräsi· 
dent wird das obente Staatsamt zunächst bis 
zu den Präsidenuchafuwahlen 1990 ausüben. 
Allerdings soll er weder über eine eigenständige 
Machtba.!is in der KMT noch im Militär ver· 
fUgen. Von vielen Taiwanesen wird Li Denghui 
deshalb nur als Obergangspräsident angesehen. 

Abnistung 

6-Staaten-lnitiative 
für weitere Abrüstung 
Die Repräsf'ntanten der Sechs·Staaten·Initia· 
tive für den Frieden haben sich Ende J anuar 
d.J. erneut mit einem Appell an die Welt· 
öffentlichkeit gewandt. alles zu tun, um den 
ProzeB der atomaren Abrü$lung unumkehrbar 
zu machen. 
In ihrer "Stockholmer Deklaration" werteten 
Argentinicns Präsident Alfonsin, Griechen­
lands Ministerpräsident Papandreou, Indiens 
Premierminister Gandhi, Mexikos Präsident de 
la Madrid, Schwedens Ministerpräsident Carls· 
son sowie Tansania.! E:rt-Präsident Nyerere den 
sowjetisch·amerikanischen Vertrag über die 
doppelte Null·Lösung als historischen ersten 
Schrill (siehe auch AIB 1-2/1988; S. 3). Die 
USA und die UdSSR wurden desweiteren er· 
sucht, noch in der ersten Hälfte dJ. einen 
Venrag über die 50prozentige Reduzierung 
der strategischen Kemwdfenanenale abzu­
schließen. 
In ihrer Deklaration forderten die Unteneich· 
ner erneut da.! Verbot von Anti·S~tellitenwaf. 
fen sowie von Atomwaffentats. Die sechs 
Sta~"- und Regierungschefs wiederbolt~n 
auch ihr Angebot, ~ktiv an der Kont rolle einer 

TeHstopp·Vereinb~rung mitzuwirken. Zur 
ObelWachung weiterer Abriinungimaßnah­
men soH zudem ein imernationalC$ Kontroll· 
system geschaffen wuden. zu dessen Realisie­
rung die Sechs·Staaten·lnitiative die UNO am 
28. J anuar d.]. aufgerufen hat. 

Haiti 

Boykott der Wahlfarce 
Nach der gewaltsamen Verhinderungder Präsi­
dentscbaftswahlen ,-om 29. I 1.198 7 durch 
duvalieristische Tontons Macoutes und Solda' 
ten (sieha AlB 1-2/1988, S. 68f.) lieBen die 
regierenden Militärs einen neuen Urnengang 
unter ihrer Kontrolle abhalten. Dabei siegte ihr 
Kandidat, der Politikwissenschaftler LaUe F. 
Manigat. Er erhielt nach offiziellen Angaben 
bei einer WahlbeteiJigung ,"on 30%einen Stirn· 
menanteil "on 53%. 
Nach Beobachtungen der Opposition, die zum 
Boykott aufgerufen hatte, gingen kaum mehr 
als 3·10% der Wähler zu den Urnen. Das Er­
gebnis habe nur durch massi"e Mehrfach· 
stimmabgaben und da.! Einwerfen ,"orberei· 
teter Bündel von Stimmzetteln e!Teicht wer· 
den können. Eine geheime Abstimmung war 
nicht vorgesehen. Und die in den Wahllokalen 
anwesenden Soldaten übten zusätzlich Druck 
aus. 
Die im Komitee der Demokratischen Verstän· 
digung zusammengeschlossenen wichtigsten 
Oppositionsvertreter Sylvio Oaude, Mare 
Bazin, Louis Dejoie und Gerard Gourgue for­
derten die Annullierung der Wahl. Sie werden 
dabei \'On der Mehrheit des katholischen 
Klerus unterstützt. 
Ihre Forderungen werden kaum erfüllt wer· 
den. denn die USA haben trotz der "Unregel· 
mäßigkeiten" erklärt, sie wollten mit Manigat 
zusammenarbeiten. 

Angola 

Diplomatie 
und Kriegseskalation 
Am 28./29. J~nuar d.J. tl'1lfcn sich hohe ango­
lanische und US-Regierungs"ertrcter nach drei 
vorangegangenen Gesprächsrunden im Jetzten 
Jahr erneut, um über cine regionale Friedens· 
regelung zu beraten. Im Vordergrund der Ge­
spräche. zu denen auch das kubanische Polit· 
büromitglied Jorge Risquet hinzugezogen wur· 
de, standen die Unabhängigkeit Namibias auf 
Basis der UN·Sicherheitsratsresolution 435{78 
und ein Abzug kubaruscher Truppen aus An· 
gola. 
Laut Aussagen des Sprechen des US·AuBen· 
ministeriums, Charles Redman, soll Luanda 
erstmals grundsätzlich einem Rückzug aller 
kubaruscher Truppen aus Angola im Zusam· 
menhang mit einer Lösung zugestimmt haben. 
"Die Frage des Rilckzugs kubanischer Truppen 
aus Angola ist an den RUckzugdcr südafrikani· 
schen Streitkräfte "om angolanischen T~rrito­
rium, ein Ende der amerikanischen und süd· 
afri kanischen llilfe für die Terroristenbanden 
der UNITA sowie die Anwendung der UN° 
Sicherheiurauresolution 435/78 über die Un­
abhängigkdt Namibias geknüpft", präzisierte 
das angolanische Außenminste ri um in einem 
Kommunique seine Verhandlungsposition. 
Als Hindernis für eine derartige RegeLung 
dürfte sich wohl die südafrikarusche Haltung 
elWcisen. In einem Interview mit der portugie. 
sischen Nachrichtenagentur Lusa am 
18. 12. 1987 zeigte sich der angolanische Vize· 
AuBenminüiter Ven:l.ncio de ~ioura zwar op­
timistisch bezüglich eines Kompromisses mit 
den USA, aber "das Klima um Angola erlaubt 

nicht die DurchfUhrung dieser Vorschläge". 
Und: "Es gibt keine Empfänglichkeit derande· 
ren Seite, die Angola ermöglichen würde, zur 
praktischen Aktion überzugehen", fügte er 
hinzu. 
Tatsächlich hat Südafrika in den lelZten 
Wochen seine Aggrcnion gegen Angola noch 
eskaliert. Wie der ~ngolanische Verteidigungs· 
ministe r Pedro Maria Tonha "Pedale" am 2 1. 
J anuar dJ. sagte, gab es heftige Kämpfe zwi· 
schen angolanischen und südafrikanischen 
Verbänden bei Cuito Cuanavale, 300 km von 
der namibischen Grenzen entfernt in der Pro­
vinz Cuando Cubango, und in Munhango, an 
der Benguela Bahn 590 km von der namibi­
schen Grenze gelegen. Weitere süd afrikanische 
Truppen .. iirden in Nordnamibia zusammen· 
gezogen, um die Aggression noch tu verstiir· 
ken. 
Sis zum Redaktionsschluß haben die ango· 
lanischen Streitkräfte das strategisch wichtige 
Cuito Cuana"ale gegen den Angriff einer etwa 
7.000 Mann starken südafrikanischen Streit· 
macht verteidigen können. 

Tennine 
14./15.MiJ.r~ 

Mosambik·Hearing im Deutschen Bundestag. 
Kontakt: Die GRONEN im Bundestag. Buro 
Ursula Eid, Bundeshaus, 5300 Bonn I, Tel. 
0228·165529/7928 

18. Man 
Seminar "Fleisch frißt Menschen" ~um 
F1ti$<:b- und FuttiCrmiu el import in 4811 Ocr. 
linghauscn. 
Kontakt: AKE, Horstwtg 11. 4973 Vlotho, 
Tel. 05733-6800 

19.-2a Mär~ 
EI Sal\·~or·Bu ndestreffen in Köln. 
Kontakt: Informationsstelle EI Salvador, Hof· 
aue 51,5600 Wuppcnal I, TcL 0202-4936'0:-' 

18.-20Miir~ 

BUKO·Seminar "Folgen der hl.amisierung im 
Iran ". Aufhebung der Menschenrechte von 
Frau en in Augustdorfbei Bidcfdd. 
Kontakt: BUKO, Nemstweg 34. 2000 Harn­
burg50, Tel. 040-5931 56 

8,·10. 2April 
BUKO-Seminar "Sowjetunion und Dritte 
Welt" in Mainz. 
Kontakt: BUKO (s.o.) 

22.-24. April 
3. Akt ionskonferenz der IWF /WiCltbank· 
Kampagnein West·Berl in. 
Kontak t : SUKO (s.o. ) 

6 . .8. Mai 
Seminar "Zucl'5t stirbt der Wald, dann sti rbt 
der Mensch". Ursachen der RegenwaldzerSlÖ' 
rung und Chancen des Schutzes. 
Kontak t: AKE-Bildungswerk, HOßlWeg 11 , 
49 73 Vlotho 

6.-8. Mai 
Internationaler Kongrcß "Kultur des Frie­
dens" in Tubingen. 
Kontakt : Theodorakis-Chor. Am Lustnauer 
Tor 4. 7400 Tubingen, Tel. 07071 ·52 200 

7./8. Mai 
Aktionskonfercnz der t' riedensbiC_(pJng. 
Wird eventuell in den Kongreß integriert. 
Kontak t : KA der Friedensbewegung, Römer· 
str. 88, 5 300 Bonn I, Tel. 0228·692904{05 
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